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Nullrunde für 3,8 Millionen 

Die IG Metall war mit der Forderung nach Erhöhung 
der Entgelte um 5 Prozent in die Tarifverhandlung 
gestartet. Erkämpft wurde etwa die Hälfte. 


ALG II weiter verschärft 

Ministerin Nahles nimmt Erwerbslose unter neuen 
Beschuss. Zukünftig sollen Leistungen noch leich¬ 
ter gestrichen werden können. 
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Spaltung der Belegschaften 
gesetzlich abgesegnet 

Koalition stimmt Nahles* Gesetzentwurf zu Leiharbeit und Werkverträgen zu - E 



D ie Regierungskoalition aus 
CDU/CSU und SPD hat sich 
auf einen Gesetzentwurf zur 
Regelung von Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen geeinigt. Das berichtete 
Arbeitsministerin Andrea Nahles 
(SPD) stolz nach der Sitzung des 
Koalitionsausschuss am 11. Mai. Ihr 
seit Februar vorliegender Gesetz¬ 
entwurf könne nun zügig vom Ka¬ 
binett verabschiedet werden, sagte 
sie. Damit soll ihren Angaben zu¬ 
folge der „Missbrauch“ von Leih¬ 
arbeit und Werkverträgen, wie von 
den Gewerkschaften gefordert ein¬ 
geschränkt werden. 

Schon der Koalitionsvertrag der 
jetzt amtierenden dritten Merkel- 
Regierung hatte festgehalten, dass 
der Missbrauch von Werkverträgen 
und Leiharbeit durch ein Gesetz un¬ 
terbunden werden sollte. Ihre mas¬ 
senhafte Verwendung war erst durch 
Gesetze der SPD-Grüne-Regierung 
unter Gerhard Schröder im Rahmen 
der „Agenda 2010“ ermöglicht wor¬ 
den. Die Unternehmer nutzten das 
Instrument auf breiter Front. Sie lie¬ 
ßen Heerscharen von Lohnabhän¬ 
gigen mit formal anderen Arbeit¬ 
gebern in ihren Fabriken dieselbe 
Arbeit tun wie die angestammte Be¬ 
legschaft, aber außerhalb oder - ge¬ 
nauer - unterhalb des Tarifs. So spal¬ 
tet sich heute der in Großbetrieben 
tätige „Kern der Arbeiterklasse“ in 
a) die Stammbelegschaft, b) die 
Leiharbeiter und c) die Arbeiter auf 
Werkvertragsbasis. 

Die Arbeitsministerin hatte be¬ 
reits im Herbst vorigen Jahres einen 
Referentenentwurf vorgelegt, der 
kümmerlich ausfiel, aber gegenüber 
dem seit Schröder geltenden Gesetz 
den Vorteil hatte, dass Werkverträge, 
die eigentlich verdeckte Leiharbeit 
darstellen, untersagt werden sollten. 
Bei der Leiharbeit selbst sollten ei¬ 
nige Regeln, ab wann die geliehenen 
Arbeitskräfte den Stammarbeits¬ 
kräften gleichgestellt werden soll¬ 
ten, etwas strenger gefasst werden 
und drittens die Betriebsräte wenigs¬ 


tens informiert werden, wenn solche 
Maßnahmen drohten. Die Arbeitge¬ 
ber waren nicht zufrieden mit die¬ 
sem Entwurf, weshalb Frau Nahles 
Ende Februar einen neuen Entwurf 
vorlegte, der die Regelung für Werk¬ 
verträge so weit verwässerte, dass 
Gesamtmetall, die rechte Presse und 
die Mittelstandsunion sich zufrie¬ 
den zeigten. Auch die IG Metall und 
IG BCE begrüßten den verwässerten 
Entwurf. Nur Frau Buntenbach vom 
DGB-Vorstand übte Kritik. Der Ent¬ 
wurf sollte am 9. März vom Kabinett 
beschlossen werden. 

Da erhob Bayerns Ministerprä¬ 
sident und zugleich CSU-Vorsitzen¬ 
der Horst Seehofer Einwände. Er 
forderte, dass Nahles 4 Entwurf noch 
wertloser gemacht werde. Die SPD 
zeigte sich mit Hilfe des belanglosen 
Gesetzentwurfes kämpferisch für Ar¬ 


beiterrechte, und der DGB organi¬ 
sierte im April eine Demonstration 
in München, um das Gesetz voran¬ 
zutreiben. Der DGB-Vorsitzende 
Reiner Hoffmann begrüßte die jetzt 
erfolgte Einigung in der Koalition 
als „ersten wichtigen Schritt gegen 
Lohndumping in Betrieben und Ver¬ 
waltungen“. 

Leider muss man ihm da wider¬ 
sprechen. Die im Gesetzesvorschlag 
vorgesehenen wichtigsten Einschrän¬ 
kungen, dass geliehene Zeitarbeiter 
„nur“ 18 Monate im selben Betrieb 
eingesetzt werden dürfen und dass 
Zeitarbeiter nach neun Monaten 
denselben Lohn wie die Stamm¬ 
arbeiter erhalten müssen, sind mit 
Ausnahmen und Ausstiegsklauseln 
gespickt und bieten ohnehin wie bis¬ 
her reichlich Spielraum, auf Dauer 
eine schlechter gestellte Arbeiter¬ 


schicht zu schaffen, damit die Beleg¬ 
schaft zu spalten, ihre Interessenver¬ 
tretung zu schwächen und den Lohn 
insgesamt zu drücken. Die Regelung, 
wonach Leiharbeiter nicht als Streik¬ 
brecher eingesetzt werden dürfen, 
ist dermaßen vage gefasst, dass sie 
diese üble Praxis nicht unterbinden 
kann. Die Zufriedenheit der Arbeit¬ 
geberverbände mit dem vorliegen¬ 
den Koalitionskompromiss lässt be¬ 
fürchten, dass die Präzisierung der 
Regeln und die Ausnahmeklauseln 
unter Einbeziehung der Betriebsräte 
die Rechtslage der Leiharbeiter und 
der Werkvertragsarbeiter sogar noch 
verschlechtern. Das meint jedenfalls 
der Arbeitsrechtler Rolf Geffken. 
Sein Urteil zu Nahles 4 Gesetzentwurf 
insgesamt: „Der Missbrauch wird er¬ 
leichtert und sozusagen legalisiert 4 “ 

Lucas Zeise 


Den Konflikt einfrieren 

Außenminister beraten über Ukraine, Fortschritte gibt es nicht 


Am 11. Mai haben sich die Außenmi¬ 
nister Russlands, Frankreichs, Deutsch¬ 
lands und der Ukraine in Berlin getrof¬ 
fen, um über den Konflikt in der Ukra¬ 
ine zu beraten. Einen Durchbruch hat 
es nicht gegeben - darin waren sich 
Frank-Walter Steinmeier, sein franzö¬ 
sischer Kollege Jean-Marc Ayrault und 
der russische Außenminister Sergej 
Lawrow einig. Auch eine gemeinsame 
Abschlusserklärung verabschiedeten 
die Minister nicht. Der ukrainische 
Vertreter Pawel Klimkin sprach im An¬ 
schluss sogar davon, dass der Minsker 
Prozess insgesamt eingefroren werden 
könnte. Genau das ist wohl die Absicht 
der ukrainischen Regierung. 

In Minsk waren im September 2014 
und im Februar 2015 Verträge über 


eine friedliche Regelung des Konflikts 
geschlossen worden. An den Verhand¬ 
lungen waren Deutschland, Frankreich, 
Russland, die Kiewer Regierung, die 
Volksrepubliken des Donbass und die 
Organisation für Sicherheit und Zu¬ 
sammenarbeit in Europa (OSZE) be¬ 
teiligt. Bei dem Treffen in Berlin ging 
es um alle Teile des Minsker Maßnah¬ 
menkatalogs - den militärischen, öko¬ 
nomischen, politischen und humani¬ 
tären Teil. Besonders der politische 
Teil widerspricht den Interessen der 
Kiewer Regierung, auch wenn das nur 
Lawrow in Berlin deutlich aussprach. 

So gehört zu den in Minsk verein¬ 
barten Maßnahmen, dass Kiew das 
Verfahren für die geplanten Kommu¬ 
nalwahlen in den Gebieten der Volks¬ 


republiken mit diesen abstimmen sol¬ 
le. Das verweigert die Ukraine bisher. 
Klimkin äußerte nach dem Berliner 
Treffen, die Ukraine sei „selbst in der 
Lage, die ukrainische Gesetzgebung 
zu schreiben“. So fordert das Kiewer 
Regime, dass auch Parteien, die für 
die militärische Aggression gegen das 
Donbass verantwortlich sind, an den 
Wahlen teilnehmen können. Für die 
Volksrepubliken ist diese Forderung 
unannehmbar. 

Die Kiewer Regierung argumen¬ 
tiert, die politischen Maßnahmen 
von Minsk könnten deshalb nicht 
umgesetzt werden, weil die Lage in 
der Ostukraine zu unsicher sei. Die 
Regierung selbst könnte daran leicht 
etwas ändern. Zur Zeit beschießt die 


ukrainische Armee beinahe täglich 
Wohngebiete, vor allem in der Do- 
nezker Volksrepublik (DVR). Die 
Regierung könnte die Armee an¬ 
weisen, diesen Beschuss zu been¬ 
den, und damit zur Sicherheit bei¬ 
tragen. Tatsächlich hat sie offenbar 
nicht die Absicht ihre militärischen 
Operationen zu beenden. Noch am 
27. April beschossen ukrainische 
Truppen zivile Fahrzeuge an einem 
Checkpoint und töteten mehrere 
Menschen. Ende April hatten die 
Konfliktparteien ausgehandelt, das 
Feuer einzustellen. Die ukrainische 
Armee hat diese Waffenruhe nicht 
eingehalten - genauso wenig wie alle 
früheren derartigen Vereinbarungen. 

Die Kiewer Regierung nutzt die 
Kämpfe, um nun zu fordern, dass 
die OSZE eine bewaffnete Mission 
in die Ukraine schickt. Bereits frü¬ 
her hat sie eine EU- oder NATO- 
Polizeimission gefordert. Die OSZE- 


Thema der Woche 


Das waren die Pfingstcamps der 
SDAJ 

im Norden, Süden, Osten, Westen - an vier 
Orten organisierte die Sozialistische Deut¬ 
sche Arbeiterjugend in diesem Jahr wieder 
regionale Pfingstcamps: bei Kiel, im Oden¬ 
wald, im Waldseebad Königsee und bei 
Münster. Überall ging es darum gemeinsam 
zu diskutieren, wie vor allem der Kampf ge¬ 
gen die Rechtsentwicklung, die Aufrüstung 
der Bundeswehr und die Auslandseinsätze 
verstärkt werden kann, aber auch Sport und 
Kultur kamen nicht zu kurz ... 

Seiten 4 und 8 



6 Wochen 
bis zum 

UZ-Pressefest 2016! 

... und auch die Kurzen haben 
allen Grund, sich auf das 
Fest zu freuen. An mehreren 
Stationen auf dem Fest darf 
und soll mit den Kindern 
gebastelt, gemalt und 
gespielt werden. Gestählt 
durch mittlerweile mehr 
als 20 Jahre Erfahrung bei 
Kinderferienlagern, Freizeiten 
und Kinderfesten wissen die 
Aktiven der sozialistischen 
Kinderorganisation „Rote 
Peperoni“ genau, was die 
Kinder sich wünschen. Hier 
werden alle zum Mitmachen 
eingeladen. 

uz-pressefest.de 

Auf nach Büchel! 

25.5. abends: Eintreffen der ersten Teil¬ 
nehmer/innen - gemütliches Grillen 
beim Tagungshaus: 56829 Kail in der 
Unterstraße 16 

26.5. ab 8.00 Uhr: Frühstück, danach 
Aufteilung in zwei Gruppen: 

★ Werbungfür den 27. und 28.5.in Bü¬ 
chel und Cochem 

★ Mahnwache am Atomwaffenlager 
ab 16.00 Uhr Vorbereitung der Aktivi¬ 
täten am 27.5. 

27.5. ab n.oo Uhr: Aktionen des zivilen 
Ungehorsams, in diesem Rahmen ab 
14:00 Uhr Runde mit der KP Luxem¬ 
burgs, der Neuen KP der Niederlande, 
der Partei der Arbeit Belgiens und der 
DKP „Weg mit den Atomwaffen, Krie¬ 
ge beenden - aber wie?“ 

28.5. ab n.oo Uhr: Mahnwache, ab 
13.30 Konzert mit Musikandes und ... 
Grußwort von Heinz Keßler, letzter 
Verteidigungsminister der DDR, Mit¬ 
glied der DKP / Rede Patrik Köbele, Vor¬ 
sitzender der DKP 


Einheiten sollen nach diesem Plan 
auch die Kontrolle über die Gren¬ 
ze zwischen Russland und der Uk¬ 
raine übernehmen, die zur Zeit in 
den Händen der Volksrepubliken 
liegt. Nicht einmal Deutschland und 
Frankreich unterstützen diesen Plan. 
Lawrow wies in Berlin darauf hin, 
dass in der Minsker Vereinbarung 
eine reine Beobachtermission der 
OSZE vorgesehen ist. Die Volksre¬ 
publiken lehnen eine Polizeimission 
ab, sie betrachten sie als ausländi¬ 
sche Intervention. 

Die OSZE ist bereits jetzt kein 
neutraler Beobachter des Konflikts. 
Ihre Aufgabe wäre, festzustellen, ob 
eine Seite die Minsker Vereinbarun¬ 
gen verletzt. Als die ukrainische Ar¬ 
mee die - ebenfalls in Minsk verein¬ 
barte - Pufferzone an der Kontaktli¬ 
nie besetzte, weigerte sich die OSZE, 
dies als Verstoß zu betrachten. 

Renate Koppe 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Theiss Urban zur Personalnot in den Kliniken 

Charite als Schrittmacher 



„Das Betriebsklima bei Amazon 
ist legendär fürchterlich“ 


Management verweigert seit Jahren einen Tarifvertrag 
nach den Bedingungen des Einzel- und Versandhandels 


Mehr als vier Jahre haben die Beschäf¬ 
tigten der Berliner Universitätsklinik 
Charite, voran das Pflegepersonal, um 
mehr Personal gekämpft. 

Das qualitativ Neue: Es ging um die 
Forderung, einen Mindestpersonal¬ 
schlüssel für die Stationen tarifver¬ 
traglich festzuschreiben mit dem dazu¬ 
gehörigen Kontrollmechanismus, eine 
Neuheit in der Geschichte der Bun¬ 
desrepublik. Der „Schlachtruf“ laute¬ 
te: „Mehr von uns ist besser für alle!“ 
Er drückt aus, dass unter dem ekla¬ 
tanten Personalmangel nicht nur die 
Beschäftigten leiden, sondern ebenso 
die Patienten und ihre Angehörigen. 
Die Auseinandersetzungen, stark un¬ 
terstützt von der Gewerkschaft ver. 
di, fanden also im Interesse breiter 
Bevölkerungskreise statt und wurden 
daher von einem „Bündnis Berlinerin¬ 
nen und Berliner für mehr Pflegeper¬ 
sonal im Krankenhaus“ unterstützt. 

Das Ergebnis: Ab 1. Mai gibt es 
eine tarifvertragliche Regelung, die 
eine Höchstbelastung für die Beschäf¬ 
tigten festlegt. Am eindeutigsten ist 
die Pflegebesetzung für die Intensiv¬ 
stationen geregelt: Eine Pflegekraft 
pro Patient im Frühdienst, im Nacht¬ 
dienst 1:3. Das ist ein Kompromiss, 
da eine qualitative Festlegung für 
die Normalstationen nicht durchge¬ 
setzt werden konnte. Jedoch sieht die 
Vereinbarung vor, dass Ansprüche an 
die Qualität der Pflege erfüllt werden 
müssen. Die Einhaltung des Tarifver¬ 
trages wird von einem Gesundheits¬ 
ausschuss überwacht, der aus zwei 
Personen von ver.di und zweien des 
Arbeitgebers besteht. Hinzu kommt 
eine zentrale Ombudsperson. Im 
Streitfall kann die Gewerkschaft auch 
vor dem Arbeitsgericht klagen. Eine 
wichtige Rolle werden aber auch die 
ver.di-Tarifberater auf jeder Station 
spielen, die täglich die Arbeitsbedin¬ 
gungen kontrollieren und für deren 
Verbesserung eintreten sollen. 

Dieser langwierige, qualitativ neu¬ 
artige Arbeitskampf gegen den anhal¬ 
tenden Widerstand (und immer wie¬ 
der gebrochene Vereinbarungen) der 
Klinikleitung und damit letztlich auch 
des Berliner Senats war nur deshalb 
erfolgreich, weil die Beschäftigten ei¬ 
nen langen Atem und gute Unterstüt¬ 
zung durch ihre Gewerkschaft sowie 
durch die Bevölkerung hatten. Die 
Konsequenzen sind weitreichend: Die 
Öffentlichkeit nimmt die Personalnot 
in den Kliniken wahr; der Druck für 
eine allgemeine gesetzliche Rege¬ 
lung steigt; die Ausstrahlung auf an¬ 
dere Krankenhäuser wird erkennbar 
an zunehmenden Kämpfen der Beleg¬ 
schaften hier in Berlin, im Saarland 


Dokumentiert 


Im St.-Anna-Krankenhaus in Duisburg 
herrschen seit langem katastrophale 
Zustände. „Ein kriminell anmutendes 
System aus Lohnraub, Schikanen, Nö¬ 
tigung - errichtet von Personalverant¬ 
wortlichen und Vorarbeiterinnen.“ so die 
Gewerkschaft IG BAU. 

Die Firma Malta Clean & Service 
GmbH (MCS) beschäftigt auch in ande¬ 
ren Krankenhäusern wie in Köln, Bonn 
oder Krefeld-Uerdingen Reinigungs¬ 
kräfte. Erst nachdem im April dieses 
Jahres einige bulgarische Putzfrauen in 
Duisburg an die Öffentlichkeit gingen 
und sich zur Wehr setzten, wurden die 
brutalen Ausbeutungsmethoden und 
Schikanen bekannt. „Es wurden ihnen 
Löhne vorenthalten, sie wurden massiv 
unter Druck gesetzt auch bei Erkran¬ 
kung zu arbeiten - eine Frau wurde so¬ 
gar genötigt, eine Abtreibung vorneh¬ 
men zu lassen. Als sie sich öffentlich be¬ 
schwerten, wurden ihre Arbeitsverträge 
nicht mehr verlängert.“ Der Widerstand 
der Frauen hatte zunächst einiges in 
Bewegung gebracht. Die Firma (MCS) 
musste auf Druck der Öffentlichkeit 
und der Beschäftigten den sechs Frau¬ 
en ein Angebot für eine Festeinstellung 


und bundesweit, wo sich ebensolche 
Tarifkonflikte um mehr Personal ent¬ 
wickeln; die Forderung nach Verbes¬ 
serung der Pflegeausbildung und För¬ 
derung des Nachwuchses wird lauter 
mit Hinweis auf die bessere Situation 
in anderen europäischen Ländern. 

Es zeichnet sich ab, dass der we¬ 
sentliche Grund für die personelle 
Misere im bundesdeutschen Kran¬ 
kenhauswesen in der kapitalistischen, 
profitorientierten Ökonomisierung 
des Gesundheitswesens liegt. Bereits 
in den siebziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts hatte die DKP vor den 
Folgen dieser Profitorientierung ge¬ 
warnt: Privatisierung, Personaleinspa¬ 
rung, Verschlechterung der Qualität, 
Zweiklassenmedizin. Ein wesentli¬ 
cher Faktor dabei ist die Einführung 
der diagnosebezogenen Fallpauscha¬ 
len (sog. DRGs) im Jahr 2004. Seit¬ 
dem erhalten Kliniken nur noch ei¬ 
nen Geldbetrag pro Patient, der sich 
an der durchschnittlichen Dauer einer 
Krankheit orientiert (bzw. am durch¬ 
schnittlichen Behandlungsaufwand). 
Infolgedessen werden die Kliniken 
in einen unerbittlichen Konkurrenz¬ 
kampf getrieben: Will (bzw. muss) ein 
Haus Gewinn machen, muss es mög¬ 
lichst viele Patienten mit möglichst 
kurzer Verweildauer aufnehmen und 
sie möglichst kostensparend behan¬ 
deln. Zugleich müssen die Kosten 
gesenkt werden, was Personalein¬ 
sparung bedeutet. Außerdem werden 
nichtmedizinische Dienste in tarifun¬ 
gebundene „Tochter“-Gesellschaften 
ausgegliedert. 

Wir meinen: Die kapitalistische 
marktwirtschaftliche Steuerung führt 
zur Patientenselektion auf Kosten der 
Schwerkranken, zu höherer Arbeits¬ 
dichte und Qualitätsminderung bei 
den Beschäftigten und zur Unterfi¬ 
nanzierung der Krankenhäuser. 

Der Arbeitskampf an der Charite 
hat hier Zeichen gesetzt. Neben den 
Auseinandersetzungen um deutlich 
bessere Bezahlung muss die Forde¬ 
rung nach Abschaffung des Fallpau¬ 
schalensystems in den Mittelpunkt 
rücken: Gesundheit darf keine Ware 
sein! Gesundheitspflege ist eine öf¬ 
fentliche Angelegenheit! 

Und vergessen wir nicht: während 
mehr als 100 000 Pflegekräfte in den 
Krankenhäusern fehlen, soll die Bun¬ 
deswehr personell und ausrüstungs¬ 
mäßig in den nächsten Jahren mit 130 
Mrd. Euro aufgerüstet werden - Geld 
ist also genug da, aber für wessen In¬ 
teressen? 

Theiss Urban ist Facharzt für Psychia¬ 
trie und Psychotherapie 


machen. Dieses „Angebot“ wurde von 
den Frauen abgelehnt, weil sie die Mei¬ 
nung vertreten, dieses Angebot würde 
an der generellen Situation für alle 
Reinigungskräfte nichts ändern. Diese 
standhafte Haltung führte dazu, dass 
die Firma die Verhandlungen abbrach. 
Damit nicht genug, heuerte sie die be¬ 
kannt-berüchtigte Kanzlei Radeke in 
Hamburg an, und diese erwirkte vor 
der Pressekammer in Hamburg eine 
einstweilige Verfügung gegen den Ge¬ 
werkschaftssekretär Mahir Sahin und 
die IG BAU. 

Frau Nahles, das ist die Realität! 

Der Mindestlohn wird von der Ar¬ 
beitsministerin Andrea Nahles als ein 
Riesenerfolg gefeiert. Doch im Nied¬ 
riglohn-Sektor sind die Zustände im¬ 
mer noch katastrophal. Vor allem im 
Reinigungsgewerbe nutzen die Unter¬ 
nehmen alle erdenklichen Schlupflö¬ 
cher aus, um ihre repressive Handha¬ 
bung weiterzuführen. Von Leiharbeit 
und prekärer Beschäftigung sind Mil¬ 
lionen Menschen betroffen. Es muss 
endlich damit Schluss gemacht werden. 

Wir sind solidarisch! 

DIDF Bundesvorstand 


UZ: Regelmäßig kommt es beim Inter¬ 
nethandelsriesen Amazon zu Streiks der 
Beschäftigten. Was sind die Gründe? 

Christian Leye: Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter von Amazon haben in 
der Vergangenheit vor allem einen Ta¬ 
rifvertrag nach den Bedingungen des 
Einzel- und Versandhandels gefordert. 
Das Management verweigert eben dies 
seit Jahren. Ihr Argument: Amazon, der 
größte Versandhändler der Branche, sei 
tatsächlich gar kein Versandhändler, 
sondern ein reines Logistikunterneh¬ 
men. Mit derselben Logik könnte Thys- 
senKrupp morgen behaupten, es sei gar 
kein Metallunternehmen, sondern ein 
Friseursalon und daher seien die Tarif¬ 
verträge zu ändern. Gleichzeitig zahlt 
Amazon nach Aussagen von Betriebs¬ 
ratsmitgliedern nicht einmal den Lohn 
der Logistikbranche, sondern schlicht 
die Löhne, die das Unternehmen für 



Christian Leye ist Wirtschaftspoli¬ 
tischer Sprecher der Linkspartei in 
Nordrhein-Westfalen und Mitglied 
des dortigen Landesvorstandes 

angemessen hält. Meiner Partei gegen¬ 
über wurde in Gesprächen mehrfach 
berichtet, dass die Beschäftigten unter 
Dauerüberwachung leiden und zuneh¬ 
mend Schikanen ausgesetzt sind. Der 
Konzern versucht, die Ausbeutung sei¬ 
ner Beschäftigten auf die Spitze zu trei¬ 
ben: Gespräche mit der Gewerkschaft 
ver.di werden schlicht verweigert, das 
Betriebsklima ist legendär fürchterlich 
und die Löhne werden willkürlich fest¬ 
gelegt. 

UZ: Erklärt sich die mangelnde Ge¬ 
sprächsbereitschaft Amazons vielleicht 
auch mit dessen Monopolstellung? 

Christian Leye: Selbstverständlich. 
Amazon hat mehr als hunderttausend 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und 
verfügt über 80 Versandzentren welt¬ 
weit. Das Unternehmen geht sehr ag¬ 
gressiv an den Märkten vor und ist 
dabei, in vielen Bereichen Monopol¬ 
stellungen einzunehmen. Die harte 
Ausbeutung der Beschäftigten macht 
sich zumindest für Jeff Bezos bezahlt: 
er ist der Besitzer von Amazon und 
der viertreichste Mensch der Welt. Da¬ 


mit Bezos sich kostspielige Hobbys wie 
die Raumfahrt leisten und in der For- 
bes-Liste der Superreichen mitspielen 
kann, werden alle Arbeitsschritte der 
Beschäftigten mit mathematischer Ge¬ 
nauigkeit überwacht und sie müssen da¬ 
rüber Rechenschaft ablegen, um noch 
das letzte Quäntchen Arbeitsleistung 
aus ihnen heraus zu pressen. Auf Kritik 
an den Zuständen in seinem Unterneh¬ 
men reagierte Bezos kürzlich lapidar: 
das ist bei Amazon eben so, und Kon¬ 
kurrenzdruck könne ja auch für einige 
Menschen was Positives sein. 

UZ: Wie kann der politische Druck auf 
Amazon erhöht werden? 

Christian Leye: Wie immer in solchen 
Situationen ist die wichtigste Frage, wie 
hart die Belegschaft in die Auseinan¬ 
dersetzung geht. Aber natürlich muss 
es auch von außen Druck geben. Mei¬ 
ne Partei unterstützt die Arbeitskämpfe 
bei Amazon seit langem politisch und 
leistet dazu auch Öffentlichkeitsarbeit. 
Ziel ist die Aufklärung und Skandalisie- 
rung der Vehältnisse bei Amazon. 

UZ: Nicht nur Regionen im Osten der 
Bundesrepublik, sondern auch Regio¬ 
nen in Nordrhein-Westfalen sind von 
massiver Armut betroffen. Wäre eine Re¬ 
allohnerhöhung bei Amazon und ande¬ 
ren Firmen nicht auch vor diesem Hin¬ 
tergrund dringend erforderlich? 

Christian Leye: Selbstverständlich. Wir 
müssen umverteilen, gerade auch in 
Nordhrein-Westfalen. Und das geht im 
Kapitalismus eben auch über Lohner¬ 
höhungen, unter anderem bei Amazon. 
Die Situation ist doch die: NRW leidet 
wie kaum ein anderes Bundesland unter 
der Agenda-Politik von SPD und Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen. Die Armut wächst 
hier doppelt so schnell wie im Rest von 
Deutschland, jeder zweite neue Job ist 
befristet, der Niedriglohnsektor blüht. 
Besonders getroffen hat es das Ruhr¬ 
gebiet: Hier hat die Armutsquote zum 
ersten Mal die 20-Prozent-Marke er¬ 
reicht. Man muss sich das klar machen: 
jeder fünfte Mensch im Ruhrgebiet gilt 
inzwischen als arm, in Städten wie etwa 
Duisburg ist sogar jeder vierte betrof¬ 
fen. Noch schlimmer sieht es bei der 
Kinderarmut aus, in Gelsenkirchen zum 
Beispiel leben 40 Prozent der Kinder 
von Hartz IV. Von der Armut der vie¬ 
len haben auch in Nordhrein-Westfa¬ 
len einige wenige profitiert: von den 
500 reichsten Menschen Deutschlands 
kommt jeder vierte aus NRW. Inbeson¬ 
dere sie haben von der Politik der letz¬ 
ten Jahre profitiert, zu Lasten von fast 
allen anderen. 

UZ: Aber die SPD scheint sich ändern 
zu wollen. Sigmar Gabriel gelobte öf¬ 


fentlich Besserung und auch in Nord¬ 
rhein-Westfalen diskutieren die Sozial¬ 
demokraten über soziale Gerechtigkeit 

Christian Leye: Sehr witzig. Die SPD 
hat 18 Jahre lang mit Ausnahme ei¬ 
ner Legislatur in der Bundesregierung 
eine Politik für das reichste eine Pro¬ 
zent umgesetzt. Die härtesten Angrif¬ 
fe auf den Klassenkompromiss wurden 
von der SPD gefahren, inklusive Steu¬ 
ergeschenken in Höhe von 60 bis 70 
Milliarden Euro pro Jahr an die Besit¬ 
zenden. Noch im letzten Sommer war 
die SPD in der Bundesregierung dar¬ 
an beteiligt, eine sozialdemokratische 
Alternative in Europa mit einem öko¬ 
nomischen Staatsstreich gegen Syriza 
niederzuringen. Jetzt, ein Jahr vor den 
Landtags wählen in Nordrhein-Westfa¬ 
len und den Bundestagswahlen, schal¬ 
tet die SPD angesichts historisch nied¬ 
riger Umfragewerte auf soziale Rheto¬ 
rik. Dafür holen sie extra eine Frau aus 
dem Ruhrgebiet nach Berlin, damit sie 
dem Parteivorsitzenden und Vizekanz¬ 
ler Sigmar Gabriel vor laufenden Ka¬ 
meras mal die Meinung sagen kann zum 
Thema Verrat an den Lohnabhängigen. 
Der Putzfrau glaube ich ihre Wut - Sig¬ 
mar Gabriel glaube ich diese PR-Akti¬ 
on definitiv nicht. 

UZ: Und die SPD in NRW? 

Christian Leye: Die ist keinen Deut 
besser. NRW-Wirtschaftsminister 
Garreit Duin (SPD) steht aktuell unter 
Druck, weil das Wirtschaftswachstum 
in NRW hinter dem Bundestrend liegt. 
Seine Reaktion: Er will endlich mal 
Politik für die Wirtschaft machen und 
lässt sich sein Strategiepapier von der 
Industrie absegnen. War ja auch echt 
genug Politik für die kleinen Leute, 
jetzt sind mal wieder die Großen dran. 
Fakt ist, Politik für die Reichen geht im 
Kapitalismus auf Kosten von allen an¬ 
deren. Das Absurde daran ist, dass das 
Wirtschaftswachstum im Bund vor al¬ 
lem durch den privaten Konsum und 
öffentliche Ausgaben getragen wird. 
Hier wird klar, warum NRW hinterher¬ 
hinkt. Wenn bald jeder fünfte Mensch 
in NRW arm ist und rund 80 Prozent 
der Kommunen ein Haushaltsdefizit 
aufweisen, dann können auch priva¬ 
ter Konsum und öffentliche Ausga¬ 
ben kaum zu Wachstum führen. Frü¬ 
her kannten SPD-Wirtschaftsminister 
zumindest diese primitiven ökonomi¬ 
schen Zusammenhänge. Heute haben 
sie so lange vor den Mächtigen gebu¬ 
ckelt, dass sie sich selbst im historischen 
Umfragetief keine andere Politik mehr 
vorstellen können. Auch und gerade in 
NRW kann der Druck daher nur von 
Links kommen. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Reinigungskräfte sind nicht alleine! 

Aus einer Erklärung des DIDF-Bundesvorstandes 
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Nullrunde für 3,8 Millionen Beschäftigte 

IG Metall sieht im Tarifabschluss erhöhte Kaufkraft und gesicherte Beschäftigung 


L etztendlich nicht überraschend kam 
der Tarifabschluss für die Metall- 
und Elektroindustrie in Nordrhein- 
Westfalen unmittelbar vor Püngsten zu¬ 
stande. Nach der Einigung in Köln wird 
zügig die Übernahme des Ergebnisses 
in den anderen Tarifgebieten verhan¬ 
delt. Diese Verhandlungstermine ünden 
nach Redaktionsschluss dieser Ausga¬ 
be der UZ bis zum 20. Mai statt. Es ist 
damit zu rechnen, dass dieser Pilotab¬ 
schluss in den anderen Regionen über¬ 
nommen wird, er gilt dann für ca. 3,8 
Millionen Beschäftigte. 

Das Ergebnis sieht eine Einmalzah¬ 
lung in Höhe von 150 Euro für die Mo¬ 
nate April bis Juni 2016 vor. Ab 1. Juli 
werden die Entgelte in einer ersten 
Stufe um 2,8 Prozent erhöht. Die zwei¬ 
te Stufe folgt ab 1. April 2017 mit ei¬ 
ner Erhöhung um 2 Prozent. Für die 
Einmalzahlung und die zweite Stufe 
der Entgelterhöhung wurde eine Dif¬ 
ferenzierungsklausel vereinbart, die es 
den Tarifvertragsparteien erlaubt, für 
verbandsgebundene Betriebe in wirt¬ 
schaftlichen Schwierigkeiten eine Ver¬ 
schiebung der Entgelterhöhung vor¬ 
zunehmen. Die Laufzeit beträgt insge¬ 
samt 21 Monate. 

Die IG Metall war mit der Forde¬ 
rung nach Erhöhung der Entgelte um 5 
Prozent in die Tarifverhandlung gestar¬ 
tet. Mit offensichtlichen Provokationen 
hatten daraufhin die „Arbeitgeber“ re¬ 
agiert und Erhöhungen von 0,9 Prozent 
plus 0,3 Prozent Einmalzahlung ange- 
boten. Insgesamt 760 000 Metallerin¬ 
nen und Metaller beteiligten sich an 
den Warnstreikaktionen der vergange¬ 
nen Tage, um die Ziele der IG Metall 
zu unterstützen. 

„Das ist ein Abschluss mit Pilotcha¬ 
rakter. Die Beschäftigten bekommen 
eine deutliche Erhöhung ihrer Realein¬ 
kommen und damit einen fairen An¬ 
teil am wirtschaftlichen Erfolg“, sagte 


Jörg Hofmann, Erster Vorsitzender der 
IG Metall, am vergangenen Freitag in 
Köln. 

Offen bleibt, ob die Inflation diese 
Lohnerhöhung nicht vollständig neu¬ 
tralisiert. Die Diskussion in den Be¬ 
trieben über das Ergebnis wird zum 
Redaktionsschluss dieser Ausgabe erst 
beginnen, und mit durchaus unter¬ 
schiedlichen Bewertungen ist zu rech¬ 
nen. 


Sowohl bei den Beschäftigten als 
auch in vielen Betrieben der Metall- 
und Elektroindustrie waren die Aus¬ 
gangssituationen für diese Tarifrunde 
recht unterschiedlich. Während sich 
Reedereien an der Küste aktuell über 
Großaufträge freuen konnten, bestim¬ 
men Absatzeinbrüche die Auftragslage 
in der Automobil- und ihrer Zulieferer- 
industrie. Das beeinflusst das Kräftever¬ 
hältnis. Die Schere bei den Einkommen 


der Kolleginnen und Kollegen geht seit 
Jahren auseinander, das führt zu einer 
unterschiedlichen Streikbereitschaft 
und zu unterschiedlichen Forderungen. 

Die Streikbereitschaft der Kolle¬ 
ginnen war ein wesentliches Moment 
in diesem Tarifkampf. Zur Erinnerung: 
750 000 Kolleginnen beteiligten sich 
2013 an Warnstreiks der IG Metall 
(der Abschluss galt damals für zwei 
Jahre), 870 000 bei der dann folgen¬ 


den Runde im Jahr 2015. In den ak¬ 
tuellen Stellungnahmen betonten die 
Bezirksleiter der IG Metall diese Mo- 
bilisierungsfähigkeit. „Das Ergebnis in 
Nordrhein-Westfalen war nur durch 
die kraftvollen Warnstreiks möglich. 
Allein im Bezirk Küste beteiligten 
sich daran mehr als 57 000 Metaller 
und Metallerinnen“ sagte zum Beispiel 
Meinhard Geiken, Bezirksleiter der IG 
Metall Küste. Werner Sarbok 



Machtpolitik braucht Rüstungsindustrie 

Gabriel hat nicht die leiseste Absicht, Waffenexporte einzuschränken • Teil II 



Spätestens seit den Auftritten von 
Bundespräsident Joachim Gauck, Ver¬ 
teidigungsministerin Ursula von der 
Leyen und von Außenminister Frank- 
Walter Steinmeier bei der Münchner 
Sicherheitskonferenz Anfang 2014 will 
Deutschland erklärtermaßen mehr mi¬ 
litärische „Verantwortung“ überneh¬ 
men - also machtpolitisch in der aller¬ 
ersten Reihe mitspielen. Und das geht 
nur, wenn man auch über eine hierfür 
„notwendige“ industrielle Basis ver¬ 
fügt, wie der „Bundesverband der Si- 
cherheits- und Verteidigungsindustrie“ 
der Politik hinter die Ohren schreibt: 
„Die Bundesrepublik Deutschland 
hat sich entschieden, Verantwortung 
für sicherheitspolitische Aufgaben zu 
übernehmen und sich mit ihren Part¬ 
nern für die Durchsetzung gemeinsa¬ 
mer Werte und Ziele einzusetzen.[...] 
Um die genannten Aufgaben entspre¬ 
chend wahrnehmen zu können, kann 
es in einigen Fällen militärischer Maß¬ 
nahmen bedürfen [...] Nur eine eige¬ 
ne deutsche Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungsindustrie [kann] die politisch als 
wichtig eingeschätzte Versorgungssi¬ 
cherheit der deutschen Einsatzkräfte 
gewährleisten und so die Handlungs¬ 
fähigkeit Deutschlands sichern.“ 

Zu einem ganz ähnlichen Ergebnis 
gelangt auch die umfangreiche, wenn 
auch unkritische Untersuchung „Deut¬ 
sche Rüstungsindustrie“ von Henrik 
Heidenkamp, der den eigentlichen 
„Wert“ der Branche folgendermaßen 
beschreibt: ,,[D]ie Rüstungspolitik [ist] 
ein integraler Bestandteil der deut¬ 
schen Sicherheits- und Verteidigungs- 
politik sowie eine Kernkompetenz der 
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr. 
[...] Der Zugriff auf eine leistungsfä¬ 
hige und flexible rüstungsindustrielle 
Basis ist für die Bundesregierung somit 
eine Grundvoraussetzung ihrer militä¬ 
rischen und damit außen-, sicherheits- 
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und verteidigungspolitischen Hand¬ 
lungsfähigkeit. Für den Handelsstaat 
Deutschland ist diese Komponente 
seiner staatlichen Handlungsfähigkeit 
eine grundlegende Voraussetzung für 
eine effektive und nachhaltige Inter¬ 
essensverfolgung in einer multipolaren 
Weltordnung. [...] Nicht seine ökono¬ 
mische Dimension - sprich der Beitrag 
zur Wirtschaftsleistung und die Schaf¬ 
fung von Arbeitsplätzen - sondern die 
[...] militärische und außenpolitische 
Dimension macht den Rüstungssek¬ 
tor zu einem unverzichtbaren Wirt¬ 


schaftsbereich der deutschen Volks¬ 
wirtschaft.“ 

Die Gleichung ist also simpel: Ohne 
Rüstungsexporte, keine deutsche Rüs¬ 
tungsindustrie. Ohne deutsche Rüs¬ 
tungsindustrie, keine eigenständige 
deutsche Militärpolitik. Ohne eigen¬ 
ständige deutsche Militärpolitik, kei¬ 
ne deutsche Großmachtpolitik! Rüs¬ 
tungsexporte sind also das zwingende 
Ergebnis deutscher Großmachtambiti¬ 
onen, aus diesem Grund ist es zentral, 
neben der moralischen Verwerflichkeit 
von Rüstungsexporten auch diese stra¬ 


tegisch-machtpolitische Funktion der 
Waffenausfuhren stärker in den Fokus 
der Kritik zu rücken! 

Jürgen Wagner, 
Informationsstelle Militarisierung (IMI) 

Der Text von Jürgen Wagner stammt 
aus den Materialien der Kampagne ge¬ 
gen Fluchtverursacher und Rüstungs¬ 
profiteure, die die DKP Baden-Würt¬ 
temberg derzeit durchführt. Weitere In¬ 
fos auf: fluchtverursacher.blogsport.de 
Teil I erschien in der UZ No. 19 vom 
13. Mai. 


Mach meinen Kumpel 
nicht an! 

Die Initiative für Gleichbehandlung, 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Ras¬ 
sismus wird 30 Jahre alt. Mit dem Slo¬ 
gan „Mach meinen Kumpel nicht an“, 
beeinflusst von SOS Rassismus aus 
Frankreich, trat im Herbst 1986 die 
Gewerkschaftsjugend des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes gegen solche 
Strömungen an. Ein Zeichen setzen, 
Farbe bekennen mit der gelben Hand! 

Aus diesem Anlass lädt das Bünd¬ 
nis „Fulda stellt sich quer e.V.“ zu ei¬ 
ner gemeinsamen Veranstaltung mit 
dem Bonifatiushaus, der CDA und 
der KAB Fulda ein. Es referiert Regi¬ 
na Görner, Gründungsmitglied der Ini¬ 
tiative, Gewerkschafterin und ehemals 
Sozialministerin im Saarland. Montag, 
23. Mai, 19.00 Uhr im Bonifatiushaus 
Fulda, Neuenberger Straße 3-5. 

Integrationslehrkräfte 
besser bezahlen 

An Lehrkräften zur Integration von 
Geflüchteten herrscht gravierender 
Mangel. „Der Vorstoß des Bundesin¬ 
nenministeriums (BMI), die Honorar¬ 
sätze für Lehrkräfte in Integrations¬ 
kursen zu erhöhen, ist zu begrüßen 
und längst überfällig. Allerdings kann 
die Erhöhung nur ein erster Schritt 
sein. Das Honorar muss letztlich so 
hoch sein, dass das Einkommen über 
das Jahr gerechnet dem von Berufs¬ 
schullehrern nicht nachsteht“, so Ute 
Kittel, Mitglied des ver.di-Bundesvor- 
standes. Laut Medienberichten will 
das BMI die Honorarsätze pro Un¬ 
terrichtseinheit von derzeit 23 Euro 
auf 35 Euro brutto anheben, ver.di 
fordert die Bundesregierung auf, die 
dafür nötigen Mittel im Haushalt be¬ 
reit zu stellen. 

Integrationslehrkräfte arbeiten 
meist selbstständig und hauptberuflich. 
Im Vergleich zu Lehrkräften im Staats¬ 
dienst werden sie dabei ausgesprochen 
schlecht bezahlt. So müssen sie u. a. 
sämtliche S ozialversicherungsbeiträge 
in voller Höhe selbst aufbringen. 
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Tagebau mehrere Tage besetzt 

Aktionen zivilen Ungehorsams polarisieren in der Lausitz 



Nach der erfolgreichen Aktion: Ende Gelände, Aktivistinnen und Aktivisten auf dem Heimweg (Bildausschnitt) 
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Kriegsdienstverweigerung 
ist Menschenrecht 

Anlässlich des Internationalen Tages 
der Kriegsdienstverweigerung am 
15. Mai hat die Deutsche Friedensge- 
sellschaft - Vereinigte Kriegsdienst¬ 
gegnerinnen (DFG-VK) auf diejeni¬ 
gen Menschen hingewiesen, die ver¬ 
folgt und inhaftiert werden, weil sie 
sich dem Militärdienst und der Teil¬ 
nahme an Kriegen verweigern. Auch 
in der Ukraine werden Kriegsdienst¬ 
verweigerer massiv eingeschüchtert. 
2014 wurde die Wehrpflicht wieder 
eingeführt. Ein Recht auf Kriegs¬ 
dienstverweigerung wird nur Ange¬ 
hörigen einiger Religionsgemein¬ 
schaften gewährt. Auch Soldaten und 
Reservisten steht die Möglichkeit der 
Verweigerung nicht offen. Die DFG- 
VK wies in mehreren Erklärungen 
besonders auf das Schicksal des uk¬ 
rainischen Journalisten und Bloggers 
Ruslan Kotsaba hin. Diesem wurde 
anderthalb Jahre lang für eine Video¬ 
botschaft an den ukrainischen Präsi¬ 
denten der Prozess gemacht. In sei¬ 
ner dort formulierten Forderung, den 
Krieg im Osten der Ukraine zu been¬ 
den, seiner persönlichen Kriegsdienst¬ 
verweigerung und dem Aufruf, seinem 
Beispiel zu folgen, sah die Staatsan¬ 
waltschaft „Staatsverrat“ und Behin¬ 
derung der Tätigkeit der Streitkräfte 
der Ukraine. Der Prozess im west¬ 
ukrainischen Iwano-Frankiwsk wurde 
stellvertretend für tausende Verwei¬ 
gerer geführt, die in Gefängnissen sit¬ 
zen, ohne dass die Öffentlichkeit von 
ihnen weiß, oder die sich durch Unter¬ 
tauchen oder Flucht ins Ausland der 
Mobilisierung entzogen haben. 

Ruslan Kotsaba drohte Haft von bis 
zu 15 Jahren. Am 12. Mai erging das 
Urteil: Dreieinhalb Jahre für Behin¬ 
derung der Streitkräfte, unter Anrech¬ 
nung seiner Untersuchungshaft. Auf¬ 
rufe zu einer friedlichen Lösung des 
Konflikts im Osten der Ukraine mit 
einem solchen Urteil zu quittieren ist 
dennoch nicht akzeptabel. Was Ruslan 
Kotsaba tut, ist kein Verbrechen, son¬ 
dern eine Friedenstat, für die er aus¬ 
drücklich die Anerkennung der DFG- 
VK erhält. Auch Amnesty Internatio¬ 
nal kritisierte das Urteil und forderte 
seine sofortige Freilassung. 

„Wir erwarten von der Bundesregie¬ 
rung, dass sie gegenüber ihren ukrai¬ 
nischen Partnern die Einhaltung der 
Menschenrechte anmahnt und auf eine 
rasche Entlassung Kotsabas aus der 
Haft dringt“, forderte Cornelia Manne¬ 
witz, Bundessprecherin der DFG-VK. 
Sie kündigte an, dass die DFG-VK ge¬ 
meinsam mit anderen Organisationen 
eine Rundreise von Uliana Kotsaba, 
der Ehefrau des inhaftierten Pazifis¬ 
ten, vorbereite. Veranstaltungen sind 
in Mainz (30. Mai), Rostock (31. Mai), 
Berlin (1. Juni), Köln (2. Juni) und 
Leipzig (3. Juni) geplant. 


A m Montag ist in der Lausitz 
das sechste Energie- und Kli- 
macamp zu Ende gegangen. 
In diesem Jahr hatte es in der Koh¬ 
leregion für Furore gesorgt: Etwa 
3 500 Umweltaktivisten des Aktions¬ 
bündnisses „Ende Gelände“ hatten 
es geschafft, den Tagebau Welzow 
für mehrere Tage zu besetzen sowie 
das Kraftwerk Schwarze Pumpe von 
der Kohleversorgung abzuschneiden. 
Die Proteste verliefen größtenteils 
friedlich. Für Ärger - auch unter den 
Aktivisten - sorgte die Erstürmung 
des inneren Kraftwerksgeländes am 
Samstag. 

Das Aktionswochenende habe 
alle Erwartungen übertroffen, sag¬ 
te Bündnissprecherin Hannah Eich¬ 
berger. Insgesamt hätten mehr als 
4000 Menschen aus 12 Ländern das 


Klimacamp besucht, von denen sich 
etwa 3 500 an der Aktion zivilen Un¬ 
gehorsams beteiligt hätten. Nach ei¬ 
genen Angaben verlief die Aktion 
„ruhig, gut organisiert und besonnen“. 

Ziviler Ungehorsam ist jedoch 
nichts für Brandenburgs Wirtschafts¬ 
minister Albrecht Gerber (SPD). Er 
kritisierte am Pfingstwochenende die 
Besetzung des Braunkohle-Tagebaus 
in der Lausitz heftig. Die Aktivisten 
seien nichts anderes als „aus ganz Eu¬ 
ropa anreisende Rechtsbrecher“, sag¬ 
te er laut „Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung“. Natürlich stehe es 
jedermann frei, für Unsinn und Unfug 
zu demonstrieren. Aber es dürfe nicht 
sein, „dass in unserem Land Gewalt 
und Selbstjustiz um sich greifen“. 

Sich als Hardliner aufspielend, 
sagte Gerber weiter, die „illegalen 


Aktionen“ seien vollkommen inak¬ 
zeptabel und müssten „mit der vol¬ 
len Härte des Rechtsstaats geahndet 
werden“. 

Polizei und Staatsanwaltschaft 
wollten dieser Ansicht aber nicht so 
recht folgen. Die Staatsanwaltschaft 
lehnte die Verfolgung der Demons¬ 
tranten wegen Hausfriedensbruch 
und Nötigung ab und legte damit die 
Grundlage für einen äußerst passi¬ 
ven Polizeieinsatz. Im Hinblick auf 
die Besetzung des Braunkohletage¬ 
baus sei der Tatbestand des Haus¬ 
friedensbruchs nicht gegeben, weil 
das Gelände nur teilweise umzäunt 
gewesen sei. Außerdem konnte sie 
auch keine „Nötigungen durch Ein¬ 
griffe in die Betriebsabläufe des Un¬ 
ternehmens“ durch das Besetzen von 
Gleisanlagen oder das Klettern auf 
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Bagger erkennen. Dies resultiere aus 
dem Umstand, dass Vattenfall seinen 
Tagebaubetrieb bereits im Vorhinein 
eingestellt habe. 

Zu Gewalt kam es am Wochen¬ 
ende dennoch - gegen Umweltakti¬ 
visten. In der Nacht von Samstag zu 
Sonntag war spontan eine Gegende¬ 
monstration organisiert worden, aus 
der heraus unter anderem versucht 
wurde, von Aktivisten besetze Gleis¬ 
anlagen zu stürmen. Nach Augen¬ 
zeugenberichten attackierte ein Mob 
von einigen hundert Menschen im 
Umfeld der Gleisblockade Passanten 
und Fahrzeuge. Demnach posierten 
Hooligans und Neonazis mit Base¬ 
ballschlägern; eine Mahnwache von 
Umweltaktivisten wurde mit Böllern, 
Schlagwerkzeugen und Elektroscho- 
ckern angegriffen. 

Zu dieser Art von Selbstjustiz hat¬ 
te zuvor der Lobbyverband „Pro Lau¬ 
sitzer Braunkohle“ indirekt aufgeru¬ 
fen. In einer Erklärung und mit einer 
Plakataktion versuchte der Verband 
Angst vor den Umweltschützern in 
der Bevölkerung zu schüren. Auf rund 
3 000 Plakaten prangte in großen Let¬ 
tern „Gewalt stoppen!“. Und in der 
Erklärung machte der Verbandsvor¬ 
sitzende und Antikorruptionsbeauf¬ 
tragte der Stadt Cottbus, Wolfgang 
Rupieper, deutlich, wer die vermeint¬ 
liche Bedrohung für die Lausitz dar¬ 
stelle. Es sei eine Farce, heißt es in 
dem Aufruf, „was diese vermeintli¬ 
chen Umweltaktivisten nun auch in 
der Lausitz treiben wollen“. Angeb¬ 
lich gingen im Hambacher Forst „ra- 
dikalisierte Ökoterroristen inzwi¬ 
schen mit Baseballschlägern gegen 
privates Eigentum vor“, brandschatz¬ 
ten, vergrüben sich in Erdlöchern und 
entglasten Fahrzeuge der arbeitenden 
Bevölkerung. Vor solchen Zuständen 
müsse man sich in der Lausitz schüt¬ 
zen. 

★ 

Mit den Aktionstagen in der Lausitz 
agiere „Ende Gelände“ nicht isoliert, 
erklärte das Bündnis, sondern sei Teil 
der internationalen Aktionswelle 
„Break Free from Fossil Fuels“. In den 
letzten zwei Wochen hätten tausende 
Menschen auf fünf Kontinenten Wi¬ 
derstand gegen fossile Infrastruktur 
geleistet. So sei in Brasilien das größ¬ 
te Kohlekraftwerk des Landes blo¬ 
ckiert worden, im kanadischen Van- 
couver hätten hunderte Menschen in 
Kajaks gegen die Verschiffung von Öl 
demonstriert, „das mit krassen Um¬ 
weltfolgen aus Teersanden gewonnen 
wurde“. 

Bernd Müller 


Gemeinsam camp(f)en 

6oo Jugendliche bei den Pfingstcamps der SDAJ 


Unter dem Motto „Hoch den Arsch ge¬ 
gen Camouflage!“ versammelten sich 
im Waldbad Königsee in Thüringen 
etwa 130 Jugendliche. Politisch stan¬ 
den die Themen Antimilitarismus und 
Antifaschismus im Vordergrund. Gera¬ 
de mit dem Aufstieg der AfD ist klar 
geworden, dass die antifaschistische 
Arbeit intensiviert werden muss. Ein 
Aufmarsch von Pegida mit mehreren 
tausend Teilnehmern ist viel schwieri¬ 
ger zu blockieren als ein kleines Häuf¬ 
lein NPD-Faschisten. Diskutiert wurde 
auch, wie man die gemeinsamen Inter¬ 
essen von migrantischen und deutschen 
Jugendlichen an abseitiger und um¬ 
fassender Bildung ohne Selektion an 
ausreichend Ausbildungsplätzen oder 
günstigem Wohnraum besser verdeut¬ 
lichen kann. Ganz praktisch zeigte sich 
der solidarische Umgang bei einem 
Fußballturnier, an dem sich Flüchtlin¬ 
ge beteiligten. 

Das Zelt war bis auf den letzten 
Platz besetzt, als beim Nordcamp am 
Strand bei Kiel über Arbeitszeitverkür¬ 
zung diskutiert wurde. „Das ist für uns 
Jugendliche eine enorm wichtige Aus¬ 


einandersetzung“, so Florian Hainrich, 
Leiter der AG Betrieb und Gewerk¬ 
schaft beim SDAJ-Bundesvorstand. 
„Während die einen immer länger 
und intensiver arbeiten sollen, finden 
die anderen keinen Job oder keine 
Ausbildung. Das heißt für uns, jegli¬ 
che Perspektive fürs eigene Leben zu 
verlieren.“ Auch kulturell wurde den 
über 100 Dauergästen einiges gebo¬ 
ten: Z.B. wurden Brechts Flüchtlings- 
gespräche in einer szenischen Lesung 
aufgeführt. Einige Mutige sollen auch 
ein kurzes Bad in der Ostsee genom¬ 
men haben - trotz des kalten Wetters. 

150 Besucherinnen und Besucher 
nutzten das Westcamp bei Münster, 
um „gemeinsam zu camp(f)en“, zu 
feiern und zu diskutieren. „Emma’s 
Dream“ und „The Cuckoo“ heiz¬ 
ten dem Publikum beim Konzert am 
Samstagabend ordentlich ein. Blo¬ 
ckadetraining, Fußballturnier und DJ 
Fred sorgten ebenfalls dafür, dass kei¬ 
ne Langeweile aufkam. In informati¬ 
ven Diskussionsrunden mit Phillip 
Becher und Klaus Wagener zum Auf¬ 
stieg der AfD bzw. dem Krieg in Syri¬ 


en wurde ausgiebig nachgefragt und 
diskutiert. Deutlich wurde dabei auch, 
dass beides eng zusammenhängt: Die 
Kriege der NATO und der Bundes¬ 
wehr in aller Welt sind die wichtigste 
Fluchtursache, denn niemand flieht 
freiwillig. „Das müssen wir in der 
,Flüchtlingsdebatte‘ nach vorne stel¬ 
len und gleichzeitig skandalisieren, 
dass zwar 130 Milliarden für Aufrüs¬ 
tung bereitgestellt werden, aber für 
die dringend notwendige Renovie¬ 
rung von Schulen kein Geld da ist und 
die Forderungen der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst in der letzten Ta¬ 
rifrunde als völlig überzogen darge- 
stellt werden“, so eine Teilnehmerin. 

„Stop wars!“ war der Titel des Süd¬ 
camps am Marbachstausee in Hessen. 
Workshops zu Rap,Tanz, Graffiti,Thea¬ 
ter und Antirepressionsarbeit lu¬ 
den zum Mitmachen ein, „Spiky“ 
„Streem“ „GNZ“ und verschiedene 
DJ’s sorgten für das musikalische Pro¬ 
gramm für die über 230 Besucherin¬ 
nen und Besucher, und bei der „Eis- 
See-Challenge“ ging der Landesver¬ 
band Bayern als Sieger hervor. Sich 


gegenseitig argumentativ fit machen 
konnte man in Argumentationstrai¬ 
nings gegen Flüchtlingshetze und 
Bundeswehr in Schulen. 

„Insgesamt sind wir mit der Betei¬ 
ligung sehr zufrieden, wir hatten mit 
über 600 Teilnehmern deutlich mehr 
Gäste als bei den letzten regionalen 


Pfingstcamps,“ resümierte Lena Krey- 
mann, stellvertretende Bundesvorsit¬ 
zende das Wochenende. „Das wollen 
wir natürlich beim Pressefest der UZ 
vom 1. bis 3. Juli in Dortmund wie¬ 
derholen, wo wir wieder einen eige¬ 
nen Jugendbereich mit vielfältigem 
Programm organisieren werden.“ jm 
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Oberlandesgericht ohne Aufklärungsinteresse 

Nebenklage im Münchner NSU-Prozess wirft sogenannten Verfassungsschutzbehörden „betreutes Morden“ vor 


D ass die Morde und schweren 
Straftaten des neofaschisti¬ 
schen Terrornetzwerks „Natio¬ 
nalsozialistischer Untergrund“ (NSU) 
ohne die Alimentierung und Duldung 
staatlicher Stellen und Behörden kaum 
möglich gewesen sein dürften, gilt mitt¬ 
lerweile als Binsenweisheit. Trotzdem 
versucht die Bundesanwaltschaft mit 
Beihilfe der Richter des Oberlandes¬ 
gerichts München, wo aktuell der Pro¬ 
zess gegen Beate Zschäpe und andere 
Neonazis stattfindet, auch weiterhin, 
die Vorgänge mit aller Kraft zu ver¬ 
schleiern und die Aufklärung zu ver¬ 
hindern. 

Erst vor wenigen Tagen verhin¬ 
derte das Gericht auf Wunsch der 
Bundesanwaltschaft eine Verneh¬ 
mung des früheren V-Mannes „Pri¬ 
mus“, der den bürgerlichen Namen 
Ralf Marschner trägt und im Sold des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz 
(BfV) stand. Marschner soll Medien¬ 
berichten zufolge Uwe Mundlos, ei¬ 
nen der NSU-Haupttäter, in seiner 
Baufirma beschäftigt haben, als die¬ 
ser sich bereits im Untergrund be¬ 
fand. Marschner soll sich aktuell in 
der Schweiz aufhalten. Nebenklage¬ 
vertreter berichteten, dass die Richter 
ihre Entscheidung damit begründe¬ 
ten, dass es zum derzeitigen Verfah¬ 
rensstand nicht (mehr) notwendig sei, 
den Zeugen Marschner zu hören. Die 


unter Beweis gestellten Aussagen des 
V-Mann-Führers von Marschner mit 
dem Decknamen Kaldrack sowie wei¬ 
tere Akten dazu, die beantragt wur¬ 
den beizuziehen, seien zudem für das 


Verfahren tatsächlich ohne Bedeu¬ 
tung. Selbst wenn Marschner Mund¬ 
los und Zschäpe nach ihrem Abtau¬ 
chen kannte und beschäftigt habe, sei 
dies für die Tat- und Schuldfrage der 


Angeklagten nicht unmittelbar von 
Bedeutung, behauptete das Gericht 
weiter. 

Den besagten Beschluss wertete 
Nebenklagevertreter Rechtsanwalt 


Sebastian Scharmer hingegen als 
„Rückschlag für das Aufklärungsin¬ 
teresse von Gamze Kubasik und an¬ 
deren Nebenklägerinnen und Neben¬ 
klägern“. „Der ablehnende Beschluss 


ist Folge einer bewusst defizitären In¬ 
formationspolitik des Generalbundes¬ 
anwalts, der bis heute wichtige Akten¬ 
bestandteile den Hinterbliebenen der 
Ermordeten sowie den Verletzten des 
NSU und ihren Anwälten vorenthält 
und damit eine weitere Konkretisie¬ 
rung der Anträge verhindert“, konsta¬ 
tierte Scharmer weiter. 

Wenn das Gericht meine, dass 
eine ursächliche Mitverantwortung 
des Verfassungsschutzes für die Mor¬ 
de, Anschläge und Raubüberfälle des 
NSU zwar möglich aber nicht zwin¬ 
gend sei, mag das juristisch spitzfin¬ 
dig der Ablehung der Anträge die¬ 
nen. Eine Aufklärung des Netzwerkes 
NSU und der Möglichkeit der Verbin¬ 
dung der Morde und Anschläge werde 
damit jedoch unterbunden: „... nicht 
weil man eine Aufklärung nicht be¬ 
treiben könnte, sondern weil man sie 
nicht weiter betreiben will“, monierte 
der Rechtsanwalt weiter. 

Unterdessen war Marschners „V- 
Mann-Führer“, der den Arbeitsnamen 
„Richard Kaldrack“ trug, im Rahmen 
seiner BfV-Tätigkeit auch für einen 
weiteren V-Mann, nämlich Thomas 
Richter alias „Corelli“ verantwortlich. 
„Corelli“ war 2014 im Alter von nur 
39 Jahren plötzlich verstorben. Nun 
wurde bekannt, dass „Corellis“ Mobil¬ 
telefon überraschend gefunden worden 
sein soll, welches im Panzerschrank des 


BfV gelegen und im Juli 2015 gefunden 
worden sein soll. 

All diese nun bekannt gewordenen 
neuen Skandale und Ungereimtheiten 
deuten darauf hin, dass die Nebenkla¬ 
gevertreter mit ihrer Einschätzung des 
BfV wohl kaum Unrecht haben dürf¬ 
ten. Sie hatten den sogenannten Verfas¬ 
sungsschutz des „betreuten Mordens“ 
bezichtigt. Silvio Lang, Sprecher für 
antifaschistische Politik im Landesvor¬ 
stand der sächsischen Linkspartei, hat¬ 
te nach Bekanntwerden des Skandals 
um V-Mann „Primus“ im April dieses 
Jahres von „Hinweisen auf staatlich fi¬ 
nanzierten Rechtsterrorismus“ gespro¬ 
chen. 

Das Ausmaß der bekannt gewor¬ 
denen Verstrickungen des Bundes¬ 
amtes für Verfassungsschutz mit den 
Rechtsterroristen des NSU sei „selbst 
in diesem schon an sich besonderen 
Fall nochmal erschreckend“. „Vor dem 
Hintergrund, dass man beim Verfas¬ 
sungsschutz sogar noch versucht hat, 
eine Aussage des V-Manns ,Primus 4 
vor dem Bundestagsuntersuchungs¬ 
ausschuss zu verhindern, ist es ein po¬ 
litischer Skandal! Ganz offenbar führt 
der Verfassungsschutz in diesem Land 
ein Eigenleben, dass bisher ungeahnter 
Ausmaße angenommen hat“, erklärte 
Lang weiter. Deswegen müsse „diese 
Behörde schnellstmöglich abgewickelt 
werden“. Markus Bernhardt 
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Gedenken am io. Jahrestag (4. April 2016) der Ermordung von Mehmet Kubasik 
durch den NSU. 


Einflussnahme auf Berichterstattung 

... ist auch hierzulande journalistischer Alltag 


Sächsischer Filz 

Neue Anfrage zur Finanzierung von Biedenkopf- 
Tagebüchern durch die Landesregierung 


Die Antikorruptionsorganisation 
Transparency International warnt in ei¬ 
ner neuen Studie, dass auch in Deutsch¬ 
land der unabhängige Journalismus in 
Gefahr sei. Demnach gehören anschei¬ 
nend „Korruption, Erpressungsversu¬ 
che sowie die inhaltliche Einflussnah¬ 
me auf die Berichterstattung“ zum 
journalistischen Alltag. 

Aber auch das Netzwerk Recherche 
warnt, dass Deutschland in der Rang¬ 
liste der Pressefreiheit von Platz 12 auf 
Platz 16 abgerutscht ist. Diese Entwick¬ 
lung sei mit aggressiver Hetze und Ge¬ 
walt gegen Reporter und Kamerateams 
einhergegangen, aber auch der Druck 
auf Journalisten und ihre Informanten, 
die geheime Informationen ans Tages¬ 
licht bringen, habe zugenommen. Bei¬ 
spiele dafür seien der Skandal um die 
Online-Plattform netzpolitik.org und 
die vom Spiegel aufgedeckten Bemü¬ 
hungen des Waffenherstellers Heck- 
ler & Koch, die Quelle negativer Be¬ 
richterstattung mit Hilfe des Militärge¬ 
heimdienstes MAD aufzudecken. 

Solche offensichtlichen Fälle, die 
Presse im gewünschten Sinne zu be¬ 
einflussen, dürften allerdings nicht die 
Regel sein, subtilere Methoden dürf¬ 
ten vorherrschen. Im Rahmen einer 
Masterarbeit am Institut für Journalis¬ 
tik und Kommunikationswissenschaft 
der Universität Hamburg wurden nun 
erstmalig Journalisten aller Mediengat¬ 
tungen und Ressorts befragt, wie sie 
Korruption und Medienbeeinflussung 
wahrnehmen und welche Erfahrungen 


„Tag der Bundes¬ 
wehr“ ist Hohn 

Der NATO-Flugplatz Hohn ist Stand¬ 
ort des Lufttransportgeschwaders 
63. Von Hohn aus fliegen deutsche 
Soldat(inn)en mit ihren Transall-Ma- 
schinen zu den Kriegsschauplätzen in 
aller Welt. Hier werden auch Piloten 
für Kriegseinsätze ausgebildet. 
Nachdem die Schließung des Stand¬ 
ortes Hohn zunächst für 2018 geplant 
war, entschied das Bundesministerium 
Ende vergangen Jahres, den Flugplatz 
doch noch bis 2021 zu nutzen und bis 
2022 endgültig zu schließen. Die lange 
Start- und Landebahn wird noch drei 
Jahre länger für die „Transall“ benö¬ 
tigt, da die militärische Airbus-Varian¬ 
te A400M nicht früher fertig sein wird. 


sie selbst damit haben. Transparency 
International hat die Ergebnisse in ei¬ 
ner neuen Studie ausgewertet. 

Was dabei herauskam, wirft „einen 
finsteren Schatten auf die vermeintli¬ 
che Pressefreiheit im Land“, heißt es 
in einer Mitteilung der Organisation. 
77 Prozent der Befragten halten „An¬ 
gebote von geldwerten Vorteilen an 
Journalisten für verbreitet, 69 Prozent 
haben eine solche Praxis schon selbst 
erlebt“. Es ist dabei eine gängige Praxis, 
sagen 44 Prozent, dass in Verbindung 
mit solchen Angeboten eindeutig eine 
Veränderung der Berichterstattung ge¬ 
fordert wird. 

Unabhängiger Journalismus ist 
im Kapitalismus kaum möglich: Der 
Druck „der sich zunehmend aus der 
wirtschaftlichen Abhängigkeit von 
Verlagen und Medienunternehmen ge¬ 
genüber von beispielsweise Anzeigen¬ 
kunden ergibt“, sei besorgniserregend, 
betont Transparency International. Die 
Journalisten nehmen ihn sowohl sei¬ 
tens der Verlage als auch von Auftrag¬ 
gebern wahr. 70 Prozent halten „Pres¬ 
sionen und Erpressungsversuche durch 
Unternehmen für verbreitet“. Fast ein 
Drittel hat ein solches Vorgehen eines 
Unternehmens schon selbst erlebt; die 
Hälfte von ihnen in den letzten 12 Mo¬ 
naten, und jeder Achte von ihnen hat 
auf Grund dieser Drohungen seine Be¬ 
richterstattung geändert. 

Korruption zeigt sich auf verschie¬ 
dene Weise. Ihre Facetten erstrecken 
sich für den einzelnen Journalisten vor 


Die DFG-VK ruft zu phantasievollen 
Protesten am „Tag der Bundeswehr“ 
auf. Sonnabend, 11.6.2016, in der Zeit 
von 10.00 bis 17.00 Uhr in Hohn, auf 
der Kreisstraße 44 bei dem Hauptein¬ 
gang zum Militärgelände. 
http://www.bundeswehrabschaffen. 
de 

Millionenzahlung für 
Katholikentag 

Eine Kleine Anfrage der sächsischen 
Linksfraktion hat jetzt ergeben, dass 
der vom 25. bis 29. Mai 2016 in Leip¬ 
zig stattfindende „Deutsche Katholi¬ 
kentag“ mit 4,5 Millionen Euro aus 
öffentlichen Kassen finanziert wird. 
So werden allein durch den Freistaat 
Sachsen 3 Millionen Euro aus dem 


allem auf Geschenke: Produktreporter 
erhalten beispielsweise neueste techni¬ 
sche Geräte als „Dauerleihgabe“ und 
luxuriöse Reisen; Journalisten werden 
mit Rabatten für bestimmte Produkte 
bis hin zur persönlichen Nähe zu ein¬ 
flussreichen Personen oder Kreisen 
belohnt. Als besonders anfällig für das 
Erschleichen von Gefälligkeiten gal¬ 
ten zumeist bislang der Reise- und der 
Motorjournalismus, da der Reisejour¬ 
nalist zumindest das Land besucht ha¬ 
ben musste, über das er schrieb, und der 
Motorjournalist zumindest das Auto 
gefahren haben musste, um glaubwür¬ 
dig darüber zu schreiben. 

Ein großer Teil des Problems ist al¬ 
lerdings struktureller Natur, und dazu 
gehört unter anderem der Tausch von 
Anzeigen gegen redaktionelle Bericht¬ 
erstattung. Einige weitere Beispiele hat 
Transparency International gemeinsam 
mit dem Netzwerk Recherche schon 
2013 in der Kurzstudie „Gefallen an 
Gefälligkeiten - Journalismus und 
Korruption“ veröffentlicht. Die wach¬ 
sende strukturelle ökonomische Ab¬ 
hängigkeit des Journalismus von der 
Werbewirtschaft, aber auch Umstruk¬ 
turierungen innerhalb der Medienkon¬ 
zerne wie die Beschaffung extern pro¬ 
duzierter Inhalte und das Ausgliedern 
redaktioneller Teile bieten Einfallstore 
für die Beeinflussung von außen, unter 
anderem von den PR-Strategien der 
Konzerne. Und das gelte vor allem für 
den Wirtschaftsjournalismus. 

B.M. 


Staatssäckel gegeben. Dazu kom¬ 
men eine Million Euro von der Stadt 
Leipzig und 500 000 Euro vom Bund. 
„Immer wieder werden Großveran¬ 
staltungen der Kirchen großzügig aus 
der Staatskasse finanziert. Dabei er¬ 
halten die Kirchen bereits jährlich 
wiederkehrende Millionenzahlungen 
vom Freistaat Sachsen. Es stellt sich 
die Frage, warum die Kirchen ihre Ver¬ 
anstaltungen nicht selbst finanzieren, 
sondern dafür riesige Geldgeschenke 
des Staates bekommen. Für viele ge¬ 
sellschaftlich wichtige Aufgaben im so¬ 
zialen und kulturellen Bereich ist kein 
Geld da, aber hier wird es mit vollen 
Händen ausgegeben“, kritisierte der 
Linkspartei-Landtagsabgeordnete 
Andre Schollbach daraufhin. 


Bereits im September des letzten Jah¬ 
res veröffentlichte der „Siedler Ver¬ 
lag“ die aus drei Bänden bestehen¬ 
den Tagebücher der Jahre 1990 bis 
1994 des früheren Ministerpräsiden¬ 
ten Kurt Biedenkopf (CDU). Steuer¬ 
gelder in Höhe von insgesamt mehr 
als 300 000 Euro hat die sächsische 
Staatsregierung allein in zwei der 
drei Bände der Tagebücher des ehe¬ 
maligen sächsischen Ministerpräsi¬ 
denten investiert. Die Staatskanzlei 
hatte dazu die CDU-nahe Konrad- 
Adenauer-Stiftung bedacht. 

Da die Linksfraktion „parteipoliti¬ 
sche Korruption“ vermutete, richtete 
der Linkspartei-Landtagsabgeordne¬ 
te Andre Schollbach mehrere soge¬ 
nannte Kleine Anfragen an die aus 
CDU und SPD bestehende Landes¬ 
regierung. 

Aus den Antworten ergab sich, 
dass die Staatsregierung konkret vom 
18. November 2013 bis zum 30. Sep¬ 
tember 2015 insgesamt 307 900 Euro 
in sieben Raten an die Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung für die Biedenkopf-Ta¬ 
gebücher überwiesen hatte. 

Auf die Frage Schollbachs nach 
den für die Entscheidung Verantwort¬ 
lichen, antwortete die Staatsregierung 
jedoch nur ausweichend. „Nach Ak¬ 
tenlage ist davon auszugehen, dass die 
Entscheidung Anfang Juli 2013 durch 
den damaligen Chef der Staatskanzlei 
getroffen wurde 44 erklärte sie. Für die 
Aufarbeitung und Publikation dieser 
Tagebücher leistete der Freistaat den 
besagten und nicht rückzahlbaren 
Zuschuss in Höhe von 307 900 Euro 
aus staatlichen Geldern. 

Die Begründung der CDU-ge- 
führten Staatsregierung für diese 
großzügige staatliche Finanzierung 
der Biedenkopf-Tagebücher lautete: 
„Das diese Entscheidung stützende 
staatspolitische Interesse besteht da¬ 
rin, die Erinnerungen eines historisch 
bedeutenden Zeitzeugen an die ers¬ 
te Legislaturperiode des sächsischen 
Landtages unter seiner persönlichen 
Mitwirkung aufzuarbeiten und damit 
einer breiten Öffentlichkeit zugäng¬ 
lich zu machen.“ 

Vor diesem Hintergrund richte¬ 
te der Landtagsabgeordnete Andre 
Schollbach nun noch eine Anfrage 
an die Staatsregierung, um zu erfah¬ 
ren, in welcher Auflage die Bände 


der Biedenkopf-Tagebücher erschie¬ 
nen seien. Doch die Antwort ist ein¬ 
mal mehr dürftig ausgefallen. Denn 
die Regierung behauptet, ihr seien die 
Auflagen der Bände der Tagebuchrei¬ 
he nicht bekannt - wohlgemerkt ei¬ 
ner Buchreihe, die sie selbst mit über 
300 000 Euro aus der Staatskasse fi¬ 
nanzierte, um diese „einer breiten Öf¬ 
fentlichkeit zugänglich zu machen“. 

Die angeblich interessierte brei¬ 
te Öffentlichkeit lässt die Tagebü¬ 
cher indes bislang weitgehend unbe¬ 
achtet auf den Ladentischen liegen. 
Wie eine weitere Anfrage von An¬ 
dre Schollbach ergab, wurden bis zum 
31. Dezember 2015 von Band 2 ledig¬ 
lich 797 Exemplare verkauft (786 
Hardcover, 11 E-Books), von Band 3 
waren es nur 882 (872 Hardcover, 10 
E-Books). Darunter sind zahlreiche 
Bücher, die von Biedenkopf selbst er¬ 
worben und dann verschenkt worden 
waren, darunter an die Abgeordneten 
des Landtages. 

„Dass die CDU-geführte Regie¬ 
rung die Biedenkopf-Tagebücher 
großzügig mit über 300 000 Euro aus 
der Staatskasse finanziert, aber keine 
Ahnung davon hat, in welcher Aufla¬ 
ge die Buchreihe gedruckt wurde, ist 
skandalös“, kommentierte Schollbach 
die neuen Enthüllungen. Es könne 
„nicht sein, dass die Regierung einer¬ 
seits behauptet, sie wolle die Bücher 
einer breiten Öffentlichkeit zugäng¬ 
lich machen und dafür viel Geld aus¬ 
gibt, andererseits aber völlig unklar 
ist, wie viele Bücher gedruckt wur¬ 
den.“ 

Außerdem sei die „Selbstbeweih¬ 
räucherung der CDU ziemlich lang¬ 
weilig“. „Kein Wunder, dass sich für 
diese Aneinanderreihung der Eitel¬ 
keiten und Selbstbelobigungen kaum 
Käuferinnen und Käufer finden 44 so 
Schollbach weiter. Der Landtagsab¬ 
geordnete hatte bereits in der Vergan¬ 
genheit deutliche Worte der Kritik an 
den mitregierenden Sozialdemokra¬ 
ten gefunden. 

Diese sei „bislang nicht durch 
selbstbewusstes oder gar mutiges Ver¬ 
halten aufgefallen“. Sie sei vielmehr 
„ein braver und pflegeleichter Koa¬ 
litionspartner für Ministerpräsident 
Stanislaw Tillich“ (CDU), bedauerte 
der Linke-Politiker. 

MB 
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Kanzlertausch 

Österreichs Sozialdemokraten: Für die Bevölkerung nicht glaubwürdig, 
für das Kapital nicht unsozial genug 


Die Namen verfälschen 

Das ukrainische Parlament hat beschlos¬ 
sen, 76 Ortschaften im Gebiet der Volks¬ 
republiken des Donbass umzubenennen. 
Zuvor hatte die Rada bereits beschlos¬ 
sen, 75 Orte auf der von Russland kon¬ 
trollierten Krim umzubenennen. 

Die entsprechende Verordnung be¬ 
ruht auf dem antikommunistischen Ge¬ 
setz zu „Dekommunisierung“, das das 
ukranische Parlament im April beschlos¬ 
sen hatte. Nach diesem Gesetz sind die 
„Propaganda“ und „Symbolik“ der „to¬ 
talitären Regime“ verboten. 

Zu den Städten, die die Kiewer 
Machthaber nun nicht mehr bei ihrem 
Namen nennen wollen, gehören: Tores, 
benannt nach dem Vorsitzenden der 
Französischen Kommunistischen Par¬ 
tei Maurice Thorez; Stachanow, benannt 
nach dem Bergmann Alexej Stachanow, 
der das Symbol der Stachanow-Bewe- 
gung in den 30er Jahren war; Telmano- 
wo, benannt nach Ernst Thälmann. 

„Totalitärer Angriff“ 

Die pro-kurdische Partei HDP sieht in 
der geplanten Aufhebung der Immu¬ 
nität zahlreicher Abgeordneter in der 
Türkei einen Angriff auf die Oppositi¬ 
on im Parlament. „Die bereits schwache 
parlamentarische Demokratie der Tür¬ 
kei ist einem neuen totalitären Angriff 
ausgesetzt“, schrieb die HDP-Führung 
in einem offenen Brief unter anderem 
an den Präsidenten des EU-Parlaments. 
Der von der Regierung geplante Schritt 
sei verfassungswidrig und würde Präsi¬ 
dent Erdogan einen „monopolartigen 
Zugriff“ auf die Legislative erlauben. 

Die Verfassungskommission des Par¬ 
laments hatte vergangene Woche den 
Weg freigemacht, die Immunität von 
fast einem Viertel der Abgeordneten 
aufzuheben. Das soll über eine Verfas¬ 
sungsänderung geschehen, der das Par¬ 
lament in zwei Abstimmungsrunden mit 
Zweidrittelmehrheit zustimmen muss. 

Die Pressestelle der PKK-Guerilla 
meldete Anfang der Woche, dass ihre 
Einheiten weiterhin Angriffe auf das 
türkische Militär durchführen. Sie re¬ 
agierten damit auf die Angriffe des tür¬ 
kischen Staates auf die kurdische Be¬ 
völkerung. 

IWF warnt vor „Brexit“ 

Der Internationale Währungsfonds 
(IWF) hat vor den Folgen eines „Bre¬ 
xit“ gewarnt. Ein Ausstieg Großbritan¬ 
niens aus der EU könne einen Kursver¬ 
fall und einen steilen Zinsanstieg zur 
Folge haben, sagte IWF-Chefin Christi¬ 
ne Lagarde am Freitag bei der Vorstel¬ 
lung eines jährlichen Berichts im Lon¬ 
doner Finanzministerium. 

Asylrecht bedroht 

Ärzte ohne Grenzen (MSF) hat in ei¬ 
nem offenen Brief an die Staats- und 
Regierungschefs der EU appelliert, 
vom Flüchtlingspakt mit der Türkei 
Abstand zu nehmen. Das Abkommen 
„bedroht das Recht aller Menschen, 
Asyl zu beantragen“, heißt es in dem 
der MSF-Präsidentin Joanne Liu. 

Griechische Krise 

Die griechische Wirtschaft ist im Winter 
weiter geschrumpft. Im ersten Quartal 
sei das BIP um 0,4 Prozent im Vergleich 
zum Vorquartal zurückgegangen, teil¬ 
te das Statistikamt Eistat mit. Exper¬ 
ten hatten sogar einem Rückgang um 
0,7 Prozent gerechnet. 

Bedrohung für Sicherheit 

Im nordpolnischen Redzikowo wurde 
der Grundstein für eine „Raketenab¬ 
wehrbasis“ der USA gelegt. Es stärke 
„die Sicherheit Polens“, sagte Präsi¬ 
dent Andrzej Duda. Der Bau der An¬ 
lage soll 2018 abgeschlossen sein. Die 
Kommandozentrale für den „Raketen¬ 
schild“ liegt in Deutschland - auf dem 
USA-Luftwaffenstützpunkt im rhein¬ 
land-pfälzischen Ramstein. Der russi¬ 
sche Präsident Putin hat dessen Aufbau 
als Bedrohung kritisiert. „Das sind of¬ 
fensichtlich erste Schritte der USA, das 
strategische Gleichgewicht der Kräfte 
zu stören“, sagte Putin am Freitag. Des¬ 
halb müsse nun von Seiten Russlands 
alles unternommen werden, um die Ba¬ 
lance der Kräfte zu sichern. Putin be¬ 
tonte, Russland habe die NATO mehr¬ 
fach vor dem Aufbau einer solchen Ra¬ 
ketenabwehr gewarnt. 


E ine soziale Politik für die Menschen 
wird es mit den noch amtierenden 
Kreisen der Sozialdemokratischen 
Partei Österreichs (SPÖ) auch weiterhin 
nicht geben. Der nun in Szene gesetzte 
neue SPÖ-Vorsitzende und Bundeskanz¬ 
ler Christian Kern war sechs Jahre lang 
Vorstandsvorsitzender des Bahnkon¬ 
zerns ÖBB. Er wird den von der Wirt¬ 
schaft gewünschten neoliberalen Sozial¬ 


abbau verschärft vorantreiben - mögli¬ 
cherweise intelligenter kommuniziert -, 
wenn kein Protest und Widerstand auf 
der Straße und in den Betrieben orga¬ 
nisiert wird. 

Arbeitslosigkeit zu verringern ist sein 
Ding nicht. In seiner Vorstandszeit bei 
der ÖBB sind 2 500 der rund 40 000 Ar¬ 
beitsplätze abgebaut worden. Eben dort 
wurde auch der erste Tarifvertrag verein¬ 
bart, nach dem die Beschäftigten ihre Ar¬ 
beitszeit verkürzen können, wenn sie da¬ 
für auf die Lohnerhöhung verzichten, sie 
also selber bezahlen. 

Am 9. Mai war der bisherige Bundes¬ 
kanzler und SPÖ-Vorsitzende Werner 
Faymann zurückgetreten. Sein Rücktritt 
ist ein Ausdruck dessen, dass die SPÖ- 


Der Medschlis der Krimtataren - eine 
in Russland verbotene, von Berlin un¬ 
terstützte Organisation - kündigte die 
Eröffnung offizieller Vertretungsbüros 
in Brüssel und Washington an. Wie der 
Medschlis der Krimtataren mitteilt, will 
er beide Einrichtungen spätestens im 
Herbst eröffnen; der Brüsseler Reprä¬ 
sentanz messe er besondere Bedeutung 
bei. Das deutet darauf hin, dass die Or¬ 
ganisation sich noch stärker als bisher 
dem Westen als Hilfstruppe gegen Mos¬ 
kau andienen will. 

Am 26. April hatten die russischen 
Behörden den Medschlis als terroristi¬ 
sche Organisation verboten. Daraufhin 
forderte eine Berliner Regierungsbe¬ 
raterin, Russland aus dem Europarat 
auszuschließen. Das Vorgehen der rus¬ 
sischen Regierung gegen die Krimta¬ 
taren und das Verbot ihres Medschlis, 
einer politischen Organisation, mach¬ 
ten es in Verbindung mit anderen Maß¬ 
nahmen „unmöglich, die russische Mit¬ 
gliedschaft im Europarat weiterhin zu 
rechtfertigen“, heißt es in einer aktuel¬ 
len Stellungnahme von Susan Stewart, 
Osteuropa-Expertin der vom Kanzler¬ 
amt finanzierten Stiftung Wissenschaft 
und Politik (SWP). 

Russland schreite auf der Krim ge¬ 
gen politische Vertreter der Krimtataren 
ein und habe im April deren „gewählte 
Vertretung“, den Medschlis, „zu einer ex¬ 
tremistischen Organisation erklärt und 


Führung zunehmend an Vertrauen ver¬ 
loren hat. Die arbeitenden Menschen, 
Arbeitslosen und Rentnerlnnen sehen 
ihre Interessen bei der SPÖ nicht mehr 
vertreten. Seit Jahren steigt die Arbeits¬ 
losigkeit, prekäre Jobs insbesondere für 
jüngere - auch gut ausgebildete - Men¬ 
schen nehmen ebenso zu wie die häu¬ 
fig ungewollte Teilzeit für Frauen. Per¬ 
manent steigen die Wohnkosten, die 


Einkommen dagegen stagnieren. Das 
Renteneintrittsalter wird erhöht, die zu 
erwartenden Renten sinken, in der Ge¬ 
sundheitsversorgung und Pflege herrscht 
faktisch ein Zweiklassensystem. 

Die Verbitterung der Menschen und 
ihr berechtigtes Misstrauen gegenüber 
den regierenden, neoliberal agierenden 
Parteien hatten sich bereits 2015 in den 
Wahlergebnissen der Bundesländer ge¬ 
zeigt. Die SPÖ verlor, die rechtsextre¬ 
me FPÖ gewann enorm an Stimmen. 
In Oberösterreich und im Burgenland 
holten ÖVP bzw. SPÖ sie in die Lan¬ 
desregierungen. Umfragen zeigten das 
gleiche Bild. Höhepunkt war dann das 
schlechteste Abschneiden des SPÖ-Kan- 
didaten bei der Wahl zum Bundespräsi- 


damit verboten“. Daher, so Stewart, sol¬ 
le Russland aus dem Europarat ausge¬ 
schlossen werden. 

Die Forderung aus der SWP kommt 
zu einem Zeitpunkt, zu dem die Krimta¬ 
taren und ihre Deportation im Jahr 1944 
dank einer offenen Politisierung des Eu¬ 
rovision Song Contest (ESC) europa¬ 
weit neue Aufmerksamkeit erhalten. In 
den Hintergrund geraten dabei in der öf¬ 
fentlichen Wahrnehmung die krimtata¬ 
rische NS-Kollaboration und die erfolg¬ 
reichen Bemühungen des NS-Reichs, 
die Minderheit für Ziele der deutschen 
Außenpolitik zu nutzen. Während ihre 
Deportation im Jahr 1944 die öffentli¬ 
che Wahrnehmung beherrscht, gerät 
ihre NS-Kollaboration, die der Depor¬ 
tation vorausging, in den Hintergrund. 
Wie Historiker konstatieren, stand 1942 
„jeder zehnte Tatar auf der Krim unter 
Waffen“ - an der Seite des NS-Reichs. 
Krimtataren kämpften mit der Wehr¬ 
macht gegen die Sowjetunion, taten 
sich in der berüchtigten „Partisanenbe¬ 
kämpfung“ hervor und lieferten jüdische 
Nachbarn den NS-Schergen aus. Schon 
in den 1920er Jahren hatten führende Ta¬ 
tarenfunktionäre anlässlich einer Mos¬ 
kauer Siedlungsmaßnahme zugunsten 
jüdischer Familien eine „Verjudung“ ih¬ 
rer Wohngebiete beklagt. Exil-Krimtata¬ 
ren stellten sich später, im Kalten Krieg, 
für Destabilisierungsbemühungen des 
Westens gegen Moskau zur Verfügung. 


denten Mitte April. Der Kandidat der 
Sozialdemokraten, Rudolf Hundstorfer, 
ehemaliger ÖGB-Präsident und Sozial¬ 
minister, erhielt gerade mal elf Prozent 
der abgegebenen Stimmen. Die Kandi¬ 
daten der rot-schwarzen Regierungsko¬ 
alition erreichten zusammen 22 Prozent. 
35 Prozent, und damit die meisten Stim¬ 
men, erhielt der FPÖ-Kandidat Norbert 
Hofer. Somit stehen er und der Grüne 


Alexander Van der Bellen (21 Prozent) 
in der Stichwahl, die am 22. Mai statt¬ 
finden wird. 

Für die SPÖ-Führung war dieses 
Misstrauensvotum kein Grund, um über 
eine sozialere Politik nachzudenken. Auf 
ihrer Diskussions-Agenda standen statt- 
dessen Offenheit gegenüber Koalitionen 
mit der FPÖ, weitere Einmauerung Ös¬ 
terreichs gegenüber den flüchtenden 
Menschen, besonders aber die Personal¬ 
diskussion. Auf der 1.-Mai-Kundgebung 
der SPÖ in Wien, zu der traditionell die 
Parteien getrennt aufrufen und nicht der 
ÖGB, wurde der Bundeskanzler von gro¬ 
ßen Teilen seiner Partei lautstark ausge¬ 
buht. Der Druck aus der Partei auf Fay¬ 
mann wuchs. 


In jener Tradition steht der Med¬ 
schlis, der unter den Krimtataren selbst 
heute durchaus umstritten ist. Der Med¬ 
schlis, der in der westlichen Öffentlich¬ 
keit gemeinhin als einzig legitimes Ge¬ 
samtorgan der Krimtataren dargestellt 
wird, vertritt tatsächlich nur eine Strö¬ 
mung unter den Krimtataren - eine pro¬ 
westliche -, während eine zweite - eher 
prorussische - seine Politik seit Jahren 
dezidiert ablehnt. Die Spaltung unter 
den Krimtataren geht auf die letzten Jah¬ 
re des Kalten Kriegs zurück, als ein jahr¬ 
zehntelanger Parteigänger des Westens, 
der spätere Medschlis-Vorsitzende Mus¬ 
tafa Dschemiljew, sich für radikale Auto¬ 
nomieforderungen stark machte und ei¬ 
nen scharf antirussischen Kurs einschlug. 

Ende 2010 konstatierten die an der 
Universität Bremen publizierten „Ukra¬ 
ine-Analysen“ einen „sinkende [n] Rück¬ 
halt“ des Medschlis bei den Krimtataren. 
„Neue Akteure“ seien „auf die politische 
Bühne getreten“, die die „Führungsrolle“ 
des Medschlis nicht mehr befürworteten, 
hieß es; der Umstand, dass die Organi¬ 
sation ihre „Monopolstellung verloren“ 
habe und „nicht mehr die Unterstützung 
der Mehrheit der Krimtataren“ genie¬ 
ße, werde im Westen „gemeinhin außer 
Acht gelassen“. Die „Ukraine-Analysen“ 
wiesen auf die 2006 gegründete Partei 
Milli Firka hin, die „von Anfang an ... 
eine pro-russische Position“ verfochten 
habe - im Gegensatz zum Medschlis, 


Zugleich ist der erzwungene Rück¬ 
tritt aus den eigenen Reihen Ausdruck 
davon, dass führenden Kräften der Wirt¬ 
schaft die schon lange geforderten neo¬ 
liberalen Reformen durch die SPÖ-ge- 
führte große Koalition viel zu langsam 
voran gehen. Seit Monaten trommelten 
Industriellenverband und Wirtschafts¬ 
kammer für die Senkung der Lohnne¬ 
benkosten, ihrer Steuern, der Mindest¬ 
sicherung usw. Schon Tage vor dem von 
ihnen gewünschten Politikwechsel hat¬ 
ten sie in den Medien schreiben lassen, 
dass der CEO der staatlichen ÖBB (Ös¬ 
terreichische Bundesbahnen), Chris¬ 
tian Kern, der bessere sozialdemokra¬ 
tische Kanzler einer großen Koalition 
sei. VoestAlpine-Chef Wolfgang Eder 
(48 000 Beschäftigte weltweit) ist zuver¬ 
sichtlich, dass eine neue Welle neolibe¬ 
raler „Reformen“ durchgesetzt werden 
kann: „Wir erleben das Ende eines Sys¬ 
tems, an das sich die Menschen viel zu 
lange geklammert haben.“ 

„Die SPÖ ist längst von neoliberaler 
Ideologie durchdrungen und hat keine 
glaubwürdigen Antworten auf die Prob¬ 
leme der Bevölkerung“, schätzte Claudia 
Klimt-Weithaler, die Fraktionsvorsitzen¬ 
de der KPÖ im Steiermärkischen Land¬ 
tag, nach Faymanns Rücktritt ein. Aber 
das Misstrauen der Menschen gegen die 
SPÖ konnten die Wirtschaftsbosse für 
ihre eigenen Zwecke ausnutzen. Mehr 
Angst als vor den „Gstopften“, die die 
erstrittenen und erkämpften sozialen 
Rechte schleifen wollen, bekamen gro¬ 
ße Teile der Bevölkerung vor den zu uns 
geflohenen Menschen. Die gewollte oder 
tatsächliche Unfähigkeit der Regierung, 
schnell Wohnraum und Schulen zu or¬ 
ganisieren, Lehrer, Ärzte und Integrati¬ 
onspersonal einzustellen, verbunden mit 
einer hysterischen Berichterstattung, er¬ 
höhte die bereits jahrelang existierenden 
Sorgen der Menschen noch weiter. In der 
Tat ist es so, dass die Geflohenen - unge¬ 
wollt - als Lohndrücker, Wohnungs- und 
Arbeitsplatzkonkurrenten von den Herr¬ 
schenden missbraucht werden. Statt sich 
gemeinsam mit den Geflohenen organi¬ 
siert selbstbewusst zur Wehr zu setzen, 
glauben viele Wählerinnen in Österreich 
dem sanften Gesicht des deutschnationa¬ 
len Burschenschaftlers Hofer. Der FPÖ- 
ler kann sich als Aufräumer inszenieren, 
der etwas ändern und es denen da oben 
schon mal zeigen werde. Anne Rieger 


der sich von der Türkei unterstützen 
lasse und die Kräfte der Orangenen Re¬ 
volution gefördert habe. Die Polarisie¬ 
rung unter den Krimtataren hat sich im 
Laufe der Zeit weiter zugespitzt. Im Mai 
2013 - also noch vor dem Beginn der 
Majdan-Proteste - berichtete die US- 
amerikanische Jamestown Foundation 
von kräftig wachsenden Spannungen 
zwischen den beiden Flügeln. 

Diese Spannungen sind mit den Maj- 
dan-Protesten und der anschließenden 
Abspaltung der Krim eskaliert. Milli Fir¬ 
ka stellte sich gegen die Majdan-Protes¬ 
te, warb für die Beteiligung am Sezes¬ 
sionsreferendum und befürwortete die 
Angliederung der Halbinsel an Russ¬ 
land. Der Medschlis unterstützte den 
Majdan und rief zum Boykott des Refe¬ 
rendums auf; Dschemiljew forderte so¬ 
gar, einen NATO-Einsatz auf der Krim 
in Betracht zu ziehen. Dschemiljew und 
der Medschlis kämpfen weiterhin für die 
Rückgabe der Krim an die Ukraine. Da¬ 
bei schrecken sie auch vor Gewalt nicht 
zurück: Im Herbst initiierten Aktivisten 
aus ihren Reihen gemeinsam mit ukra¬ 
inischen Faschisten eine Blockade der 
Krim, in deren Verlauf sie Straßen für 
den Warentransport sperrten und mit 
der Sprengung von Strommasten die 
Stromversorgung auf der Krim lahmleg¬ 
ten; damit fügten sie der Bevölkerung 
der Krim gravierende Schäden zu. 

www.german-foreign-policy.com 



Bei der Maidemonstration der SPÖ in Wien: Die Parteibasis sandte Signale an Bundeskanzler Faymann und pfiff ihn aus. 


Hilfstruppen gegen Moskau 

Berlin bringt Krimtataren in Stellung 
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Rechter Aufschwung: Der Interimspräsident Michel Temer stellt sein Kabinett vor. 


Reaktion in der Offensive 


Wie analysiert die brasilianische Linke den Sturz der Präsidentin? 


A m 12. Mai 2016 hat der brasilia¬ 
nische Senat beschlossen, Präsi¬ 
dentin Dilma Rousseff von der 
Arbeiterpartei (PT) für 180 Tage des 
Amtes zu entheben. Bis heute gibt es 
keinen Beweis für Rousseffs angebli¬ 
che Verbrechen, der die Amtsenthe¬ 
bung juristisch begründen könnte - 
also keinen Beweis dafür, dass Rousseff 
die Verfassung verletzt hat. Die bishe¬ 
rige Opposition wirft Rousseff vor al¬ 
lem vor, Kredite aufgenommen zu ha¬ 
ben, ohne das Parlament zu fragen, und 
die Bilanz der Staatsschulden gefälscht 
zu haben. Anscheinend sind diese Vor¬ 
würfe richtig. Nur: Die Praktiken, die 
Rousseff vorgeworfen werden, sind 
üblich. Die Parteien, die Rousseff ab¬ 
gesetzt haben, haben in früheren Nati¬ 
onalregierungen und in den von ihnen 
kontrollierten Regionalregierungen 
nichts anderes getan. 

Mit dem Votum im Senat endet eine 
wichtige Etappe in der Offensive der 
reaktionären Kräfte des Landes. Der 
ehemalige Vizepräsident und jetzige 
Übergangspräsident ist Michel Temer 
von der Partei der Brasilianischen De¬ 
mokratischen Bewegung (PMDB). Te¬ 
mer kündigte vergangene Woche be¬ 
reits seine ersten Schritte an: Schlie¬ 
ßung unter anderem des Ministeriums 
für Kultur und des Ministeriums für 
ländliche Entwicklung. Eine massive 
Kürzung der Sozialprogramme und 
die Privatisierung wichtiger öffentli¬ 
cher Sektoren werden voraussichtlich 
folgen, da diese bereits in dem Regie¬ 
rungsprogramm der PMDB zur letz¬ 
ten Präsidentschaftswahl klar benannt 
worden sind. Zu erwarten ist, dass die 
Austeritätspolitik ausgeweitet wird, die 
bereits die Regierung Rousseff stellen¬ 
weise begonnen hat. 

Putsch gegen ein 
politisches Modell? 

Die Kommunistische Partei Brasiliens 
(PCdoB) beschreibt das Amtsenthe¬ 
bungsverfahren („Impeachment“) als 
einen Putsch, orchestriert von konser¬ 
vativen Kräften der Gesellschaft und 
damit Teilen der Justiz, den rechten 
Oppositionsparteien und den größten 
Medienkonzernen Brasiliens. 

Die PCdoB hebt hervor, dass das 
Amtsenthebungsverfahren illegal ge¬ 
wesen sei: „Eine Amtsenthebungskla¬ 
ge ohne Nachweis des Verbrechens 
schadet der Bundesverfassung, schafft 
einen Präzedenzfall für die Rücknah¬ 
me der bereits eroberten Rechte und 
zerstört vor allem die Demokratie.“ Die 
Partei schätzt ein, dass die jüngsten Er¬ 
mittlungen gegen Korruption dazu ge¬ 
dient hätten, den Putsch vorzubereiten. 
Denn diese Ermittlungen konzentrier¬ 
ten sich auf die Regierungsparteien, die 
Korruption der anderen Parteien und 
Gruppen spielte keine Rolle. 

Die PCdoB geht davon aus, dass 
es der parlamentarischen Oppositi¬ 
on im Kern darum geht, ein „politi¬ 


sches Modell“ zu bekämpfen, nicht ein 
Verbrechen. Die PCdoB selbst ist seit 
2003 Mitglied in der Regierungskoali¬ 
tion um die PT und damit Teil dieses 
„politischen Modells“. Sie beschreibt 
den aktuellen Kampf für eine sozia¬ 
listische Gesellschaft in Brasilien als 
einen Kampf um den Erfolg der PT- 
Regierung, die als die am weitesten 
fortgeschrittene und gangbarste Alter¬ 
native verstanden wird, um die Ziele 
der Partei zu erreichen. Für die PCdoB 
ist das „Impeachment“ daher nicht nur 
ein Putsch gegen die Verfassung, es sei 
auch ein Putsch gegen eine „populäre, 
demokratische und souveräne Bewe¬ 
gung“, die von den Regierungsparteien 
geleitet werde. 

Putsch zur Wiederherstellung 
des „Neoliberalismus“? 

Ähnlich wie die PCdoB beschreibt das 
Bündnis „Frente Brasil Populär“ (Bra¬ 
silianische Volksfront - FBP) das „Im¬ 
peachment“ als Schlag der brasiliani¬ 
schen Oligarchie gegen die Verfassung, 
die Demokratie und das Volk. Die FBP 
besteht aus 67 sozialen Bewegungen 
und Organisationen, einschließlich der 
MST (Landlosenbewegung), der UNE 
(Landesweite Studentenunion) und der 
CUT (Gewerkschaftsdachverband), 
außerdem aus Teilen der PT, PCdoB 
und anderen Parteien. Das Bündnis ba¬ 
siert vor allem auf dem Versuch, eine 
Aktionseinheit für die Regierung und 
gegen die „Putschisten-Offensive“ in 
Brasilien herzustellen, d.h. gegen die 
Kräfte, die einen „historischen Rück¬ 
schritt bei Freiheiten, Rechten und 
Errungenschaften des brasilianischen 
Volkes“ durchsetzen möchten. 

In diesem Sinne geht die FBP da¬ 
von aus, dass das „Impeachment“ einen 
Bruch mit der demokratischen Ord¬ 
nung und der Souveränität der Wähler 
darstelle, um letztlich eine illegitime 
Regierung im Dienste der nationalen 
und internationalen ökonomischen Eli¬ 
ten einzurichten. Diese Darstellung der 
politischen Krise zeigt eine Überein¬ 
stimmung mit der Darstellung der PT 
selbst. Dennoch bringt die FBP auch 
ihre Empörung über einzelne Maßnah¬ 
men der Austeritätspolitik der PT zum 
Ausdruck. Mit dem „Impeachment“, so 
schätzt die FBP ein, wolle ein Teil der 
herrschenden Klasse die „Wiederher¬ 
stellung des Neoliberalismus“ errei¬ 
chen. Diese Gruppe der Herrschenden 
wende sich dagegen, die Bürgerrechte 
auszuweiten. 

Bruch oder Kontinuität? 

Nach Ansicht der Brasilianischen Kom¬ 
munistischen Partei (PCB), deren Ori¬ 
entierung sich von der der PCdoB deut¬ 
lich unterscheidet, handelt es sich bei 
dem „Impeachment“ gegen die Präsi¬ 
dentin nicht um einen Putsch, an dessen 
Ende eine wesentliche Veränderung der 
brasilianischen Politik steht. Denn die 
PT habe besonders seit den Präsident¬ 


schaftswahlen 2014 massive antisoziale 
Maßnahmen durchgesetzt: Austeritäts¬ 
politik, Steuererhöhungen, Rentenre¬ 
form. Die PT habe damit gezeigt, dass 
sie gänzlich zu einer Partei des Kapitals 
geworden sei. Damit habe sie sowohl 
einen Teil ihrer Verankerung in der Ar¬ 
beiterklasse und den unterdrückten 
Volksschichten verloren, als auch ihre 
Funktion als „Dämpferin“ des Klassen¬ 
kampfs zumindest teilweise eingebüßt. 
Die aktuelle politische Entwicklung 
basiere daher im Wesentlichen darauf, 
die Austeritätspolitik im Interesse des 
Kapitals im Angesicht der Krise in ei¬ 
ner schnelleren und kompromissloseren 
Art und Weise umzusetzen. Es handele 
sich daher nicht um einen Bruch, son¬ 
dern um eine Kontinuität und Ausdeh¬ 
nung der antisozialen Politik. Im Bezug 
auf die Frage der Legitimität des „Im¬ 
peachment“ analysiert die PCB: „Die¬ 
ser Prozess zeigt, das die formalen Re¬ 
geln der bürgerlichen Demokratie nur 
dann von der herrschenden Klasse res¬ 
pektiert werden, solange sie ihren Inte¬ 
ressen dienen. In Momenten der Krise 
lässt die Bourgeoisie ihre Maske fallen 
und manipuliert jene Regeln ohne gro¬ 
ßes Aufsehen im Sinne ihrer Ziele.“ 

Putsch gegen die Arbeiter¬ 
klasse und das Volk 

Auch die Obdachlosenbewegung 
MTST und mit ihr das Bündnis „Povo 
sem Medo“ (Volk ohne Angst), zentrale 
Akteure im Widerstand gegen das „Im¬ 
peachment“ und die Austeritätspolitik, 
bezeichnen die aktuelle politische Ent¬ 
wicklung als Offensive der Bourgeoisie 
zur Durchsetzung ihrer Interessen. Die 
MTST spricht von einem Putsch - meint 
aber nicht, dass dabei eine Regierung 
Opfer sei, die im Interesse des Volkes 
handelt, sondern generell „demokra¬ 
tische Rechte“ und die ohnehin schon 
„eingeschränkte Demokratie“ unter 
Beschuss stehen. Daher müsse sich der 
Widerstand auf die Verteidigung eben 
jener Rechte fokussieren und nicht er¬ 
warten, das die PT-Regierung die Eliten 
des Landes zur Kasse bittet. Vielmehr 
geht die MTST davon aus, dass sich die 
PT noch weiter „nach rechts“ entwi¬ 
ckeln wird, also jegliche Maßnahmen 
im Sinne des Volk beenden und rück¬ 
gängig machen würde, um ihre Regie¬ 
rungsfähigkeit im Interesse der Bour¬ 
geoisie unter Beweis zu stellen. 

So oder so, d.h. mit der PT an der 
Regierung oder ohne - darin sind sich 
die PCB und MTST einig - werde der 
Angriff auf die Arbeiterklasse und an¬ 
dere unterdrückte Volkschichten mas¬ 
siv ausgeweitet werden. Daher beteiligt 
sich sowohl die PCB als auch die MTST 
und das Bündnis Povo sem Medo nicht 
an Mobilisierungen, die eindeutig auf 
die Unterstützung der PT-Regierung 
ausgerichtet sind, sondern versuchen, 
mit eigenen Mobilisierungen den Wi¬ 
derstand auszuweiten und zu radikali- 
sieren. Maria Galväo und Antonio Veiga 


Die „Bunte Revolution“ 

Mazedonien: Studierende begehren gegen die 
konservative Regierung auf 


Mitte April amnestierte der maze¬ 
donische Präsident Gjorge Ivanov 
56 Strafgefangene, vor allem aus der 
Politik. Diese Personen waren in den 
vergangenen Jahren wegen Korrupti¬ 
on, schwerer Straftaten und Wahlbe¬ 
trug verurteilt worden. Ivanov gehört 
der konservativen Regierungspartei 
VMRO an. 

Daraufhin ergriffen Studierende in 
Skopje und anderen Universitätsstäd¬ 
ten die Initiative. Seither organisieren 
sie klassen- und generationenüber- 
greifende Großdemos gegen Staat 
und Regierung. Ihre Bewegung tauf¬ 
ten sie daher auf den Namen „Bunte 
Revolution“. Abgesehen von der Am¬ 
nestie kommen noch soziale Missstän¬ 
de dazu, gegen die das lose Bündnis 
in ganz Mazedonien protestiert. Die¬ 
se „bunte Revolution“ nennt sich auch 
deshalb so, weil sie mit Farbbomben 
staatliche Einrichtungen bewirft. Das 
Zentrum der mazedonischen Haupt¬ 
stadt, welches von einem millionen¬ 
schweren, kitschigen Bauprojekt 
(„Skopje 2014“) dominiert wird, ist 
von bunten Klecksen überzogen, wo 


die Wasserwerfer der Polizei sie nicht 
weggespült haben. 

Die Studierenden verlangen auch 
die Aufklärung des Mordes an Martin 
Neskoski, der im Juni 2011 22-jährig 
starb. Hierfür machen sie Igor Spasov 
verantwortlich, damals 33 Jahre alt. 
Spasov war Mitglied der Sonderpo¬ 
lizeieinheit Tigri, Neskoski für seine 
Kritik an der Exekutive bekannt. Das 
Innenministerium versuchte in jenem 
Sommer, durch spektakuläre Razzien 
und Vertuschungsaktionen Spasov zu 
schützen. Auch damals führten junge 
Menschen die Proteste an. 

Studierende sind neben unabhän¬ 
gigen Gewerkschaften die treibende 
Kraft sozialen Widerstands im ehema¬ 
ligen Jugoslawien. So besetzten 2011 
Philosophie-Studierende in Belgrad 
aufgrund der Hochschulpolitik Serbi¬ 
ens ihre Fakultät. Die Aktion griff auf 
ganz Serbien, Kroatien und Montene¬ 
gro über. In Bosnien waren Universi¬ 
tätsangehörige 2014 in den basisdemo¬ 
kratischen „Plena“ den größten Demos 
seit Kriegsende, maßgeblich involviert. 

Mosa Markovic 


Den Freihandel schützen 

China will als Marktwirtschaft anerkannt werden 


China protestiert gegen eine Entschei¬ 
dung des EU-Parlaments, der Volksre¬ 
publik den Status als Marktwirtschaft 
zu verweigern. 

Der chinesische Außenminister Wang 
Yi sagte, China spiele heute eine wichti¬ 
ge Rolle „beim Schutz des globalen Frei¬ 
handels“. Bei einer gemeinsamen Presse¬ 
konferenz mit dem französischen Außen¬ 
minister Jean-Marc Ayrault am Montag 
betonte Wang, dass China der EU einen 


stabilen und zuverlässigen Markt und da¬ 
mit zahlreiche Arbeitsplätze biete. 

Das EU-Parlament hatte in der ver¬ 
gangenen Woche eine Resolution verab¬ 
schiedet, in der es China die Anerken¬ 
nung als Marktwirtschaft verweigerte. 
Die Anerkennung als Marktwirtschaft 
würde bedeuten, dass die EU ihre 
Schutzzölle auf die Einfuhr chinesischer 
Produkte, zum Beispiel Stahl, senken 
müsste. om 


Dokumentiert 


Den Kampf vorbereiten 

PAME wertet Streikbewegung aus 


Drei Tage Generalstreik - die Regie¬ 
rungsmehrheit im griechischen Parla¬ 
ment ließ sich davon nicht abhalten, 
die neuesten Angriffe auf die Sozi¬ 
alversicherung zu beschließen. Die 
Gewerkschafts front PAME veröffent¬ 
lichte am Dienstag „Erste Schlussfol¬ 
gerungen aus den Kämpfen der letzten 
Monate 

„Am Abend des Sonntag, den 8. Mai, 
schloss sich der Kreis eines mehrmona¬ 
tigen Kampfes der Arbeiterbewegung 
gegen die Maßnahmen des 3. Memo¬ 
randums der Syriza-Regierung, die ge¬ 
gen die Arbeiter gerichtet sind. Die 
Kämpfe erreichten ihren Höhepunkt 
mit dem dreitägigen Generalstreik. 
Ein Generalstreik, der stattfand, ob¬ 
wohl die Syriza-Regierung versuchte, 
die Bewegung zu überraschen, indem 
sie die arbeiterfeindlichen Gesetze frü¬ 
her als angekündigt zur Abstimmung 
brachte. 

Die Maßnahmen sind zwar von der 
Regierungsmehrheit im Parlament be¬ 
schlossen worden. Aber (...) mit den 
Kämpfen der letzten Monate ist es ge¬ 
lungen, die Parlamentsentscheidung 
über die arbeiterfeindlichen Maßnah¬ 
men über eine wichtige Zeitspanne zu 
verzögern. Die Kämpfe haben dazu 
geführt, die Pläne der Regierung of¬ 
fenzulegen, die Rolle der Regierung 
im Interesse der Konzerne. Außerdem 
hat die Unterdrückung und die Ein¬ 
schüchterung gegen die Klassenbe¬ 
wegung einmal mehr deutlich gezeigt, 
dass die Macht der Monopole ein Feind 
der Arbeiterbewegung ist - selbst wenn 
diese Macht hinter einer ,linken 4 Mas¬ 
ke verborgen ist! Zum Beispiel nahm 
die Polizei am Freitag, den 6. Mai, 31 
Gewerkschafter fest, Mitglieder der 
PAME, weil sie Streikposten standen. 
Und am Sonntag, den 8. Mai, ging die 
Regierung zum offenen Angriff mit 


Chemikalien (Tränengas, Blendgrana¬ 
ten usw.) auf die riesige Arbeiterde¬ 
monstration in Athen über. (...) 

Auf der anderen Seite wurden 
wichtige Schritte gegangen - Schritte 
zur Sammlung der Kräfte mit PAME, 
zur Mobilisierung junger Arbeiter, zur 
Mobilisierung Arbeitsloser und wei¬ 
tere. Die Erfahrung des Kampfes um 
die Sozialversicherung hat erneut ge¬ 
zeigt, was die Elemente sind, um die 
Pläne des Kapitals behindern zu kön¬ 
nen: Eine rechtzeitige Vorbereitung, 
eine gute Planung, eine Orientierung 
(...) auf die Basisarbeit und - vor al¬ 
lem - eine Orientierung, die gegen die 
Unternehmer und die Politik in ihrem 
Interesse gerichtet ist. 

Ein weiterer wichtiger Schritt war, 
dass sich der gemeinsame Kampf mit 
den armen Bauern entwickelt hat. (...) 
In dieser Zeit hat sich noch deutlicher 
gezeigt, welche Rolle die Teile der Ge¬ 
werkschaften spielen, die von den Un¬ 
ternehmern und der Regierung kont¬ 
rolliert werden (...). Es ist charakteris¬ 
tisch, dass diese Kräfte nichts für den 
Erfolg des Streiks getan haben. Statt- 
dessen sind viele aus ihrer Führung of¬ 
fen als Streikbrecher aufgetreten. 

Unter diesen Bedingungen erhiel¬ 
ten die griechischen Arbeiter wichtige 
Unterstützung durch die internationale 
Solidarität. Dutzende Gewerkschaften 
aus der ganzen Welt zeigten ihre Solida¬ 
rität, besonders mit der Unterstützung 
des Weltgewerkschaftsbundes. Proleta¬ 
rischer Internationalismus und Solida¬ 
rität haben sich einmal mehr als starke 
Waffe im Klassenkampf erwiesen. 

In dieser Richtung, mit kämpferi¬ 
schem Geist, organisiert PAME nun die 
Diskussion darüber, welche Schlussfol¬ 
gerungen aus dem Kampf gezogen wer¬ 
den müssen, und die Planung weiterer 
kämpferischer Aktionen.“ 

Übers. UZ 
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Alle zwei Jahre führt die SDAJ (Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend) im Süden, Norden, Osten und im Westen Camps über Pfingsten 
durch. 


Selbstorganisiert, nicht 
kommerziell 



Das waren die SDAJ-Pfingstcamps 


Das „Stop Wars Camp“ im Süden war dieses Mal außerordent¬ 
lich gut besucht. 



I m Norden, Süden, Osten, Westen - an vier Orten organisierte die 
Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend SDAJ in diesem Jahr wie¬ 
der regionale Püngstcamps: am Falkensteiner Strand bei Kiel, am 
Marbachstausee im Odenwald, im Waldseebad Königsee und an 
der Aa bei Münster. 

Ob Kurzurlaub, Festival, einfach ausspannen oder Sportpro¬ 
gramm - Püngsten kann man ganz unterschiedlich verbringen. Bei 
der SDAJ ündet sich auch das alles wieder und doch waren die 
Camps auch in diesem Jahr völlig anders als das „normale“ Frei¬ 
zeitangebot, das Jugendlichen sonst geboten wird: Die Camps sind 


vollständig selbstorganisiert und unkommerziell, sie orientieren sich 
nicht an Proüt für die Betreiber, sondern die Jugendlichen bestim¬ 
men selbst, was passiert. Überall ging es darum gemeinsam zu dis¬ 
kutieren, wie vor allem der Kampf gegen die Rechtsentwicklung, 
die Aufrüstung der Bundeswehr und die Auslandseinsätze verstärkt 
werden kann und gleichzeitig gab es drei Tage Pause vom kapitalis¬ 
tischen Alltag aus Leistungsdruck, Konkurrenz und Kriegstreiberei. 
Und überall wurde solidarisch gefeiert, getanzt und sich gegenseitig 
gestärkt. 

jm 


Bild rechts: Alle müssen mit anpacken, 
wenn in den Tagen vor Pfingsten Äcker 
in Zeltplätze verwandelt werden. Bei 
der SDAJ ist alles selbstorganisiert. 

Bild unten rechts: Wer sich, wie auf 
dem Ostcamp, seine Klamotten mit 
politischen Motiven bedrucken lassen 
will, muss nicht mehr lange warten: Auf 
dem UZ-Pressefest wird die Siebdruck¬ 
maschine erneut aufgestellt. 


Bild oben: Christoph Marischka von der Informationsstelle 
Militarisierung sprach in einem vollen Zelt auf dem 
Südcamp über den Bundeswehreinsatz in Mali. 

(alle Fotos: SDAJ) 



„Was tun gegen die Bundeswehr an meiner Schule?“ war die Frage, über die Schülerinnen und 
Schüler in diesem Workshop auf dem Westcamp diskutierten. 


Zeit zu kämpfen - Zeit zu feiern, hier mit Gizem beim Südcamp. 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Erwerbslose unter Beschuss 

Leistungen sollen künftig noch leichter gestrichen werden können 


Superwomen Hillary 

Die Showdown-Inszenierung des US-Wahlfinales 
nimmt Konturen an 


Weitgehend hinter verschlossenen Tü¬ 
ren werden in Berlin weitere Verschär¬ 
fungen der Situation von Hartz-IV-Be- 
ziehern vorbereitet. Die UZ sprach da¬ 
rüber mit Philipp Kissel. Philipp Kissel 
ist aktiv beim Verein für gegenseitige 
Hilfe Zusammen e.V. in Frankfurt/ 
Main 

UZ: Was braut sich in Berlin für Ar¬ 
beitslose zusammen? 

Philipp Kissel: Während die SPD sich 
als Partei der „sozialen Gerechtigkeit“ 
für den Bundestagswahlkampf auf¬ 
bauen will, nimmt ihre Arbeitsminis¬ 
terin Nahles Erwerbslose, Niedriglöh¬ 
ner und Ältere von mehreren Seiten 
unter Beschuss. Mit dem „Rechtsver- 
einfachungsgesetz“ sollen ALG-II- 
Empfänger, die einen Job kündigen, 
dauerhaft sanktioniert werden kön¬ 
nen, die Kosten der Unterkunft pau¬ 
schaliert werden und ältere Er¬ 
werbslose einfacher in Zwangsrente 
geschickt werden. Hinter diesem Vor¬ 
haben steckt das Ziel, noch schneller 
und einfacher die Leistungen kürzen 
zu können. Seit 2007 hat die Bundes¬ 
agentur für Arbeit durch Sanktionen 
1,7 Milliarden Euro „eingespart“. Mit 
der Reduzierung unter das Existenz¬ 
minimum sollen Menschen noch mehr 
unter Druck gesetzt werden, jeden Job 
anzunehmen, egal zu welchen Bedin¬ 
gungen und zu welchem Lohn. In ei¬ 
ner weiteren Gesetzveränderung soll 
der Anspruch von EU-Bürgern auf 
Sozialleistungen gestrichen werden, 
was dazu führen wird, dass viele, die 
auf der Suche nach Arbeit sind, beson¬ 
ders erpressbar sind. Und schließlich 
soll für Geflüchtete ein „Integrations¬ 
gesetz“ verabschiedet werden, das vor 
allem in Kürzungen von Leistungen 
und der Neuauflage von „Ein-Euro- 
Jobs“ besteht. 

UZ: Erhöhung der Lebensarbeitszeit 
durch die Rente erst ab 67 Jahren für 
Beschäftigte, Zwangsverrentung für 
Erwerbslose mit 63 - wie geht das zu¬ 
sammen? 

Philipp Kissel: Das passt ganz wun¬ 
derbar zusammen: Die Rente mit 67 
ist eine gigantische Rentenkürzung, 
die sogar hinter den Stand von 1916 
zurückfällt, als das Renteneintrittsalter 
auf 65 Jahre festgelegt wurde. Wer es 
schafft, so lange zu arbeiten, hat zwei 
Jahre seines Ruhestands gekürzt be¬ 
kommen und wer früher in Rente geht, 
weil er nicht mehr kann, muss kräftige 
Abschläge hinnehmen. Die Zwangs¬ 
verrentung von ALG-II-Beziehern ist 
nichts anderes als eine Rentenkürzung, 
denn auch damit sind starke Abschlä¬ 
ge verbunden, die meistens zu einer zu 
niedrigen Rente führen und den Bezug 
von zusätzlicher Grundsicherung nötig 
machen. Das ist Altersarmut auf Amts¬ 
anweisung. Hintergrund ist, dass der 
Altersdurchschnitt der Arbeitskraft 


zunimmt und zunehmende Arbeits¬ 
dichte und Stress an den Menschen 
nagen, sie kaputt machen. Wer nicht 
mehr kann, soll abgeschoben werden 
und möglichst wenig Kosten verursa¬ 
chen. 

UZ: Inzwischen behauptet ja niemand 
mehr ernsthaft, dass die sogenannten 
„Ein-Euro-Jobs“ eine Tür in den regu¬ 
lären Arbeitsmarkt öffnen. Wie ist dieser 
neue Vorstoß zu bewerten? 

Philipp Kissel: Die Ein-Euro-Jobs 
kommen ursprünglich aus den Son¬ 
dergesetzen für Geflüchtete. Da hie¬ 
ßen sie „gemeinnützige Arbeit“ und 
waren schon nichts anderes als ein ex¬ 
trem niedrig bezahlter „Dienst“. Als 
sie in das Sozialgesetzbuch übernom¬ 
men wurden, erfuhr dieser Sektor eine 
enorme Ausweitung, weil Kommunen 
damit Geld sparen konnten und auch 
soziale Träger billige und weitgehend 
rechtlose Arbeitskräfte einsetzen 
konnten. Zu einem normalen Job kam 
damit niemand, dagegen wurden sogar 
reguläre Arbeitsplätze durch Ein-Eu¬ 
ro-Jobs ersetzt. Als die offizielle Ar¬ 
beitslosigkeit zurückging und genug 
Leiharbeit und andere Niedriglohn- 
„Angebote“ vorhanden waren, hat 
man die Ein-Euro-Jobs zurückgefah¬ 
ren. Dass sie nun ein Comeback er¬ 
leben zeigt, dass der Arbeitsmarkt 
keineswegs so robust ist, wie von der 
Regierung immer behauptet wird. Mit 
den Ein-Euro-Jobs wurde ein autori¬ 
täres Instrument geschaffen, das Ar¬ 
beitskräfte disziplinieren soll. Damals 
gab es regelrecht eine Hetze gegen 
die „faulen Arbeitslosen“, denen man 
beibringen müsse, aufzustehen. Nun 
sind es die Geflüchteten, die an „un¬ 
sere Regeln“ gewöhnt werden sollen. 
Diese Regeln sind ein Angriff auf alle 
Lohnabhängigen, ob Geflüchtete, Er¬ 
werbslose oder „Stammbelegschaft“. 
Die anderen Maßnahmen im „Inte¬ 
grationsgesetz“ werden ebenfalls 
später Auswirkungen auf alle haben. 
Insbesondere die geplante Wohnsitz¬ 
auflage ist ein starker Eingriff in die 
Grundrechte und sollte uns alarmie¬ 
ren. 

UZ: Warum nimmt die Bundesregie¬ 
rung diese Angriffe gegen Arbeitslose 
vor? 

Philipp Kissel: Dazu muss man wis¬ 
sen, dass ein großer Teil der Erwerbs¬ 
losen immer wieder arbeitet, manch¬ 
mal mit ergänzenden ALG-II-Leis- 
tungen, manchmal kommt man auch 
kurzfristig aus dem Leistungsbezug 
raus. Studien des Instituts für Ar¬ 
beitsmarktforschung (IAB) zeigen, 
dass auf der einen Seite die Zahl der 
Langzeitarbeitslosen mit einer Milli¬ 
on sehr hoch ist, auf der anderen Sei¬ 
te die Fluktuation auf dem Arbeits¬ 
markt ebenfalls sehr hoch ist. Wenn 
nun die Schrauben noch mehr ange¬ 


zogen werden, verschlechtern sich die 
Arbeitsbedingungen und die Löhne 
für diesen Teil der Beschäftigten und 
der Druck auf alle anderen steigt. 
Und darum geht es eigentlich. Denn 
die Wachstumszahlen sind nicht so 
rosig, wie oft behauptet und reichen 
keineswegs aus, um wirklich neue Ar¬ 
beitsplätze zu schaffen, sondern nur 
für eine Umverteilung der Arbeit zu 
mehr Teilzeit und befristeter Arbeit. 
Falls eine Krise eintreten sollte - und 
damit ist zu rechnen -, müssen alle 
dran glauben. Dafür müssen die ent¬ 
sprechenden Instrumente vorhanden 
sein und die Rechtsansprüche bereits 
reduziert werden. 

UZ: Unabhängig von diesen neu¬ 
en Plänen der Bundesregierung: Wie 
steht es mit der politischen Erwerbs¬ 
losenarbeit? 

Philipp Kissel: Die Agenda 2010 war 
ein schwerer Schlag gegen die Arbei¬ 
terbewegung und sie hat sich bis heu¬ 
te nicht davon erholt, ihre Krise hält 
an. Die Abspaltung der Erwerbslosen 
und Niedriglöhner wurde gezielt ge¬ 
nutzt und verschärft. Die Spaltung hat 
sich seitdem vertieft und wurde durch 
neue ergänzt. Der DGB lehnt zwar 
die neuen Verschärfungen ab, unter¬ 
nimmt aber nichts Praktisches, um 
diese Angriffe auf alle Lohnabhän¬ 
gigen zu verhindern. Unsere Arbeit 
im Verein zeigt, dass die Erfahrung 
sehr gut ist, wenn man sich gegensei¬ 
tig hilft und mehr über die eigenen 
Rechte erfährt und über die Hinter¬ 
gründe der Gesetze. Viele unserer 
Mitglieder wissen ganz genau, warum 
sie organisiert sein müssen. Sie kön¬ 
nen berichten, wer zum Jobcenter be¬ 
gleitet wurde und erlebt, dass er sei¬ 
ne Rechte durchsetzen konnte, geht 
dort in Zukunft mit aufrechtem Gang 
und selbstbewusst hin. In unserer Be¬ 
ratungsrunde gibt es häufig Diskussi¬ 
onen darüber, warum diese Gesetze 
eigentlich existieren und wem sie nut¬ 
zen. Die Runden sind auch ein Zeit¬ 
fenster im stressigen Alltag, mal über 
dasGanze, was einen betrifft, zu spre¬ 
chen und nachzudenken. Das zeigt, 
dass viel Potential unter den Niedrig¬ 
löhnern - die meisten unserer Mit¬ 
glieder arbeiten - und Erwerbslosen 
ist. Diese Teile der Klasse sind beson¬ 
ders betroffen und warum sollten sie 
sich nicht besonders wehren wollen? 
Das geht aber nur, wenn dafür Orga¬ 
nisationsformen geschaffen werden, 
die das ermöglichen. Diese entste¬ 
hen nicht von alleine, sondern müs¬ 
sen aufgebaut werden, politisch ge¬ 
füllt und mit viel Reflektion begleitet 
werden. Die solidarische Verbindung 
mit anderen Teilen der Arbeiterklasse 
ist dann der nächste wichtige Schritt. 
Wenn dies mehr gelingen würde, hät¬ 
ten Regierung und Unternehmer 
schon ein Problem. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


D ie FAZ sieht im US-Wahl- 
kampf ein „Duell der Gigan¬ 
ten“ und fürchtet sogleich: 
„Schlägt Trump nun Clinton?“ Un¬ 
sere geliebte Hillary, das darf doch 
nicht sein, kann der Leser ergän¬ 
zen. Immerhin ist unsere Hillary 
eine Frau, und eine, die dazu noch 
eine Monica Lewinsky wegstecken 
musste und der nun sinnloserweise 
dieser Bernie Sanders an ihren Er- 
folgs-High-Heels klebt wie die Hun¬ 
descheiße am Cowboystiefel. Und 
jetzt dieser Trump, dieses Ekelpaket. 
Beleidigt Frauen, Latinos, Schwarze 
und was das schlimmste ist, Trump 
gehört zu diesen knieweichen Putin- 
Verstehern. So in etwa die Qualitäts¬ 
presse. 

Die Oberschicht, speziell die Up- 
perclass des ehemals britischen, nun 
amerikanischen Imperiums, mag es 
gern vor-zivilisatorisch. Konflikte 
werden mit der Waffe, idealerwei¬ 
se Mann gegen Mann ausgetragen. 
Keine Pferdeoper ohne Showdown, 
ohne das alles entscheidende Duell 
als Höhepunkt. Das Gute kommt 
nur über den Kadaver des Bösen 
in die Welt. Ähnliches gilt für eine 
Außenpolitik, in der die besten 
Argumente immer noch von B52- 
Bombern überbracht werden. Kol¬ 
lektivität, Gemeinsinn, Interessen¬ 
ausgleich, eine am gesellschaftlichen 
Fortschritt orientierte, sachgerechte 
diskursive Entscheidungsfindung - 
Blödsinn. Der Stärkere haut dem 
Schwächeren auf die Glocke und 
dann gilt: „The winner takes it all“. 
Das war schon im Mittelalter so, in 
der Antike und in der Steinzeit. Das 
haben wir schon immer so gemacht. 

Der moderne, politische Aus¬ 
druck dieser Konvention ist das 
Mehrheitswahlrecht. Das Mehr¬ 
heitswahlrecht generiert de facto ein 
Zweiparteiensystem, bei dem es da¬ 
rum geht, aus diesen zwei Parteien, 
bzw. aus ihrem Spitzenpersonal, du¬ 
ellförmig diejenigen herauszufiltern, 
welche die allerdings ohnehin fest¬ 
stehenden Interessen der reichen 
Upperclass am effektivsten, sprich, 
mit der besten Massenverankerung, 
umzusetzen in der Lage sind. 

Diese Aufgabe wird in dem Maß 
komplizierter, in dem sich die in¬ 
nen- wie außenpolitischen Konse¬ 
quenzen der neoliberalen wie neo¬ 
konservativen Versprechungen im 
wirklichen Leben zeigen. Die pro¬ 
gressive Verarmung der ehemals 
staatstragenden „Mittelschichten“ 
und das angerichtete internationa¬ 
le Kriegs-Chaos lassen die ehemals 
satten Mehrheiten der zu neolibe¬ 
ralen Pressure Groups mutierten 
bürgerlichen (und vor allem sozial¬ 
demokratischen) Parteien auf Be¬ 


liebigkeitsniveau schrumpfen. Der 
bürgerliche Polit-Zirkus muss, statt 
mit dem simplen Wechsel der immer 
gleichen, altbekannten Alternative 
hantieren zu können, plötzlich mit 
wechselnden Mehrheiten nicht ein¬ 
geführter Polit-„Marken“ zurecht 
kommen. 

Je dürftiger die Inhalte, umso 
knalliger und teurer die Show. Wahl¬ 
kampf in den USA ist bekanntlich 
ein Milliardenunternehmen. Der 
Spiegel bezifferte die Gesamtkos¬ 
ten 2012 mit 6 Milliarden Dollar. 
Ein nicht gerade geringer Betrag, 
um Herrn Obama ins Weiße Haus 
und den Begriff „Forward“, der ver¬ 
mutlich ein „Weiter so!“ mit der 
Seifenblase „Change!“ signalisieren 
sollte, in die Köpfe der US-Bürger 
zu hämmern. 

Hatte Herr Obama noch ein 
Change-versprechendes „Ich bin 
ein Schwarzer!“ zu bieten, so ist das 
„Ich bin eine Frau!“ unserer „Hilla¬ 
ry“ nur so bedingt sexy. Immerhin 
hat die Welt schon eine Frau Meir, 
eine Frau Thatcher, eine Frau Ti- 
moschenko, eine Frau Merkel und 
diverse andere gusseiserne Ladies 
erlebt. Und die stählerne Frau Clin¬ 
ton, die Weltmacht-Ausgabe von 
Kanonen-Uschi, dürfte diesen Da¬ 
men in punkto Härte und Aggres¬ 
sivität kaum nachstehen. Die Men¬ 
schen in Syrien und Iran dürfen sich 
jedenfalls schon einmal warm anzie- 
hen, wenn die erklärte Favoritin des 
Großen Geldes und des militärisch- 
industriellen Komplexes, Losung: 
„Hillary - Fighting for us“ die Wahl 
gewinnen sollte. Frau sein allein 
überzeugt da nicht wirklich. Frau 
Clinton braucht daher dringend eine 
positive Botschaft. Und die heißt - 
Donald Trump. 

Die Republikaner haben Frau 
Clintons Sponsoren einen großen 
Gefallen getan und als potentielle 
Kandidaten ein derartig skurriles 
Horrorkabinett zusammengestellt, 
dass selbst die Hardlinerin Hillary 
dagegen noch als Lichtgestalt aufzu¬ 
bauen möglich scheint. (Nicht, dass 
sie das tatsächlich wäre.) In ihrer 
Not nahmen die republikanischen 
Wähler Zuflucht zu Donald Trump. 
Seine wohlkalkulierten Provokati¬ 
onen und Widersprüche lassen zu¬ 
mindest noch positive Interpreta¬ 
tionsspielräume zu. Und was nun 
kommt, ist leicht vorauszusehen. 
Frau Clinton wird von der Qualitäts¬ 
presse - im vorauseilenden Gehor¬ 
sam auch hierzulande - zur globalen 
Retterin aufgebaut werden: Super- 
woman Hillary beats Darth Vader 
Donald Trump - und rettet die Welt. 
Mit B-52. Und alles wird gut werden. 
Bestimmt. Klaus Wagener 



Clinton als Narr bei einerTrump-veranstaltung in Nevada -tatsächlich ist 
Trump der Joker, mit dem Hillary sich als kleineres Übel präsentieren kann. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


„Der Kapitalismus trägt den Krieg in sich 
wie die Wolke den Regen“ 

Zum Verhältnis von Friedenskampf und Kampf um Sozialismus (Teil I) • Von Hermann Kopp 


„Immer trägt eure gewalttätige und 
chaotische Gesellschaft - selbst wenn 
sie Frieden will, selbst wenn sie schein¬ 
bar in Ruhe ist - in sich den Krieg; sie 
trägt ihn in sich wie eine schwarze, noch 
ruhige Wolke das Gewitter.“ 

Das rief der damals 35-jährige Sozi¬ 
alist Jean Jaures 1895 im französischen 
Parlament den bürgerlichen Abgeord¬ 
neten zu, und fügte hinzu: „Es gibt nur 
ein Mittel, den Krieg zwischen den Völ¬ 
kern abzuschaffen, nämlich Schluss zu 
machen mit dem ökonomischen Krieg, 
mit der Unordnung der heutigen Ge¬ 
sellschaft, nämlich den allgemeinen 
Kampf ums Leben - der in den allge¬ 
meinen Kampf auf den Schlachtfeldern 
mündet - durch eine Ordnung der so¬ 
zialen Eintracht und der Einheit zu er¬ 
setzen“ 

In Deutschland haben Jaures’ Wor¬ 
te in einer nicht ganz korrekten, aber 
doch sinngemäßen Übersetzung in 
letzter Zeit wieder Karriere gemacht: 
„Der Kapitalismus trägt den Krieg in 
sich wie die Wolke den Regen “ 

Jaures fiel bekanntlich am Abend 
des 31. Juli 1914 - wenige Tage, nein 
nur Stunden vor Beginn des 1. Welt¬ 
kriegs - dem Attentat eines französi¬ 
schen Chauvinisten zum Opfer. Sein 
Mörder, ein gewisser Villain, kam zwar 
in Untersuchungshaft, wurde aber nach 
Kriegsende von einem Geschworenen¬ 
gericht freigesprochen - Jaures’ Witwe 
musste sogar die Prozesskosten tragen. 
Doch dies nur am Rande. 

Sozialisten gegen den Krieg... 

Dass die bürgerlich-kapitalistische Ge¬ 
sellschaft den Krieg in sich trägt, kriegs¬ 
trächtig ist, und dass nicht zuletzt des¬ 
halb alles daran gesetzt werden muss, 
sie zu überwinden - diese Einsicht war 
proklamiertes Gemeingut unter den 
Sozialisten der 2. Internationale. Sie 
prägte die Antikriegs-Beschlüsse der 
internationalen Sozialistenkongresse 
von Stuttgart (1907), von Kopenhagen 
(1910) - und schließlich des außeror¬ 
dentliche Internationalen Sozialisten¬ 
kongresses von Basel, der Ende No¬ 
vember 1912 stattfand und ausschließ¬ 
lich der drohenden Weltkriegsgefahr 
gewidmet war. Das dort einmütig ver¬ 
abschiedete „Manifest über die Kriegs¬ 
gefahr und die Aufgaben des internati¬ 
onalen Proletariats“ trug kein Gerin¬ 
gerer vor als Jean Jaures. Das Manifest 
von Basel machte es der internationa¬ 
len Arbeiterbewegung zur Aufgabe, 
den drohenden Krieg zu verhindern; 
falls das nicht möglich wäre, „für des¬ 
sen rasche Beendigung einzutreten“ 
und die dabei entstehende politische 
Krise zu nutzen, um „die Beseitigung 
der kapitalistischen Klassenherrschaft 
zu beschleunigen“. 

„Die großen Völker Europas“, hieß 
es in dem Manifest u.a., „sind bestän¬ 
dig auf dem Punkte, gegeneinander 
getrieben zu werden, ohne dass diese 
Attentate gegen Menschlichkeit und 
Vernunft auch nur durch den gerings¬ 
ten Vorwand eines Volksinteresses ge¬ 
rechtfertigt werden könnten ... 

Darum stellt der Kongress mit Ge¬ 
nugtuung fest die vollständige Einmü¬ 
tigkeit der sozialistischen Parteien und 
der Gewerkschaften aller Länder im 
Kriege gegen den Krieg.“ 

Mit dieser „vollständigen Einmütig¬ 
keit“ war es bekanntlich zu Beginn des 
großen Krieges vorbei. Fast alle Partei¬ 
en der 2. Internationale in den krieg- 
führenden Ländern - allen voran die 
weitaus größte und angesehenste, die 
deutsche Sozialdemokratie - schlossen, 
unter eklatantem Bruch mit den von ih¬ 
nen mitgefassten Beschlüssen der So¬ 
zialistenkongresse, „Burgfrieden“ mit 
ihren herrschenden Klassen, plädierten 
für die „Vaterlandsverteidigung“ und 
stimmten für die Kriegskredite. Und 
das Leitungsgremium der Internatio¬ 
nale, das Internationale Sozialistischen 
Büro (ISB) - es war in Brüssel ansäs¬ 
sig und emigrierte nach dem deutschen 
Einfall ins neutrale Belgien in die Nie¬ 


derlande - erwies sich als unfähig und 
unwillig, diesem Bruch etwas entgegen¬ 
zusetzen. 

Deshalb begannen die Kräfte - die 
Parteien und Gruppen -, die an den bis¬ 
herigen internationalistischen Positio¬ 
nen festhalten wollten, sich unabhän¬ 
gig von der jetzt sozialchauvinistischen 
Mehrheit der 2. Internationale zu or¬ 
ganisieren. 

Umstritten blieb freilich auch noch 
in Kiental (vom 25. bis 30. April 1916 


fand im „Hotel Bären“ in Kiental die 
Zweite Konferenz der Internationa¬ 
len Sozialisten statt, an der u.a. Lenin, 
Sinowjew, Robert Grimm und Angeli- 
ca Balabanova teilnahmen. Vom 5. bis 
8. September 1915 hatte im schweize¬ 
rischen Zimmerwald die erste Kon¬ 
ferenz stattgefunden), welche Konse¬ 
quenzen aus dem Verrat an den ge¬ 
meinsam beschlossenen Grundsätzen 
zu ziehen sind. Das betraf zum einen 
das Verhältnis zu den Kräften, die da¬ 
mit den Frieden mit den herrschenden 
Klassen auf ihre Fahnen geschrieben 
hatten, und es betraf zum andern, da¬ 
mit eng zusammenhängend, die Orien¬ 
tierung im Friedenskampf. 

In beiden Fragen kam es in Kiental 
zu einem Kompromiss, der sich wider¬ 
spiegelte in der Resolution zur Frie¬ 
densfrage und der Resolution „Das 
ISB und der Krieg“, in der die Positio¬ 
nen des ISB, des im Jahr 1900 gegrün¬ 
deten Internationalen Sozialistischen 
Büros, einer scharfen Kritik unterzo¬ 
gen wurden. Beide Resolutionen wur¬ 
den einstimmig angenommen. Und in 
beiden sahen auch die Bolschewiki ei¬ 
nen Fortschritt gegenüber den Positio¬ 
nen von Zimmerwald. 

Dauerhafter Frieden 

In der Resolution zur Friedensfra¬ 
ge von Kiental ist mehrmals von „ei¬ 
nem dauerhaften Frieden“ die Rede. 
„Gibt es auf dem Boden der kapita¬ 
listischen Gesellschaft keine Möglich¬ 
keit, einen dauerhaften Frieden her¬ 
zustellen“, liest man dort, „so werden 
dessen Voraussetzungen durch den So¬ 
zialismus geschaffen. Der Sozialismus, 
der das kapitalistische Privateigentum 
aufhebt, beseitigt mit der Ausbeutung 
durch die besitzenden Klassen und 
mit der nationalen Unterdrückung zu¬ 
gleich die Kriegsursachen. Der Kampf 
für den dauerhaften Frieden kann nur 
im Kampf für die Verwirklichung des 
Sozialismus bestehen.“ 

Das war, wohlgemerkt, nicht nur 
die Position der Bolschewiki und der 
Zimmerwalder Linken, sondern eine, 
die von allen mitgetragen wurde, die 
an der Konferenz von Kiental teil¬ 
nahmen. Und es ist eine Position, die 
sich bereits im Kommunistischen Ma¬ 


nifest findet. Dort heißt es: „Mit dem 
Gegensatz der Klassen im Innern der 
Nation fällt die feindliche Stellung der 
Nationen gegeneinander.“ Dies ist die 
einzige, jedoch gewichtige Äußerung 
zum Problem von Krieg und Frieden 
in diesem grundlegenden Dokument 
der revolutionären Arbeiterbewegung. 

Mit einer anderen Frage aber hat 
sich die Arbeiterbewegung in ihrer 
Formierungsphase, haben sich auch 
Marx und Engels bis in die 1880er Jah¬ 


re hinein praktisch nie befasst: nämlich 
mit der, ob und wie denn die Verhü¬ 
tung von Krieg noch vor der Überwin¬ 
dung der Klassengesellschaft möglich 
wäre. 

Das hat nicht zuletzt damit zu tun, 
dass die Arbeiterbewegung jener Zeit 
von einer Voraussetzung ausging, die 
auch von anderen gesellschaftlichen 
Kräften nicht hinterfragt wurde: Das 
Führen von Kriegen galt als selbstver¬ 
ständliches „Recht“ souveräner Staa¬ 
ten. Das ius ad bellum, das Recht zum 
Krieg, war Bestandteil des damals gel¬ 
tenden Völkerrechts; es wurde seit dem 
Westfälischen Frieden 1648 von den 
souveränen Staaten in Anspruch ge¬ 
nommen - ganz unabhängig von ihrer 
jeweiligen Staatsform und ihrem Re¬ 
gime. Deshalb wurde auch die Exis¬ 
tenzberechtigung bewaffneter Streit¬ 
kräfte nie in Frage gestellt. Nicht die 
Abschaffung des Militärs, sondern 
seine Demokratisierung, seine Um¬ 
wandlung in ein Volksheer forderten 
alle drei Parteiprogramme der deut¬ 
schen Sozialdemokratie - das Eise¬ 
nacher Programm 1869, das Gothaer 
Programm 1875 und das Erfurter Pro¬ 
gramm 1891. 

„Die Möglichkeit des Friedens“, 
schreibt der Dresdener Militärhisto¬ 
riker und Friedensforscher Wolfgang 
Scheler, „sowie stattfindende und mög¬ 
liche Kriege wurden [zunächst auch 
von Marx und Engels] vor allem da¬ 
nach bewertet, in welchem Verhältnis 
sie zur Formierung einer revolutionä¬ 
ren, selbstbewussten Klasse und ihrer 
politischen Machtergreifung durch In¬ 
surrektion standen. Analysiert wurden 
die Auswirkungen, die die von den al¬ 
ten Mächten erzeugten Kriege hierauf 
hatten, günstige oder ungünstige.“ 

Kriegsverhütung als 
Kampfaufgabe 

Ein anderes, ein neues Herangehen der 
Arbeiterbewegung an die Fragen von 
Krieg und Frieden erforderten dann 
freilich die Entwicklungen, die den 
Übergang des Kapitalismus in sein 
imperialistisches Stadium begleiteten. 
Als einer der ersten begriff das Fried¬ 
rich Engels. Engels war über jeden Ver¬ 
dacht erhaben, ein Hasenfuß oder ein 


allem Militärischen abholdes „Weich¬ 
ei“ zu sein. Er hatte als damals 27-Jäh¬ 
riger den bewaffneten Widerstand in 
Elberfeld während der 1848er-Revo- 
lution organisiert, er war ein aktiver 
Kämpfer in deren letzter Phase, beim 
Aufstand in Baden, er war der Autor 
von über 400 längeren und kürzeren 
Arbeiten zu Militärfragen. Die trugen 
ihm nicht nur im Freundeskreis den 
Spitznamen „General“ ein, den die 
Marx-Tochter Jenny geprägt hatte, son¬ 


dern stießen auch bei höchst konserva¬ 
tiven preußischen Militärs auf großes 
Interesse. 

Doch in Engels’ Beschäftigung mit 
militärischen Problemen ist eine deut¬ 
liche Akzentverschiebung festzustel¬ 
len. Das Interesse des jungen Engels 
galt vor allem Fragen der Kriegspla¬ 
nung und Kriegführung. - 1851 nann¬ 
te er ,,[d]ie enorme Wichtigkeit, die 
die partie militaire [die militärische 
Seite] bei der nächsten Bewegung be¬ 
kommen muss“, neben ,,eine[r] alte[n] 



Inklination“ als einen der Gründe, die 
ihn veranlassten, „Militaria zu och¬ 
sen“, wie er in einem Brief an seinen 
Freund Weydemeyer schrieb (der war 
Leutnant in der preußischen Armee 
gewesen). Einer Frage, die ihn zuvor 
nur ganz gelegentlich beschäftigt hat¬ 
te - z.B. in seinem Aufsatz „Po und 
Rhein“ von 1859 -, galt jedoch seit 
den 1880er Jahren immer mehr seine 
Aufmerksamkeit: dem Problem der 
Kriegsverhütung. 

Grund dafür war vor allem die Be¬ 
fürchtung, dass das Wettrüsten die Ge¬ 
fahr eines großen Krieges, und dass 
die militärtechnischen Fortschritte das 
Gefahrenpotential eines Krieges un¬ 
geheuer erhöhen würden. Engels’ Vor¬ 
stellungen von einer sozialistischen Re¬ 
volution hatten sich lange, nicht anders 
als die von Marx, an der „klassischen“ 
französischen Revolution von 1789 - 94 
orientiert; jetzt sah er, dass diese „Fort¬ 


schritte“ überdies eine neue revolutio¬ 
näre Taktik erfordern würden. 

1892 schrieb er an Paul Lafargue, 
den Schwiegersohn von Karl Marx: 
„Die Zeitungsberichte über die ent¬ 
setzliche Wirkung der neuen Sprengge¬ 
schosse in Dahomey [das ist das heuti¬ 
ge Benin - Frankreich führte dort einen 
kolonialen Eroberungskrieg - der Au¬ 
tor] werden Sie gelesen haben. Ein jun¬ 
ger Wiener Arzt... hat die Verwundun¬ 
gen gesehen, die die österreichischen 
Sprenggeschosse bei dem Streik von 
Nürmitz angerichtet haben, er sagt uns 
dasselbe. Natürlich wollen die Men¬ 
schen, die sich der Gefahr aussetzen, 
auf diese Weise in Stücke gerissen zu 
werden, wissen, warum. Das ist ausge¬ 
zeichnet, um den Frieden zu erhalten 
und auch um die sogenannten revolu¬ 
tionären Anwandlungen im Zaum zu 
halten, auf deren Explodieren unsere 
Regierenden nur warten. Die Ära der 
Barrikaden und Straßenschlachten ist 
für immer vorüber; wenn sich die Trup¬ 
pe schlägt [d.h. mit den neuen, weit ge¬ 
fährlicheren Waffen schlägt - der Au¬ 
tor], wird der Widerstand Wahnsinn. 
Also ist man verpflichtet, eine neue re¬ 
volutionäre Taktik zu finden. Ich habe 
seit einiger Zeit darüber nachgedacht, 
bin aber noch zu keinem Ergebnis ge¬ 
kommen.“ 

Und schon fünf Jahre zuvor, Ende 
1887, hatte er jene bekannten, prophe¬ 
tisch anmutenden Sätze formuliert: 
„Und endlich ist kein andrer Krieg für 
Preußen-Deutschland mehr möglich 
als ein Weltkrieg, und zwar ein Welt¬ 
krieg von einer bisher nie geahnten 
Ausdehnung und Heftigkeit. Acht bis 
zehn Millionen Soldaten werden sich 
untereinander abwürgen und dabei 
ganz Europa so kahlfressen, wie noch 
nie ein Heuschreckenschwarm. Die 
Verwüstungen des Dreißigjährigen 
Kriegs zusammengedrängt in drei bis 
vier Jahre und über den ganzen Konti¬ 
nent verbreitet; Hungersnot, Seuchen, 
allgemeine, durch akute Not hervorge¬ 
rufene Verwilderung der Heere wie der 
Volksmassen; rettungslose Verwirrung 
unsres künstlichen Getriebs in Handel, 
Industrie und Kredit, endend im allge¬ 
meinen Bankerott; Zusammenbruch 
der alten Staaten und ihrer traditio¬ 
nellen Staatsweisheit, derart, dass die 
Kronen zu Dutzenden über das Stra¬ 
ßenpflaster rollen und niemand sich 
findet, der sie aufhebt; absolute Un¬ 
möglichkeit, vorherzusehn, wie das al¬ 
les enden und wer als Sieger aus dem 
Kampf hervorgehen wird; nur ein Re¬ 
sultat absolut sicher: die allgemeine Er¬ 
schöpfung und die Herstellung der Be¬ 
dingungen des schließlichen Siegs der 
Arbeiterklasse. - Das ist die Aussicht, 
wenn das auf die Spitze getriebene Sys¬ 
tem der gegenseitigen Überbietung in 
Kriegsrüstungen endlich seine unver¬ 
meidlichen Früchte trägt.“ 

Angesichts solch gespenstischer, 
aber, wie sich zeigen sollte, sehr realis¬ 
tischer Perspektiven bekommt die Fra¬ 
ge der Kriegsverhütung ein viel höheres 
Gewicht. Und erfordert damit auch, das 
möchte ich besonders betonen, die Zu¬ 
sammenarbeit mit Friedenskräften, die 
der Arbeiterbewegung sozial recht fern 
stehen. Und die mit „Sozialismus“ erst 
mal gar nichts am Hut haben. 

Aus dieser Einsicht heraus hat¬ 
te z.B. das sozialdemokratische Zen¬ 
tralorgan „Vorwärts“, in dem Anfang 
1893 Engels’ realpolitische Schrift 
„Kann Europa abrüsten?“ erschien, 
schon kurz zuvor auch den Roman 
„Die Waffen nieder!“ der adligen Frie¬ 
densaktivistin Bertha von Suttner in 
Fortsetzungen veröffentlicht. Und of¬ 
fenbar auch aus dieser Einsicht heraus 
stellte der Basler Stadtpfarrer 1912 das 
dortige Münster für den Friedenskon¬ 
gress der Sozialisten zur Verfügung! 
Nebenbei: Louis Aragon schildert das 
eindrücklich in seinem Roman „Die 
Glocken von Basel“. 

Teil II und Ende in der UZ vom 27 5. 



Eine britische Mörsereinheit im Juni 1915 bei Gallipoli: Der 1. Weltkrieg wurde, wie von Friedrich Engels bereits 1887 
vorausgesagt, zu einem „Weltkrieg von einer bisher nie geahnten Ausdehnung und Heftigkeit..." 
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Marx als Kompass 

Interview mit Lukas Sherfey von „The Movement“ aus Dänemark 


UZ: „ The Movement “ aus Dänemark 
spielen am Freitag, dem 1. Juli, auf dem 
UZ-Pressefest in Dortmund zusammen 
mit „ Redska “ aus Italien. Was für Musik 
macht ihr? 

Lukas Sherfey: Wir sind eine Mod- 
Band (Mod ist die Kurzform von Mo- 
dernism) und mixen das Ganze mit 
Elementen des Ska und der Energie 
des Punks. In Deutschland treten wir 
auch meistens in der Punkszene auf. 

UZ: Was brachte euch dazu explizit po¬ 
litische Musik zu machen? 

Lukas Sherfey: Wir machen keine „ex¬ 
plizit“ politische Musik. Wir haben auch 
Liebeslieder und reine Rock-‘n‘-Roll- 
Songs, aber wir mögen es alles zu mi¬ 
xen. Das Politische wird gebraucht. Ich 
wollte eine Band mit einem coolen Stil 
und einer guten Botschaft! Wir folgen 
der Tradition vieler 60er-Jahre-Bands 
wie der frühen „The Who“ der „Kinks“ 
usw„ in der Freiheit ein großes Gut ist. 
Es geht darum, zu tun, was man möchte, 
ohne herumgeschubst zu werden. Für 
mich ist es das, worum es bei Rockmu¬ 
sik geht. Wir garnieren das noch mit ein 
bisschen revolutionärem Verständnis. 

UZ: In einem eurer Lieder singt ihr „ We 
got love, we got hope, we got Marx“ (Wir 
haben Liebe, wir haben Hoffnung, wir 
haben Marx) - ist Marx unsere (einzi- 
ge) Hoffnung? 

Lukas Sherfey: Vielleicht nicht unse¬ 
re einzige Hoffnung. Aber er machte 


großartige Analysen, die als Kompass 
genutzt werden können. Wenn ich et¬ 
was wie den Arabischen Frühling sehe 
und wie traurig er endete, dann denke 
ich an Marx. Es ist einfach zu rebellie¬ 
ren und mit Fahnen rumzulaufen, aber 


wenn du eine wirkliche Veränderung 
willst, muss sie daher kommen, wo die 
Macht liegt. Es ist die Arbeiterklasse, 
die die Macht hat, das System lahmzu¬ 
legen, „Streik“ an das Tor zu schreiben, 
keine Befehle entgegenzunehmen usw. 


Aber sie muss organisiert sein, sonst 
verschwinden die Bewegungen so 
schnell wie sie gekommen sind - oder 
werden von den Rechten gekapert. Es 
ist ein Kampf auf vielen Ebenen, aber 
ohne Wurzeln in der Arbeiterklasse 




wird der Kampf fehlschlagen, dafür 
gibt es zu viele Beispiele. 

UZ: Ihr spielt auf dem UZ-Pressefest 
in Dortmund, dem Fest der Deutschen 
Kommunistischen Partei. Warum wollt 
ihr dort spielen? 

Lukas Sherfey: Wir spielen dort, weil 
wir eingeladen worden sind. Wir sind 
„The Movement“ und unterstützen 
Kommunisten, Anarchisten, Sozialis¬ 
ten, die Antifaschistische Aktion mit 
unserer Musik. 

UZ: Was erwartet ihr vom Pressefest? 

Lukas Sherfey: Ich weiß nicht was ich 
erwarten kann. Als ich ein Kind war, 
war das kommunistische Festival in 
Kopenhagen ein wirklich großes Ding. 
Drei Tage jeden Sommer. Im letzten 
Jahrzehnt waren die politischen Festi¬ 
vals in Dänemark ziemlich klein, selbst 
am 1. Mai. Aber ich hoffe, dass es in 
Dortmund eine großartige Erfahrung 
wird. Die neuen Generationen kämp¬ 
fen gegen die reaktionäre Politik die 
wir heute erleben. Wir freuen uns sehr 
auf das Pressefest! 

Die Fragen stellte Melina Deymann 


Der radikale Ideologe der Reformation 

Eine lesenswerte Biografie über Thomas Müntzer 



Thomas Müntzers Porträt auf dem 5-Mark-Schein der DDR 


Der Vorsitzende der deutschen Tho- 
mas-Müntzer-Gesellschaft, der eme¬ 
ritierte Hamburger Prof. Hans-Jürgen 
Goertz, hat mit einer bemerkenswerten 
Biografie über Thomas Müntzer früh¬ 
zeitig ein Zeichen zum bevorstehenden 
500. Jahrestag der Reformation 2017 
gesetzt. Bereits im Vorfeld des Jubilä¬ 
ums „fällt die Aufmerksamkeit beson¬ 
ders auf Martin Luther und sein Werk“, 
schreibt er. Es gelte aber, „die Anfänge 
der Reformation in Deutschland zu fei¬ 
ern und nicht einen einzigen Reforma¬ 
tor“. Goertz verweist auf Müntzer als 
frühen „Gegenspieler Martin Luthers“ 
und auf seine aufrüttelnde Predigt 1524 
auf dem Schloss zu Allstedt. 

Mit Goertz ergreift ein internatio¬ 
nal renommierter Wissenschaftler das 
Wort, der an zahlreichen Universitä¬ 
ten von Oxford und Cambridge über 
Liverpool, Yale und Havard bis Bern 
und Zürich zum Thema Gastvorle¬ 
sungen hielt. Er versteht es, dem Le¬ 
ser den wissenschaftlichen Stoff span¬ 
nend zu erzählen, ohne dass Langewei¬ 
le aufkommt. Dabei vermittelt er einen 
fundierten Einblick in den deutschen 
Bauernkrieg, der ein entscheidender 
Bestandteil und Höhepunkt der früh¬ 
bürgerlichen Revolution war, die be¬ 
reits plebejische Züge aufwies. Auf der 
Tagesordnung der Geschichte stand, 
den wirtschaftlich und politisch über¬ 
lebten Feudalismus zu überwinden und 
den Weg frei zu machen für eine bür¬ 
gerliche Gesellschaft. Als die am meis¬ 
ten Ausgebeuteten und Unterdrückten 
wurden die Bauern zur entscheidenden 
Triebkraft dieser Revolution und Tho¬ 
mas Müntzer ihr herausragendster poli¬ 
tischer Führer und radikal-revolutionä¬ 
rer Ideologe der Reformation, die sich 
gegen die Vorherrschaft der römisch- 
katholischen Kirche als Zentrum des 
Feudalsystems richtete. 

Goertz legt den Werdegang des aus 
einer Handwerkerfamilie kommen¬ 
den Müntzer dar, der Theologie stu¬ 
dierte, zum Magister promovierte und 
bereits 1513 in Magdeburg eine gegen 
die fürstliche Macht gerichtete konspi¬ 
rative Handwerkervereinigung bilde¬ 
te, sich in Prag mit den Erfahrungen 
der Hussiten vertraut machte und als 


Geistlicher in Weißenfels, Aschersle¬ 
ben und Braunschweig wirkte. In Zwi¬ 
ckau traf er als Prediger 1520/21 mit 
den Bergknappen und der unter ihnen 
tätigen chiliastischen Sekte der Wie¬ 
dertäufer des Tuchmachers Nikolaus 
Storch (genannt Pelargus) zusammen. 
Während Luther mit seiner Schrift 
„Wider die räuberischen und mörderi¬ 
schen Rotten der Bauern“ auf die Seite 
der Fürsten wechselte, trat Müntzer für 
eine radikale kirchliche und eine poli¬ 
tische Erneuerung ein. 1523 wurde er 
Pfarrer in Allstedt bei Halle, das zum 
„Gegenwittenberg“ und Zentrum der 
reformatorischen Bewegung wurde. Im 
selben Jahr heiratete er die ehemalige 
Nonne Ottilie von Gersen, mit der er 
einen Sohn hatte. 

Mit dem „Allstedter Bund“, wollte 
Müntzer eine die Bauern einigende Or¬ 
ganisation schaffen. Anfang 1525 schuf 
er in der Reichsstadt Mühlhausen mit 
dem „Ewigen Rat“ das Modell einer 
politischen und sozialen Umgestaltung, 
das er als Basis eines Bündnisses mit 
den städtischen Schichten sah. Mit der 
Vereinigung mehrerer Thüringer Hau¬ 
fen sollte Thüringen zum Zentrum der 
vereinigten Bauernbewegung werden. 
Nach einem erfolgreichen Feldzug im 
Eichsfeld traf Müntzer am 11. Mai in 
Frankenhausen ein und übernahm die 
Führung der dort versammelten Hau¬ 
fen. 

Hier endete am 15. Mai 1525 die 
letzte Schlacht des großen deutschen 
Bauernkrieges (1524-26) mit einer 
Niederlage. Etwa 8 000 Bauern hat¬ 


ten sich auf einer Anhöhe hinter einer 
Wagenburg verschanzt. Das vereinigte 
Heer der Fürsten zählte über 10 000 
erfahrene Kriegsknechte, viele berit¬ 
ten, und eine große Zahl Geschütze. 
Die Fürsten schlossen einen vierstündi¬ 
gen Waffenstillstand, vor dessen Ablauf 
sie die Wagenburg zusammenschossen 
und überrannten. Ein Teil der Bauern 
wehrte sich tapfer, wurde aber durch 
die Überzahl überwältigt. Viele flüch¬ 
teten nach Frankenhausen, unter ihnen 
auch der verwundete Müntzer, der den 
nachsetzenden Kriegsknechten in die 
Hände fiel. 

Müntzer, der grässlich gefoltert 
wurde, lehnte jeden Widerruf ab und 
klagte die anwesenden Fürsten noch¬ 
mals unerbittlich an. Zu gegenteiligen 
Darstellungen vermerkt Goertz, dass 
ein Widerruf „durch und durch mani¬ 
puliert worden“ sei. „Körperlich übel 
zugerichtet“ wurde er nach Mühlhau¬ 
sen gebracht und dort am 27. Mai ent¬ 
hauptet. Müntzer, dessen Geburtsjahr 
nicht genau bekannt ist, es war 1489 
oder 1490, wurde kaum 35 Jahre alt. 
„Sein Tod war das Ende des Bauern¬ 
krieges in Thüringen, ungefähr zehn¬ 
tausend Aufständische gingen am Ende 
ins Verderben“, fasst Goertz zusammen. 
Das Buch gibt kund, dass der furchtlo¬ 
se Führer der Bauern und der Volks¬ 
reformation ein Revolutionär war, der 
mit seinen kühnen Gedanken seiner 
Zeit weit voraus war. Wie an anderen 
Stellen führt der Verfasser dazu Fried¬ 
rich Engels an: „ Es gab eine Zeit, wo 
Deutschland Charaktere hervorbrach¬ 


te, die sich den besten Leuten der Re¬ 
volutionen anderer Länder an die Seite 
stellen können, wo das deutsche Volk 
eine Ausdauer und Energie entwickel¬ 
te, die bei einer zentralisierten Nation 
die großartigsten Resultate erzeugt 
hätte, wo deutsche Bauern und Plebe¬ 
jer mit Ideen und Plänen schwanger 
gingen, vor denen ihre Nachkommen 
oft genug zurückschauderten“. 

Goertz verweist darauf, dass Münt¬ 
zer in der DDR zum historischen Erbe 
gehörte, ihn dort „jedes Schulkind“, 
kannte, nach ihm „die thüringische 
Stadt benannt war, in der er zuletzt 
gewirkt hatte, Mühlhausen: Thomas- 
Münzer-Stadt, Arbeiterbrigaden und 
landwirtschaftliche Produktionsge¬ 
nossenschaften, Schulen und Straßen 
seinen Namen trugen.“ Und der Ver¬ 


fasser stellt gegenüber: „Im westlichen 
Teil Deutschlands war Müntzer kaum 
bekannt. Kein Denkmal erinnerte an 
ihn und kein Platz.“ 

Im Literaturverzeichnis sind aus¬ 
führlich die vorhandenen Publikati¬ 
onen zu Müntzer und der Forschung 
über ihn (etwa 400 Titel, aufgeschlüs¬ 
selt nach Sachgebieten, in denen der 
Leser auch Publikationen des Autors 
findet) erfasst. Etwa 450 Anmerkungen 
verweisen darauf. Hinzu kommen ein 
Register von annähernd 300 Personen, 
ein Nachweis der 25 Bilder, eine Karte 
und eine Zeittafel. 

Hans-Jürgen Goertz: Thomas Münt¬ 
zer. Revolutionär am Ende der Zeiten. 
Verlag C.H. Beck, München 2015. 351 S., 
24,90 Euro 
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Politisches Buch 


unsere zeit m 


Profit und die Gesetze des Kapitalismus 

Klaus Müller hat ein gut verständliches, kurzes Buch zu den schwierigeren Problemen der Politischen Ökonomie geschrieben 


E in vorzügliches Werk. Es handelt 
vom Proüt und behandelt deshalb 
die wesentlichen Gesetze der poli¬ 
tischen Ökonomie. Der Standpunkt des 
Autors ist der eines orthodoxen Mar¬ 
xisten. Von dieser Warte aus diskutiert 
er die Probleme, die die Marxsche Po¬ 
litische Ökonomie des Kapitalismus 
bereit hält. 

Zu Beginn seien ein paar Vorzüge des 
Buches schnell aufgelistet: 

Erstens stellt der Autor wohltuend 
orthodox und gut begründet gegen den 
in diesem Punkt absurden Georg Fül- 
berth klar, dass die Quelle des Proüts 
der Mehrwert ist. Zweitens korrigiert 
er mit Thomas Kuczynski die Marxsche 
Sprachregelung, dass der Kapitalist die 
Arbeitskraft nämlich nicht erwirbt, 
sondern ,nur 4 mietet und ,nur 4 ausbeu¬ 
tet. Drittens stellt er fest, dass produk¬ 
tiv 4 diejenige Arbeit ist, „die Mehrwert 
hervorbringt, unabhängig von ihrem 
konkreten Inhalt 44 ( S43). Viertens fragt 
er richtig, woher das Geld kommt, um 
den Mehrwert zu realisieren, und ant¬ 
wortet richtig und schlicht: „Geldmen¬ 
genwachstum ist keine Wertschöpfung, 
sondern .... durch die Banken ermög¬ 
licht ... Das Geld, das eine Wirtschaft 
braucht, beschafft sie sich über Kredi¬ 
te. 44 ( S . 46) Fünftens stellt er, Marx eng 
folgend, die Mehrwertproduktion, die 
Mehrwertrate, die Produktion von ab¬ 
solutem, relativem Mehrwert und von 
Extramehrwert dar. 

★ 

Erst danach ist Müller beim eigentli¬ 
chen Thema angekommen, beim Proüt. 
Auch hier, bei der detaillierten Ablei¬ 
tung aus dem Mehrwert, folgt er sorg¬ 


fältig Marx, scheut sich aber nicht, ihn 
für den unglücklich gewählten Begriff 
„individueller Wert 44 zu tadeln und an 
anderer Stelle auf die „Ungeheuerlich¬ 
keit 44 hinzuweisen, „dass Werte zwar die 
Preise bestimmen, Preise aber indirekt 
über Angebot-Nachfrage-Korrekturen 
auch die Werte 44 ( 'S .. 75). Zur Tendenz 
zum Ausgleich der Profitraten, die in 
der Marxschen Theorie der Beziehung 
von Wert und Preis die zentrale Rolle 
spielt, weist Müller darauf hin, dass ein 
empirischer Nachweis oder eine em¬ 
pirische Widerlegung dieser Tendenz 
nicht möglich sein dürften, und tadelt 
dabei extrem höflich die entsprechen¬ 
den Versuche von Emmanuel Farjoun/ 
Moshe Machover (Laws of Chaos, 
1983) und Nils Fröhlich (Die Aktuali¬ 
tät der Arbeitswerttheorie, 2009). Für 
meinen Geschmack geht Müller bei der 
Tendenz zum Ausgleich der Profitraten 
zu wenig darauf ein, in welcher Form 
sich dieser Ausgleich vollzieht - näm¬ 
lich vorwiegend durch die Kreditver¬ 
gabe der Banken und den so genann¬ 
ten Kapitalmarkt, wo fiktives Kapital 
zirkuliert. 

„Die mathematische Begründung 
des Prozesses, der Werte in Produkti¬ 
onspreise und damit Profite in Durch¬ 
schnittsprofite verwandelt, ist Marx 
nicht gelungen 44 , stellt Müller lako¬ 
nisch fest. Feider weist er nicht ein¬ 
mal andeutungsweise einen Weg, wie 
dieser „Defekt der Marxschen Kons¬ 
truktion 44 der als „Transformationspro¬ 
blem 44 bezeichnet wird, beseitigt wer¬ 
den könnte. In seiner Zurückweisung 
einer „Fösung 44 , die darin besteht, die 
Tendenz zum Ausgleich der Profitraten 
wegzudefinieren, sollte man einen ge¬ 


wissen Fortschritt erkennen. Vielleicht 
ist auch seine trockene Feststellung, 
dass die Fehrbücher in der DDR und 
in anderen sozialistischen Staaten das 
Transformationsproblem totgeschwie¬ 
gen haben, ein Fortschritt. Dass das un¬ 
gelöste Transformationsproblem nach 
Müllers Meinung die „Plausibilität der 
Arbeitswerttheorie nicht (hat) widerle¬ 
gen können 44 (S. 88), ist ein schwacher 
Trost. 

★ 

Das abschließende (und längste) Ka¬ 
pitel des schmalen Bändchens stellt 
seinen siebten (oder je nach Zählwei¬ 
se auch siebzehnten) Vorzug dar. Es 
ist dem Gesetz vom tendenziellen Fall 
der Profitrate gewidmet. Müller refe¬ 
riert die Grundzüge der Marxschen 
Argumentation, erläutert die notwen¬ 
digen Begriffe der ,organischen Zu¬ 
sammensetzung 4 und der technischen 
Zusammensetzung 4 des Kapitals, die 
verschiedene Aspekte des Verhältnis¬ 
ses von lebendiger zu vergegenständ¬ 
lichter Arbeit - der Wertzusammen¬ 
setzung des Kapitals - bezeichnen, 
und diskutiert, wie Veränderungen der 
Mehrwertrate und der Profitrate sich 
zueinander verhalten. Müller hält das 
von Marx formulierte Gesetz vom ten¬ 
denziellen Fall der Profitrate für gül¬ 
tig. Er argumentiert so sorgfältig und 
übersichtlich, dass der Rezensent, der 
das Gesetz nicht für ausreichend be¬ 
gründet hält, beim Fesen versucht war, 
sich von seinen Argumenten überzeu¬ 
gen zu lassen. Marx 4 Begründung steht 
und fällt mit der Annahme, dass die 
Wertzusammensetzung des Kapitals 
langfristig steigt. Da der Profit der 


lebendigen Arbeitskraft entspringt, 
muss sich so ebenso langfristig und 
tendenziell die Profitrate vermindern, 
die ja den Profit zum gesamten Kapi¬ 
tal in Beziehung setzt. Noch niemand 
habe schlüssig begründen können, 
weshalb der Wert der Produktions¬ 
mittel so viel stärker sinken sollte, um 
die im Zuge der Akkumulation und 
des Produktivitätsfortschritts höhere 
technische Zusammensetzung des Ka¬ 
pitals zu kompensieren, stellt Müller 
fest (Seite 105) und fügt hinzu: „Das 
ist der Knackpunkt! 44 Das ist wohl so. 
Darin sind wir uns einig. Nur kann 
man einwenden, dass zwar das über¬ 
proportionale Sinken des Wertes der 
Produktionsmittel nicht nachgewiesen 
werden konnte, ebenso wenig aber die 
Behauptung, dass dies über die Zyklen 
hinweg ausgeschlossen werden kann. 
Eine schlüssige Begründung für eine 
solche Behauptung wäre aber notwen¬ 
dig, wenn man am Gesetz festhalten 
will. Müller weist zum Abschluss des 
Kapitels die Auffassung zurück, das 
Gesetz vom tendenziellen Fall der 
Profitrate diene Marx zur Erklärung 
der zyklischen Krise. Andererseits sei 
aber der Zusammenhang zwischen der 
Entwicklung der Profitrate und der zy¬ 
klischen Krise unstrittig, konstatiert 
Müller (S. 128). Diese Feststellung ist 
auch richtig, wenn man das langfristige 
Sinken der Profitrate nicht als gültiges 
Gesetz der kapitalistischen Entwick¬ 
lung begreift. 

★ 

Ein wenig rätselhaft bleibt dem Le¬ 
ser, warum Müller seinen Ausfüh¬ 
rungen zum Profit ein kurzes Kapitel 


zu „Geld und Geldkapital 44 voraus¬ 
schickt. Er beharrt auf der analyti¬ 
schen Trennung der beiden, nimmt 
sich aber nicht den Platz, die Natur 
des Geldes so zu bestimmen, dass 
die folgenden Ausführungen zu Pro¬ 
fit und Mehrwert besser verständlich 
werden. 

Dies ist der einzige Mangel des 
kleinen Bändchens. Es ist ein ver¬ 
ständlich geschriebener und zuverläs¬ 
siger Wegweiser durch die Schwierig¬ 
keiten der Politischen Ökonomie des 
Kapitalismus. 

Lucas Zeise 

Klaus Müller: Profit. Papyrossa Verlag, 
Köln 2016,134 S., 9,90 Euro 
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Zauberwort 

„Transformation" 

Abkehr von Marxismus und Programm? 


Mehr als ein Lexikon 


Das Vermächtnis der Häftlinge von Buchenwald 



Im Juni vergangenen Jahres rief das 
Ostdeutsche Kuratorium von Verbän¬ 
den e.V. (OKV) eine Veranstaltungs¬ 
reihe ins Leben, die sich mit gesell¬ 
schaftlich relevanten Fragen befassen 
soll, um neue Erkenntnisse und Dis¬ 
kussionsthemen in die Öffentlichkeit 
zu tragen. 

Im Ergebnis dieser ersten Konfe¬ 
renz gaben der Ökonom Klaus Bles- 
sing und der Gesellschaftswissen¬ 
schaftler Matthias Werner einen Rea¬ 
der heraus, in dem Diskussionsbeiträge 
dieser ersten Veranstaltung dokumen¬ 
tiert sind. Erschienen ist die knapp 
200seitige Broschüre im Verlag am 
Park, Berlin. 

Mit dem Titel „Gefährliche Illusio¬ 
nen 44 charakterisieren die Herausgeber 
Tendenzen in der Partei „Die Linke 44 
die sich um die Transformationstheo¬ 
rie und -politik drehen. Es wird kon¬ 
statiert, dass sich die Partei, vor allem 
deren Führung, ohne großen Wider¬ 
spruch von Seiten der Basis in eine 
Richtung entwickelt, die in der Sozial¬ 
demokratie seit über hundert Jahren 
vorherrscht: Das reformistische Kon¬ 
zept vom Hinüberwachsen vom Ka¬ 
pitalismus in den Sozialismus. Nicht 
zuletzt würden diese Haltungen auch 
am verzweifelten Propagieren einer 
Regierungsbeteiligung, die ohne die 
Aufweichung des Parteiprogramms 
nicht zu haben sei, deutlich. 

Mit zahlreichen Belegen aus veröf¬ 
fentlichten Meinungsäußerungen von 
führenden Genossinnen und Genos¬ 
sen belegten die Redner, dass schlei¬ 
chend Grundprinzipien der Partei 
aufgegeben werden. So spielt in vielen 
Schriften die Veränderung der Eigen¬ 
tumsverhältnisse als Grundlage für 
eine sozialistische Gesellschaft kaum 
noch eine Rolle. In Dieter Kleins „Das 
Morgen tanzt im Heute 44 und den An¬ 
schauungen Katja Kippings und Bernd 
Rixingers über die „Kommende De¬ 
mokratie: Sozialismus 2.0 44 sehen die 
Wissenschaftler eine Abkehr von mar¬ 


xistischen Erkenntnissen. Dafür habe 
man das Zauberwort „Transforma¬ 
tion 44 wiederentdeckt, das seit Kleins 
Schrift in den Führungsgremien der 
Partei herumgeistere, jedoch bereits 
eine lange Geschichte habe. 

Einig ist man sich darin, dass der 
Begriff Transformation an sich nicht 
verwerflich sei, da schließlich jede Ge¬ 
sellschaft permanent Umwandlungs¬ 
prozesse durchlaufe. Aber die Redner 
auf der 1. Konferenz des OKV kritisie¬ 
ren vor allem, dass „Transformation 44 
so wie es in reformistischer Manier ge¬ 
braucht wird, eher den bernsteinschen 
Weg beschreitet, als für eine generelle 
gesellschaftliche Umwälzung im mar¬ 
xistischen Sinn wirbt. Vergangene und 
gegenwärtige Transformationsversu¬ 
che in anderen Ländern analysierend, 
die alle gescheitert sind, zeigt beispiels¬ 
weise Prof. Dr. Herbert Graf auf, dass 
sich der Kapitalismus nicht mit Refor¬ 
men überwinden lässt. Dabei dürfen 
Reformen nicht verteufelt werden, die 
zur Verbesserung des Lebens in der 
heutigen Gesellschaft führen. Jedoch 
warnt er davor zu glauben, dies bedeu¬ 
te bereits den Weg in den Sozialismus. 
Das Kapital gehe nicht freiwillig - im 
Gegenteil. Es kämpfe erbittert gegen 
jene, die an dessen Eigentum wollen. 
Graf gibt aber auch zu bedenken, dass 
eine gesellschaftliche Alternative zum 
globalisierten ökonomisch und mili¬ 
tärisch weiter mächtigen Kapitalssys¬ 
tem selbst in Ansätzen nicht anvisiert 
sei. Er beendet seinen Beitrag mit den 
Worten: „Wer in dieser Zeit den Slo¬ 
gan ,Das Morgen tanzt im Heute’ zum 
Motto seiner Theorie macht, ideali¬ 
siert eine Welt, die vielen Menschen 
das Fürchten um das Brot von Mor¬ 
gen und die Zukunft ihrer Kinder und 
Enkel lehrt 44 . 

Jonny Michel 

„Gefährliche Illusionen“, Herausgeber: 
Klaus Blessing, Matthias Werner, verlag 
am park. Berlin 2015.12,99 Euro, 


M it dem Lexikon „Konzentrati¬ 
onslager Buchenwald 1937 bis 
1945 44 das kürzlich im Rhino- 
verlag erschien, haben Gitta Günther 
und Gerhard Hoffmann, beide Mit¬ 
glieder der Lagerarbeitsgemeinschaft 
Buchenwald-Dora e.V. ein nicht nur 
hochinformatives Buch über die Ge¬ 
schichte des Lagers und seiner Häft¬ 
linge vorgelegt. 

Zum Geleit schrieb der Präsident 
des Internationalen Komitees Buchen¬ 
wald-Dora und Kommandos, Bertrand 
Herz: „Der Leser entdeckt in diesem 
Buch die menschliche Größe von Män¬ 
nern und Frauen ... 44 und er verweist - 
ebenso wie Günter Pappenheim, Vize¬ 
präsident des Internationalen Komitees 
und Vorsitzender der Lagerarbeitsge¬ 
meinschaft, in seinem Vorwort - darauf, 
dass der Schwur von Buchenwald auch 
heute noch brennend aktuell ist. 

In vielen Beiträgen des Lexikons 
werden Häftlinge vorgestellt - oft 
wird auch über ihren weiteren Weg 
nach der Befreiung berichtet. Ausführ¬ 
lich wird auf das Lager, einzelne Häf- 
lingsgruppen und die unmenschlichen 
Haftbedingungen, auf die Sonderlager 
sowie auf die zuletzt 24 „Außenstel¬ 
len 44 eingegangen, in denen Häftlinge 


Zwangsarbeit leisten mussten. Über 
56 000 Menschen verloren in Buchen¬ 
wald und auf Todesmärschen ihr Le¬ 
ben. Zwischen 1941 und 1943 wurden 
in Buchenwald mehr als 8 000 unbe¬ 
kannte sowjetische Kriegsgefangene 
durch Genickschuss umgebracht. Seit 
August 1944 war Buchenwald auch Au¬ 
ßenstelle des Frauenkonzentrationsla¬ 
gers Ravensbrück. 

54 Abbildungen und Faksimiles von 
20 Originaldokumenten vervollständi¬ 
gen das Bild. 

Im Lexikon und mit ihm werden 
auch Legenden und Lügen wie die über 
die „roten Kapos 44 zurückgewiesen. 1994 
hatte es Aufregung über die Entdeckung 
angeblich „geheimer SED-Akten 44 ge¬ 
geben. An der Diffamierungskampa¬ 
gne, die bis heute andauert, hatte sich 
auch Hermann Weber, wenn auch dif¬ 
ferenzierter, beteiligt (vgl. „Die Zeit“ 
Nr. 45/1994, „Im Dschungel der Wolfs¬ 
gesellschaft“). Bis heute wird dieser Vor¬ 
wurf immer wieder erhoben. Auch in ei¬ 
ner ARD-Dokumentation im Jahr 2015: 
War der Widerstand der kommunisti¬ 
schen Kader in Buchenwald gar kein 
genuiner Widerstand, kein Widerstand 
für alle also, sondern bloß ein Verhalten, 
das systematisch das Überleben der ei¬ 


genen Gruppe und die Ausschaltung von 
Gegnern sichern sollte? 

Im vorliegenden Lexikon wird - 
auch in Einzelartikeln - dagegen immer 
wieder auf die moralische Lauterkeit, 
den Mut und die Menschlichkeit der als 
Kapos eingesetzten politischen Häftlin¬ 
ge verwiesen. 

Ebenso wird immer wieder behaup¬ 
tet, es habe keine Selbstbefreiung des 
Lagers durch die Häftlinge gegeben. 
Im Lexikon wird diese Behauptung zu¬ 
rückgewiesen: Im Heeresbericht der III. 
US-Army vom 11.4. wurde ausdrücklich 
darauf verwiesen, dass die US-Truppen 
ein befreites, durch ein Komitee gut or¬ 
ganisiertes Lager erreichten, in dem die 
Wachtürme besetzt und 125 SS-Leute 
festgesetzt worden waren. 

Ein Verzeichnis jener Männer und 
Frauen aus dem KZ Buchenwald und 
seiner Außenlager, die von der israeli¬ 
schen Regierung als „Gerechte unter 
den Völkern 44 geehrt wurden (unter ih¬ 
nen z.B. Willi Bleicher und Walter Krä¬ 
mer), eine Zeittafel, ein umfassendes 
Literaturverzeichnis und ein Personen¬ 
register, in dessen Verzeichnis sich 507 
Namen, davon 460 Häftlingsnamen, be¬ 
finden, ergänzen das Lexikon. Nina Hager 

Gitta Günther und Gerhard Hoffmann: 
Konzentrationslager Buchenwald, 
1937 bis 1945. Kleines Lexikon, 232 Sei¬ 
ten, RhinoVerlag Ilmenau; 19,95 Euro, 
ISBN 978-3-95 560-897-2 1 


Gitta Günther 
Gerhard Hoffmann 

Konzentrationslager 

Buchenwald 

1937 bis 1945 

Kleines Lexikon 
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Keine Diskriminierung durch Berufsverbote! 

Appell an Minister Heiko Maas 



Demonstration gegen Berufsverbote, Westberlin Januar 1977 


D ie Diskriminierung von Bundes¬ 
bürgern durch den Staat ist ver¬ 
boten. 71 Jahre nach Kriegsende 
stellte Christine Lüders, Leiterin der 
Antidiskriminierungsstelle des Bun¬ 
des, fest, dass unter anderem zu Ge¬ 
fängnisstrafen nach § 175 verurteilte 
Homosexuelle rehabilitiert und ent¬ 
schädigt werden müssten. 

Die Bundesrepublik hatte den Pa¬ 
ragrafen 175 von den Nazis übernom¬ 
men. In einer ähnlichen „Rechts“- 
Kontinuität bewegte sich der am 
28. Januar 1972 von Willy Brandt und 
den Ministerpräsidenten aufgelegte 
„Radikalenerlass“, der Kommunis¬ 
ten - wie schon bei den Nazis - aus 
dem öffentlichen Dienst auf allen Ebe¬ 
nen (Bund/Reich, Bundesländer/Pro¬ 
vinzen und Kommunen) rigoros ent¬ 
fernte. 

Den unmittelbaren Anschluss 
an die Nazi-Praxis hatte zuvor, am 
19. September 1950, Kanzler Konrad 
Adenauer (CDU) mit seinem „Ade¬ 
nauer-Erlass“ geliefert: Kommunis¬ 
ten flogen auch unter seinem Regime 
aus dem Dienst - während Altnazis in 
Ministerien und anderen Amtsstuben 
fröhliche Urständ feiern konnten. 

Willy Brandt gestand den „Radika¬ 
lenerlass“ später als Fehler ein. Aber 
der „Fehler“ wurde nicht korrigiert. 
Im Jahr 2005 wurde das letzte Berufs¬ 
verbot in Baden-Württemberg gegen 
einen aktiven Antifaschisten verhängt. 
In Bayern hält die „Schnüffelpraxis“ 
mittels Fragebögen bei der Einstel¬ 
lung an. 


Dem durch das Berufsverbot dis¬ 
kriminierten Lehrer Michael Csaszkö- 
czy warf der Richter Bernd Heß vor, 
dass zu befürchten sei, „dass Sie ein 
Bild unseres Staates propagieren und 
an Schüler weitergeben, das von Seiten 
des Landes als diskriminierend angese¬ 
hen wird“. Michael Csaszköczy konnte 
sich letztlich durchsetzen. Er ist wieder 
Lehrer. 

Jetzt wird das Berufsverbot nur noch 
in Bayern praktiziert. Der „Radikalen¬ 
erlass“ wurde auch in anderen Bundes¬ 
ländern nicht offiziell abgeschafft. Die 
Betroffenen wurden nicht rehabilitiert. 
Sie wurden auch nicht entschädigt. Ins¬ 
gesamt gab es etwa 3,5 Millionen poli¬ 
tische Überprüfungen durch den Ver¬ 
fassungsschutz, zwischen 25 000 und 
35 000 „verdächtige“ Bewerber. 11 000 
Verfahren wurden eingeleitet. 2 250 
Bewerber wurden nicht eingestellt, 256 
Beamte wurden entlassen. Die Dunkel¬ 
ziffer dürfte höher liegen. 

Die „Initiativgruppe 40 Jahre Ra¬ 
dikalenerlass“ hat nun das Engage¬ 
ment von Christine Lüders für die 
verfolgten Homosexuellen zum An¬ 
lass genommen, um Justizminister 
Heiko Maas (wie Willy Brandt: SPD) 
daran zu erinnern, dass die Berufs¬ 
verbote im Bund bei Post, Bahn oder 
Zoll nicht aufgehoben wurden. Dies 
gilt auch für die Ebene der Bundes¬ 
länder etwa in Schulen und Univer¬ 
sitäten. Und es trifft schließlich auch 
für Kommunen zu, die Kommunisten 
aus dem Dienst entfernten oder die 
Bewerber erst gar nicht zuließen. 


Die Initiative erinnert den Minis¬ 
ter (Jg. 1966) daran, dass die Berufs- 
verbote-Opfer inzwischen in einem 
Zeitfenster angekommen sind, „das 
zum Handeln verpflichtet, wenn die 
Betroffenen noch erreicht werden 
sollen. Viele haben das Rentenalter 


erreicht. Die ersten Kolleginnen und 
Kollegen sind schon gestorben.“ 

Der Bundesjustizminister wird ab¬ 
schließend gebeten, „sich dieser An¬ 
gelegenheit anzunehmen“. Bei seinem 
Polit-Kollegen Winfried Kretschmann 
(B’90/Grüne), stieß eine ähnliche For¬ 


derung auf taube Ohren. Der Stuttgar¬ 
ter Ministerpräsident mit grün-schwar¬ 
zem Kabinett mag nur ungern daran er¬ 
innert werden, dass er als scheinbarer 
Jungkommunist „unter Beobachtung“ 
stand. Die Aktenlage soll aber nicht 
mehr vollständig sein. Uwe Koopmann 


Chemnitz: 

Es wird immer ein Tag der Befreiung 
sein und bleiben 


Erkner: 

Meinst du, die Russen 
wollen Krieg? 



A m 8. Mai gedachten über 
100 Menschen aus Chemnitz 
und Umgebung des Tages vor 
71 Jahren, der dem Gräuel der fa¬ 
schistischen Barbarei ein Ende be¬ 
reitete. Alte und Junge unterschied¬ 
licher politischer oder religiöser An¬ 
schauungen und aus verschiedenen 
Herkunftsländern waren gekommen, 
um jene zu ehren, die auf dem Sowje¬ 
tischen Friedhof am Richterweg ihre 


letzte Ruhe gefunden haben. Solda¬ 
ten, Zwangsarbeiter und Zivilisten, 
darunter viele Kinder, haben den Tag 
der Befreiung nicht mehr erlebt oder 
sind unmittelbar an Kriegsverletzun¬ 
gen bzw. den Folgen von Zwangsar¬ 
beit verstorben. 

Kriege sind immer Tragödien, in 
den Tagen der Niederlage wie in den 
Tagen des Sieges. Der 2. Weltkrieg for¬ 
derte bis zum Schluss, bis zur letzten 


Stunde über 50 Millionen Opfer, da¬ 
runter 27 Millionen Bürgerinnen und 
Bürger der Sowjetunion. Dieser Krieg 
kehrte dorthin zurück, wo er begon¬ 
nen hatte. Er hatte schon mit der Het¬ 
ze der Faschisten gegen Andersden¬ 
kende in den 1920er Jahren und der 
Machtübergabe an die Nazis im Janu¬ 
ar 1933 seinen Anfang genommen. Er 
eskalierte mit dem Spanischen Bür¬ 
gerkrieg, dem Einmarsch der Deut¬ 
schen Wehrmacht in Prag, Wien, Pa¬ 
ris, Warschau und kulminiert in dem 
wortbrüchigen Überfall auf die Sow¬ 
jetunion. Die 12-jährige Gewaltorgie 
war begleitet vom Holocaust und der 
grausamen Vernichtung von Kindern 
und Erwachsenen aus vielen Ländern 
Europas in eigens dafür geschaffenen 
Konzentrationslagern. 

Es ist aus tiefstem Herzen den 
Menschen zu danken und sich derer 
zu erinnern, die Europa und damit 
auch uns vom Faschismus unter Ein¬ 
satz ihres Lebens befreit haben. Eh¬ 
ren wir sie, indem wir uns denen ent¬ 
gegenstellen, die schon wieder men¬ 
schenverachtende Parolen skandieren 
und Häuser anzünden, aber auch die, 
die Krieg als Mittel der Wahl zur Kon¬ 
fliktbewältigung nutzen. 

Thiemo Kirmse, Vorstandsmitglied WN-BdA 
und Mitglied des Stadtvorstandes der Partei „Die 
Linke“ in Chemnitz 


Rostock: 

In Rostock sagt man „cnaciißo“! 


Am 8. Mai 2016 fanden sich mehr 
als 100 Menschen am Puschkinplatz 
in Rostock ein, um der Befreiung 
Deutschlands durch die Sowjetunion 
und die westlichen Alliierten zu ge¬ 
denken. Rostock wurde jedoch schon 
am 1. Mai 1945 von den Sowjets be¬ 
freit. In ihrer Rede machte Eva-Ma- 
ria Kröger, Mitglied der Linkspartei, 
deutlich, dass man die Erinnerung an 
den Nazi-Terror wach halten muss, 


dass man Projekte - gerade in der heu¬ 
tigen Zeit - die sich gegen Rechtsradi¬ 
kalismus, Rassismus, Antisemitismus 
und Islamfeindlichkeit richten, auch 
unterstützen muss. Umrahmt wurde 
die Gedenkveranstaltung von einem 
Frauenchor und auch Sängerinnen der 
jüdischen Gemeinde Rostock. Im Vor¬ 
feld der Veranstaltung konnten Mit¬ 
glieder der DKP Rostock das aktuelle 
„Antikriegsinfo“ der DKP zum 8. Mai 


verteilen. Letztlich wurden noch rote 
Nelken im Namen der DKP neben an¬ 
deren Blumensträußen und -gebinden 
am Mahnmal niedergelegt. 

Im Anschluss fand eine weitere 
Gedenkveranstaltung anlässlich der 
70-jährigen Einweihung des OdF- 
Mahnmals im Rosengarten statt. Auch 
hier versammelten sich mehr als 60 
Menschen, um der Opfer des Faschis¬ 
mus zu gedenken. 


Der 8. Mai ist der Tag der Befreiung, der 
Tag des Sieges über die unmenschliche 
Barbarei. Der Sieg der Alliierten über 
den deutschen Faschismus beendete mil¬ 
lionenfaches Morden, das Leiden und die 
Verfolgung Andersdenkender, Anders¬ 
glaubender, Anderslebender. Mit 27 
Millionen Toten, darunter 14 Millionen 
Zivilisten, entrichtete die Sowjetunion 
den größten Blutzoll. Insgesamt starben 
in diesem Krieg 60 Millionen Menschen 
bei Kampfhandlungen, durch Repressa¬ 
lien, Massenvernichtungsaktionen und 
Kriegseinwirkungen. Von 18 Millionen 
in Konzentrationslager verschleppten 
Menschen wurden 11 Millionen ermor¬ 
det. Unfassbar bleibt der industrielle 
Massenmord an den europäischen Juden. 

Als Linke sind wir dem kommunis¬ 
tischen und dem sozialistischen Wider¬ 
stand besonders verbunden, in dessen 
Traditionslinie wir uns sehen. Aber wir 
verneigen uns ebenso mit tiefem Respekt 
vor allen anderen politischen Strömun¬ 
gen des Widerstands gegen das Hitler- 
Regime und vor den militärischen Leis¬ 
tungen aller Befreier. 

Der Zweite Weltkrieg war in ers¬ 
ter Linie ein beispielloser Eroberungs-, 
Raub- und Vernichtungskrieg Hitler¬ 
deutschlands gegen Osteuropa. Die 
Hauptlast des Krieges trug die Sowjet¬ 
union und die Rote Armee mit Soldaten 
aus verschiedenen Nationalitäten, Rus¬ 
sen, Ukrainern, Juden, Kasachen, Ge¬ 
orgiern u. a. Die Eröffnung der Zweiten 
Front durch die Westalliierten trug dazu 
bei, dass der Krieg schneller beendet 
werden konnte. 

Vor über 30 Jahren hielt der damalige 
konservative Bundespräsident Richard 
von Weizsäcker im Bundestag eine Rede. 
Vielleicht war es die wichtigste Rede, die 
je in Deutschland zu diesem Thema ge¬ 
halten wurde. „Der 8. Mai 1945 ist ein 
Datum von entscheidender historischer 
Bedeutung in Europa.... Der 8. Mai war 
ein Tag der Befreiung. Niemand wird um 
dieser Befreiung willen vergessen, wel¬ 
che schweren Leiden für viele Menschen 
mit dem 8. Mai erst begannen und danach 
folgten. Aber wir dürfen nicht im Ende 
des Krieges die Ursache für Flucht, Ver¬ 


treibung und Unfreiheit sehen. Sie liegt 
vielmehr in seinem Anfang und im Be¬ 
ginn jener Gewaltherrschaft, die zum 
Krieg führte. ... Der 8. Mai ist für uns 
vor allem ein Tag der Erinnerung an das, 
was Menschen erleiden mussten. Er ist 
zugleich ein Tag des Nachdenkens über 
den Gang unserer Geschichte“, so weit 
Richard von Weizäcker. 

Heute fällt die Politik der Bundesre¬ 
publik hinter die Einsichten von Richard 
von Weizsäcker zurück. Ein Rechtsruck 
sondergleichen hat die Gesellschaft er¬ 
fasst. Ich begreife das Aufkommen des 
Faschismus in den 20er und 30er Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts und be¬ 
komme Angst vor den Folgen, auch in 
unserer Stadt. Der NPD-Kundgebung 
haben sich einige Hundert Menschen 
dieser Stadt und der Umgebung entge¬ 
gengestellt. Danke dafür. 

„Die Linke“ beantragte in der letz¬ 
ten Stadtverordnetenversammlung am 
3. Mai, die „Erkneraner Erklärung“ aus 
dem Jahr 2007 zu erneuern und zu be¬ 
kräftigen, in der die Positionen der Stadt¬ 
verordneten zur aktiven Auseinanderset¬ 
zung mit dem Rechtsradikalismus und 
Ausgrenzung jeder Art, zu Toleranz und 
Solidarität festgeschrieben sind. Diese 
Erklärung war 2007 einstimmig verab¬ 
schiedet worden. Nun ist Zeit ins Land 
gegangen, neue Stadtverordnete sind ge¬ 
wählt worden und die gesellschaftliche 
Situation hat sich verschärft. Eigentlich 
dachten wir, das wird ein Selbstläufer, 
aber weit gefehlt. Ein Gespräch des Vor¬ 
standes der SW mit den Fraktionsvor¬ 
sitzenden brachte keine einheitliche Po¬ 
sition. SPD und CDU wollten sich nicht 
zur damaligen Positionen bekennen. Ha¬ 
ben sie die Geschichte vergessen? 

Wir jedenfalls stehen für die Wer¬ 
te von Recht, Toleranz und Solidarität 
und „fordern alle demokratischen Kräf¬ 
te auf, die Auseinandersetzung mit jeder 
Art von Extremismus, Intoleranz, Ver¬ 
harmlosung des Naziregimes, Gewalt 
und Fremdenfeindlichkeit offensiv zu 
führen.“ 

Aus der Rede von Dr. Elvira Strauß, Vorsitzende 
der Fraktion „Die Linke“ in der Stadtverordnetenver¬ 
sammlung 
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MARIA MOSCHATOS 

geborene zacharakos 

* 31.12.1929 Molai / Lakonien 
110. 5. 2016 Piräus 

Den 2. Weltkrieg im Peloponnes hat sie nie vergessen. 
Noch weniger aber die Massaker* in den Gefängnissen 
von Sparta am 13. 4.1948. 

nOTE AEN HEXNQ / ICH VERGESSE NIE 

In stiller Trauer 

Der Sohn 

Yanni Moschatos 

* Zwei Berichte in der griechischen Tageszeitung 
„TO BHMA" vom 15. 4. 1948 und 20. 4.1948 


„Ein Kämpferherz ist gestorben." 

Friedrich Seelaff 

* 7. Dezember 1927 16. Mai 2016 

ln stiller Trauer 

Doris Seelaff 
Sabine Roloff 

Kondolenzadresse: 

Elfriede Welk 

c/o Bestattungshaus Forst, 

Bergische Landstraße 4-6, 51375 Leverkusen 

Die Urnenbeisetzung findet im engsten Familienkreis statt. 


Wo steht der Feind? 

Konferenz der DKP zum antifaschistischen Kampf heute 

Referenten: 

Jürgen Lloyd (DKP), Daniel Bratanovic (DKP) 

Podiumsdiskussion mit: 

Marcus Staiger (Radikale Linke Berlin), Markus Tervooren 
(WN-BdA), Sven George (DKP) 

Moderation: Markus Bernhardt (Buchautor & Journalist) 

Samstag, der 21. 5.16,11.00 - 16.30 Uhr, ND-Gebäude, 

Münzenberg-Saal, Franz-Mehring-Platz 1 

Veranstalter: DKP Berlin 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



/-\ 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht- schule. org 

DO., 26. Mai, bis So., 29. Mai 2016 

Einführungslehrgang: 

Die Grundlagen unserer Politik 
4-tägige Grundlagenschulung 
(nicht nur) für Anfänger. 

Referent: Jürgen Lloyd 

• Marxistische Philosophie 

• Politische Ökonomie 

• die Lehre vom Klassenkampf 

• vor allem: Warum wir uns mit 
dieser Theorie beschäftigen 

• und wie wir sie in organisierte Politik 
umsetzen - unser Statut 

Um rechtzeitige (!) Anmeldung wird gebeten. 

Die Anreise kann bereits Mittwoch zwischen 17.00 und 22.00 
Uhr erfolgen. Beginn Donnerstag 10.30 Uhr. 

Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 


Am 17. Mai wurde unsere Genossin 

Ria Federmann 

85 Jahre 

Liebe Ria, zu deinem 85. gratulieren wir Dir ganz herzlich. 
Ein langes Leben liegt hinter Dir; Jahrzehnte kämpftest Du 
für Frieden und Sozialismus. 

Beim Internationalen Solidaritätsbasar gingen viele ge¬ 
strickte Strümpfe durch Deine Hände an die Käufer und 
Käuferinnen. 

Jahrzehnte hast Du bei der Vorbereitung und Durchfüh¬ 
rung vieler Veranstaltungen unserer Partei Dich einge¬ 
setzt. Bis zu Deiner Krankheit hast Du noch in Deiner 
Gruppe die Kassierung durchgeführt. 

Liebe Ria, wir danken Dir für Deinen Einsatz und wir wün¬ 
schen Dir eine bessere Gesundheit. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der DKP Bremen 



Einladung zur Sitzung der Antifa-Kommission der DKP 

Termin: Sonntag, 22. 5. 2016,11.00 - 16.00 Uhr 

Ort: Büro derGRH, Raum 341, ND-Gebäude, 
Franz-Mehring-Platz 1, Berlin 
Eingeladen sind die Mitglieder der Kommission, 
die Bezirke und Koordinierungsräte der DKR 

Anmeldungen bitte bis zum 17. 5. an die Bundesgeschäfts¬ 
stelle, Tel.: 0201/177889-0 oder pv@dkp.de 


Knallrot unterschreiben! 

Die DKP Mecklenburg-Vorpommern kandidiert zu der 
Landtagswahl 2016. 



Jetzt Unterstützungsunterschrift leisten! 
Druckvorlage herunterladen oder bestellen 
und ausgefüllt zurückschicken. 

DKP Mecklenburg-Vorpommern / www. 
dkp-mv.de / info@ dkp-mv.de / DKP MV, 
Sarnowstraße 31,18435 Stralsund 


Dienstag, 24. Mai 2016,18:30 Uhr 


UNVERSÖHNLICHE ERINNERUNGEN 

(Dokumentarfilm 1979, 90 min.) 

Regie und Kamera: Karl Siebig, Johann Feindt, Klaus Volkenborn 

Der im Jahr 1979 im Auftrag des ZDF produzierte Dokumentarf ilm rief 
nach seiner Erstausstrahlung ein ungewöhnlich starkes Echo und auch 
politische Empörung hervor. Denn in diesem Film geht es nicht nur um 
ein Doppelporträt zweier Deutscher, von denen der eine als Interbriga¬ 
dist auf Seiten der Spanischen Republik und der andere als Wehr¬ 
machtsflieger auf Seiten Francos kämpfte. Der Film liefert zudem ein 
ungeschöntes Bild konservativer Verhältnisse in der Bundesrepublik - 
40 Jahre nach dem Ausbruch des Spanischen Bürgerkrieges. 

Kino Krokodil, Greifenhagener Str. 32,10437 Berlin 

Gemeinsame Veranstaltung mit dem Kino Krokodil, 
ln Anwesenheit des Regisseurs Karl Siebig. 

Karten zu Eure 6,50 an der Abendkasse- 
Vorbestellung möglich unter 030 - 44 04 92 03 



Wir gratulieren unserem Genossen 

Bernhard Heß 

zum 70. Geburtstag 

am 20. Mai 2016 

Viele Jahre hast du dich als Gewerkschafter, Betriebsrat 
und Genosse für die Interessen deiner Kolleginnen und 
Kollegen in der Firma Ellen Betrix, später Procter & Gam¬ 
ble, eingesetzt. 1983 bist du in die DKP eingetreten und 
seitdem kämpfst du für Frieden und Sozialismus. Von 
Anfang an hast du am politischen Leben der Partei aktiv 
teilgenommen, ob als langjähriges Mitglied des Kreisvor¬ 
standes in Offenbach, ob in Wahlkämpfen, Kommunalpo¬ 
litik, bei UZ-Pressefesten, Materialverteilungen vor dem 
Betrieb, immer konnten wir uns auf dich verlassen. 

Zu deinem Geburtstag gratulieren wir dir recht herzlich 
und wünschen dir Glück, alles Gute im Kreis deiner Fa¬ 
milie und Gesundheit, auch für deine Hobbys Radfahren 
und Garten. 

Deine Genossinnen und Genossen 
der Kreisorganisation Offenbach 


Kaum zu glauben - aber wahr: 

Ria Reichel 

wird 80 Jahr'! 

Unsere Ria - Arbeit bei der UZ in Düsseldorf, jahrelang 
Kassiererin, Fraktionsgeschäftsführerin, Mitglied des 
Kreisvorstands ... - und immer noch aktive Genossin 
„rundet" am 20.Mai tatsächlich. 

Es gratulieren herzlich: 

DKP Kreisvorstand und DKP-Ratsgruppe Bottrop 


SteuerBeraterKanzlei 


Donnerstag, 26.05.2016,19 Uhr 


■ Konzert und Gespräch 



.. . .rfolareich steuern 


Peter Mannherz 


^^tb-mannherz.de 



»Zwischen den Stühlen« 

Barbara Thalheim - Künstlerin und Intellektuelle 

Die Sängerin und Komponistin zu Gast: 

Sie singt, erzählt und diskutiert. 

Moderiert wird der Abend von Burkhard Baltzer, 
Chefredakteur von Kunst+Kultur 
Eintritt: 5,00 €/ermäßigt: 3,00 € 

Die Veranstaltung findet im Rahmen einer Kooperation der 
verdi-Zeitschrift Kunst+Kultur und Melodie und Rhythmus 
statt. Um Anmeldung unter 0 30/53 63 55-56 oder 
mm@jiungewelt.de wird gebeten. FOTO , CH ristian-ditsch de 


jtjM*eWelti Laden alerse 



Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin 

Mo. bis Do. 11-18 Uhr, Freitag 10-14 Uhr ■ www.jungewelt.de/ladengalerie 


;,y v 

Marx Engels 


Veranstaltungen 
Mai bis 

Dezember 2016 


Stiftung 


Stand von Anfang Mai. Zum aktuellsten Stand sh. un¬ 
sere Website. Wer uns seine E-Mail-Adresse mitteilt, 
wird über Änderungen und Ergänzungen informiert. 


SA/SO | 21./22. Mai | 11-18 Uhr, 10-17 Uhr | Mainz 


Von Marx bis heute: Frauen und 
Geschlechterverhältnisse 


Mit: Gisela Blomberg (zu Flora Tristan), Angelika 
Limmroth (zu Jenny v. Westphalen), Christian Frings 
(zu den Burns-Schwestern), Dr. Eva Weissweiler (zu 
Tussy Marx), Manfred Scharinger (Geschlechterverhält¬ 
nisse bei Marx u. Engels), Marga Voigt (zu Clara Zet¬ 
kin), Katharina Volk (zu Alexandra Kollontai), Prof. 

Dr. Helga Hörz (Frauenfrage in der DDR), Dr. Gisela 
Notz (zu den westdt. Frauenbewegungen der 1970er 
Jahre) ORT: Wolfgang Capito Haus, Gartenfeldstr. 13 


SA | 4. Juni | Berlin 


Aktualität der Leninschen 
Imperialismustheorie 

Mit: Prof. Dr. Gretchen Binus, Dr. Vladimiro Giacche, 
Dr. Wladislaw Hederer, Volker Külow, Dr. Arnold 
Schölzel ORT: Ladengalerie der jungen Welt, Torstr. 6 


Marx-Engels-Stiftung e.V. | Gathe 55 | 42107 Wuppertal | E-Mail: Marx-Engels-Stiftung@t-online.de | Website: www.marx-engels-stiftung.de 


SA | 11. Juni | 11-18 Uhr | Essen 


Antworten auf die Migration 

Mit: Wolfgang Abel-Reinecke, Patrik Köbele, Klaus 
Stein, Lukas Zeise Sebastian Woldorf, ORT: DKP-Haus, 
Hoffnungstr. 18 


SA | 18. Juni | 11-16 Uhr | Berlin 


Industrie 4.0 - Die neue Herausforderung 

Mit: Dr. Werner Seppmann (Die Digitalisierung des Sozia¬ 
len), Ralf Krämer (Die Roboter kommen, die Arbeit 
geht?), Peter Brödner, (Industrie 4.0 u. Big Data) 

ORT: M-E-Z, Spielhagenstr. 13 


SA/SO | 2./3. Juli | Dortmund-Wischlingen 


MASCH-Programm der Marx-Engels- 
Stiftung beim UZ-Pressefest 

Ca. 6 Vorträge zu unterschiedlichen Themen 


SA 116. Juli | 10-18 Uhr | Stuttgart 


Der Spanische Krieg 1936-39. 

Mit: Peter Dürrbeck, Georg Polikeit, Hans E. Schmitt-Ler- 
mann u.a., ORT: Waldheim Sillenbuch Gorch-Fock-Str. 26 


SA | 17. September | 10-18 Uhr | Stuttgart 


Die BRICS-Staaten und wir 

Mit: Georges Hallermayer, Prof. Dr. Eike Kopf, Rainer 
Rupp, Lucas Zeise ORT: Waldheim Gorch-Fock-Str. 26 


SA 117. September | 10-18 Uhr | Nürnberg 


60 Jahre KPD-Verbot 

ORT: Nachbarschaftshaus Gostenhof 


SA | 15. Oktober | Stadt im Ruhrgebiet 


Kapitalismus, Ökologie und 
marxistische Zukunftsdiskussion 


SA | 29. Oktober | Marburg 


Zwischenimperialistische Widersprüche 


SA | 5. November | Hamburg 


Zum 100. Geburtstag von Peter Weiss 

(*8.11.1916) ORT: Bürgerhaus HH-Wilhelmsburg 


SA 119. November | 11-17 Uhr | Berlin 


„Europa“ und die revolutionäre 
Arbeiterbewegung 

ORT: B-Lichtenberg, Begegnungsstätte Undine, 
Hagenstr. 57 


SA | 10. Dezember | 12-17 Uhr | Münster 


Hegel, Marx und die Dialektik 

Seminar mit Prof. Dr. Andreas Arndt 


Die „Erforschung des wissenschaftlichen Werks von 
Marx und Engels und seiner geschichtlichen Wirksam¬ 
keit“ ist das Ziel der Marx-Engels-Stiftung. 

Wir verfolgen dieses Ziel mit wissenschaftlichen Veran¬ 
staltungen, mit Eigenpublikationen und Veröffentlichun¬ 
gen in Fachzeitschriften, mit Forschungsvorhaben wie 
dem Projekt Klassenanalyse@BRD. 

Die Ideen von Marx und Engels an aktuellen Fragen zu 
diskutieren, daran die Wirksamkeit der ,alten‘ Ideen zu 
erproben und sie dialektisch weiter zu entwickeln - ein 
„Einfaches, das schwer zu machen ist“. 

Anders als alle andern politisch begründeten Stiftungen 
erhält die Marx-Engels-Stiftung keinerlei staatliche För¬ 
derungsmittel. In ihrer Arbeit ist sie angewiesen auf das 
- ausschließlich ehrenamtliche - Engagement ihrer Mit¬ 
glieder, auf Spenden und Mitgliedsbeiträge. 

Alle, die sich mit unseren Zielen identifizieren können, 
laden wir herzlich ein, Mitglied zu werden. Der Bei¬ 
trag beträgt 60 Euro/Jahr, für Studierende und Men¬ 
schen mit sehr geringem Einkommen 18 Euro/Jahr. Ein 
Aufnahmeantrag findet sich auf unserer Website, kann 
aber auch angefordert werden. Mitgliedsbeiträge und 
Spenden sind steuerlich absetzbar. 

Spendenkonto: IBAN: DE17 3305 0000 0000 5170 78 
BIC: WUPSDE33 
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Gorbatschows Verantwortung 

Betr.: Ein widersprüchliches 
,Schuldbekenntnis 4 Gorbatschows, 
UZ vom 6.5.2016, S. 6 

Er „übernehme die Verantwortung 
für die Auflösung der Sowjetunion“, 
obwohl er sie nicht gewollt habe, sagt 
Gorbatschow - jetzt. Aber was heißt 
das - heute? Mehr als ein geschichtli¬ 
ches Urteil über seine Politik kommt 
ja nicht heraus. Die Sowjetunion war 
ein Vielvölkerstaat. Sie war ein erstes 
Land des Sozialismus, aber sie war 
zugleich ein erstes Land des sozialis¬ 
tischen Internationalismus. Es reicht 
nicht aus hier zu sagen, sie habe eben 
das zaristische Russland staatlich 
übernommen. Feudalreiche entstehen 
auf vielerlei Art. Sie sind aber noch 
keine ökonomischen wie politischen 
Einheiten. Das Besondere an der So¬ 
wjetunion war, dass sie eine politi¬ 
sche Einheit verkörperte, einen ein¬ 
heitlichen politischen Willen, der die¬ 
ses Land zusammenhielt - was über 
das alte Russland hinausging. Dieser 
Wille wurde durch die Kommunisti¬ 
sche Partei der Sowjetunion wahrge¬ 
nommen, d.h. eine Partei war diese 
Klammer, die das Land zusammen¬ 
hielt. Als Gorbatschow diese Klam¬ 
mer aufgab - und bewusst -, war im 
Grunde das Schicksal dieses Landes 
als einheitlicher Staat besiegelt. Die 
Rolle der kommunistischen Partei de¬ 
zimiert zu haben, in dieser Verantwor¬ 
tung steht er; alles andere ist nur Fol¬ 
ge. Die jetzigen Politiker Russlands, 
Gorbatschow inklusive, mögen dies 
bedauern - und wieder eine Einheit 
neu anstreben. Das ginge entweder 
ökonomisch - dazu ist der direkt rus¬ 
sische Teil nicht stark genug, es ist ein 
langer Weg, oder - man muss erneut 
eine politische Kraft bilden, die diesen 
Gang beschleunigt. Also wieder eine 
„KPdSU“? Dann wäre das die Lehre 
aus „Gorbatschow“. 

Hermann Jacobs, Berlin 

Metaphysik contra 
dialektischer Materialismus? 

Betr.: „Eine gefährliche Illusion“, 

UZ vom 6.5.2016, S. 12 

In „Eine gefährliche Illusion“ (UZ 
18/2016) beschreibt Nina Hager, wie 
die Katastrophe von Tschernobyl die 
DKP von „Erkenntnisoptimismus“ 
und „Technikeuphorie“ weg zur Ein¬ 
sicht gebracht habe, dass „die einzige 
Lösung“ des Risikos der Kernenerge¬ 
tik „der Verzicht auf diese Technologie“ 
sei. Trotz des angeführten Verweises auf 



Lenin, dass „die Welt ... nie restlos ... 
erkannt werden“ könne, halte ich Hä¬ 
gers Schlussfolgerung für metaphysisch. 

Denn „Hände weg!“ von der Kern¬ 
energetik bestreitet schlussendlich, 
dass menschliche Erkenntnis jemals 
so weit kommen kann, auch diese Pro¬ 
duktivkraft zu beherrschen. 

Hat sich die DKP wissenschaftlich 
mit diesem Thema auseinanderge¬ 
setzt? Mir ist nichts bekannt. Vielmehr 
wurde die Position der „Grünen“ 
übernommen, die mit ihrer „Small is 
beautiful“-Ideologie nicht nur Kern¬ 
energetik ablehnen, sondern jegliche 
Forschung auf diesem Gebiet - die 
Kernfusionsforschung eingeschlossen. 
Die Tabuisierung des menschlichen 
Erkenntnisstrebens, auch bei einer 
problematischen Produktivkraft wie 
der Kernenergetik, widerspricht dem 
dialektischen Materialismus. 

Leider wurden auch andere „grü¬ 
ne“ Positionen zur Energiewirtschaft 
übernommen - und allenfalls mit ei¬ 
nem „roten Schwänzchen“ grundsätz¬ 
licher Kapitalismuskritik versehen. 
Der alte „Erkenntnisoptimismus“ und 
die alte „Technikeuphorie“ erscheinen 
nun in neuem Gewand: Die Energie¬ 
versorgung der Welt von morgen mit 
schon heute mehr als sieben Milliar¬ 
den Menschen durch fluktuierende 
Energiequellen geringer Intensität 
(Wind, Sonne), unterstützt von bislang 
sehr beschränkten Speichertechnolo¬ 
gien - kein Problem! Zahlreiche UZ- 
Artikel sind Zeugnis dieses blinden 
Anbiederns an den „grünen“ Zeit¬ 
geist. Die Begründung der „Energie¬ 
wende“, dieses deutschen Sonderwegs 
zur Rettung der Welt, ist nicht weni¬ 
ger metaphysisch: Der Welt ein Bei¬ 
spiel geben, um so der erneuerbaren 
Energiewirtschaft zum Durchbruch zu 
helfen. Also im Kleinen „Gutes“ tun, 
damit das Große gut wird. Der dialek¬ 
tische Materialismus, der Gesetzmä¬ 
ßigkeiten erkennen und nutzbar ma¬ 
chen möchte, ist hier Wunschdenken 
gewichen. Schade! 

Klaus Weber, Stuttgart 

Geschichtsklitterung 

Betr.: Beckmann erklärt den Krieg, 

UZ vom 13.5.2016, S. 11 

Wie kann man einen solchen Artikel er¬ 
öffnen, indem man darauf verweist, es 
sei „ein umstrittenes Stück“ und dann 
nicht hinzufügt, dass die Gegner des 
Stückes vor allem konservative und re¬ 
aktionäre Kräfte, selbst ehemalige SS- 
Angehörige wie Hans Egon Holthusen, 
waren. Wieso geht man nicht auf die von 
der marxistischen Literaturkritik aufge¬ 
machten Grenzen des Stückes ein, die 
in einem neuen Mystizismus bestehen, 
den Borchert von August Strindberg 
bezog. Von ihm - und aus Henrik Ib¬ 
sens Peer Gynt - stammt auch die Ge¬ 
stalt des Anderen, die keineswegs „die 
Gesellschaft“ ist: Ist denn Beckmann 
nicht die Gesellschaft? Der Andere ist 
vielmehr, wie er heißt, der Andere zu 
Beckmann, das andere Ich; dahinter 
steht zudem die von Borchert beabsich¬ 
tigte Faust-Mephisto-Konstellation des 
Guten und des Bösen als Gegenentwurf 
zu „Faust“: Hinweis darauf, wie im Fa¬ 


schismus die deutschen Traditionen des 
Humanismus vor nichts bewahrt haben. 
Wenn man das übersieht, kommt man 
natürlich zu so abwegigen Wertungen 
wie der Artikel, dass Beckmann seine 
Schuld nicht von sich schieben kann. 
Das will er auch nicht, er will sie zu¬ 
rückgeben, um die eigentlichen Schul¬ 
digen zu entlarven. Und des Vornamens 
wurde er nicht von seiner Frau beraubt, 
sondern - wie er selbst erklärt - weil er 
sich als Objekt ausstellen will, so „wie 
ein Tisch ein Tisch heißt“; er hat seinen 
Subjektcharakter verloren. Selbst im 
Sprachlichen irrt sich der Autor: Mittel 
wie die Alliteration werden eingesetzt, 
um Hässliches auszustellen und nicht 
um Semantisches zu poetisieren. Und 
was soll die Feststellung, das Stück ge¬ 
höre zum Besten der deutschen Thea¬ 
terliteratur: Was ist denn das? Da fallen 
Hunderte Titel ein. Man kann nicht ein 
Stück gegen seine ausgestellte Anlage 
interpretieren, auch wenn einem das 
besser gefällt. Man wird so zum Ge- 
schichtsklitterer und nicht glaubwürdig. 

Dieter Erbe, Halle 

Neuer asozialer Deal 

Betr.: Griechenlandsolidarität 

Anlässlich meines 75. Geburtstages hat¬ 
te ich einen Spendenwunsch zuguns¬ 
ten der Griechenland- Solidarität von 
PAME. Es sind 700 Euro zusammenge¬ 
kommen. (...) 

Nachdem den ärmeren Schichten 
des griechischen Volkes erneut ein mil¬ 
liardenschweres Austeritätsprogramm 
von der Viererbande EU- Kommissi¬ 
on, ESM, EZB und IWF aufgezwungen 
wurde, zwecks Rettung der europäi¬ 
schen Banken, die diese „Krise“ verur¬ 
sacht haben, ist es geboten, den Wider¬ 
stand der Bevölkerung gegen diesen er¬ 
neuten Kahlschlag zu stärken. Wenn die 
„Linksregierung“ diesen Erpressungen 
erliegt, kann sie nur verlieren. 

Die Konsequenz dieses erneuten 
asozialen Deals: 

- Mehrwertsteuererhöhung auf 24 %. 

- Absenkung des Steuerfreibetrages für 
Geringverdiener. 

- Das Altersruhegeld wird zum 14. Mal 
gekürzt seit Beginn der Krise. 

Gleichzeitig tut man nichts gegen 
die Steuer- und Kapital-Flucht der su¬ 
perreichen Griechen. 

Die deutsche Regierung betätigt 
sich als Hauptstrippenzieher bei der 
Verarmungspolitik gegen die europäi¬ 
sche Peripherie. (...) 

Heinz Leipold, E-Mail 

Dank fürs „Wiedersehen“ 

Betr.: „8.5. ,Tag der Befreiung 4 “, 

UZ vom 6.5.2016, S. 9 

Ich habe mich sehr über das Interview 
mit Heinrich Fink (mit Bild) gefreut. 
Hiermit meinen Dank für dieses „Wie¬ 
dersehen“. 

Leonore Welz, Leipzig 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 20. MAI 


München: ISW-München lädt ein: Ausge¬ 
träumt? Demokratie & Internet. Referenten: 
Kerem Schamberger und Thomas Gebel. Ei- 
neWeltHaus, Schwanthalerstr. 80,19.30 Uhr 


SA ★18. JUNI 


Waldkappel-Burghofen: Mit den Roten dis¬ 
kutieren, kämpfen und im Grünen feiern, in 
und an der Grillhütte in Waldkappel-Burg¬ 
hofen, ab 16 Uhr 


SA ★ 21. MAI 


Nürnberg: „Easter Rising. Irischer Wider¬ 
stand heute und gestern.“ Veranstaltung der 
DKP mit Hermann Glaser-Baur. Schwarze 
Katze, Untere Seitenstraße 1. Irisches 
Abendessen ab 17.00 Uhr, Veranstaltungs- 
beginn 19.00 Uhr._ 

Bonn: „Allgemeine Krise des Kapitalismus — 
Was ist das?“ Vortrag und Diskussion mit Dr. 
Wolf Dieter Gudopp, Philosoph, Frankfurt. 
Veranstalter: DKP Bonn-Rhein-Sieg, FG BRD- 
Cuba Regionalgruppe Bonn, Gesellschaft für 
dialektische Philosophie und der Verein zur 
Förderung der wissenschaftlichen Weltan¬ 
schauung. Migrapolis Bonn, Seminarraum 
2. Stock, Brüdergasse 16-18,14.00 Uhr. 


MO ★ 23. MAI 


Münster: Vortragsreihe „Ein Jahrhundert 
wird besichtigt“ mit Raimund Ernst, Teil 1: 
1917 - Die neue Welt entsteht. Kulturkneipe 
F24,19.30 Uhr 


Ml ★ 25. MAI 


Dortmund: „Antifaschistische Strategie 
heute“, Diskussionsveranstaltung der DKP 
mit Jürgen Lloyd, Leiter der Karl-Lieb- 
knecht-Schule und der Antifa-Kommission 
des Parteivorstands der DKP. Z, Oesterholz¬ 
straße 27 (Nähe Borsigplatz), 19.00 Uhr. 


Kulturtermin 
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Wuppertal, Montag 23. Mai: 

„Die Gewehre der Frau Carrar“. Das Ensem¬ 
ble „Projektgruppe Ernst Toller“ erinnert an 
den Beginn des Bürgerkrieges in Spanien 
vor 80 Jahren. Mit Gedichten von Pablo Ne- 
ruda und Erich Arendt und Liedern aus der 
der Sammlung „Canciones de las Brigadas 
Internacionales“. Kirchliche Hochschule, 
Hörsaal 3, Missionsstraße 9,20.00 Uhr. 


MO ★ 30. MAI 


Mahnwachen des DGB in 

Dortmund gegen Faschismus 

Vom 30. Mai bis zum 3. Juni finden je¬ 
den Nachmittag an der Katharinentreppe 
Mahnwachen des DGB Dortmund-Hell- 
weg statt. Sie richten sich gegen den für 
den 4. Juni von Neonazis geplanten Auf¬ 
marsch in Dortmund. Am Montag, den 
30. Mai um 17 Uhr, führt das Bündnis 
Dortmund gegen Rechts dabei eine Le¬ 
sung zur Erinnerung an die Dortmunder 
Bücherverbrennung am 30. Mai 1933 
durch. 


Heidenheim: „Fluchtursachen bekämpfen!“ 
Mitgliederversammlung der DKP mit Björn 
Blach, DKP-Bezirksvorsitzender Baden- 
Württemberg. Hotel Pöltl, Erchenstraße 14, 
20.00 Uhr. 


Dl ★ 31. MAI 


Recklinghausen: Gruppenabend der DKP 
u.a. mit Foto-Schau der letzten Aktivitäten 
wie Teilnahme an der TTIP-Demonstration, 
vom 1. Mai und dem Besuch bei den Genos¬ 
sen der PCF in Arras. Ladenlokal Kellerstra¬ 
ße 7,19.30 Uhr. 


Dl ★ 7. JUNI 


München: „Pakte mit dem Teufel - der so¬ 
genannte Hitler-Stalin-Pakt.“ Veranstaltung 
der DKP mit Ludwig Elm. KommTreff, Holz¬ 
apfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DO ★ 9. JUNI 


Flensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP Kulturcafe „Tableau“, Kurze Straße 1, 
18.00 Uhr 


Die Grundlagen 
unserer Politik 

Einführungslehrgang an der 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP 

Donnerstag 26. Mai bis Sonntag 29. Mai 

Grundlagenschulung (nicht nur) für An¬ 
fänger. Referent: Jürgen Lloyd. Um recht¬ 
zeitige (!) Anmeldung wird gebeten (Tel.: 
0214/45 418, kls@karl-liebknecht-schule. 
org). 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen. 


Aktionstage für die 
Pressefest-Werbung in 
Dortmund: 

SA, 28. Mai, ab 13.00 Uhr im Revier¬ 
park Wischlingen. An diesem Tag fin¬ 
det im Park das Festival Ruhr Reggae 
Summer statt. 

SA, 4. Juni im gesamten Stadtgebiet. 
Wir beteiligen uns aktiv an den Pro¬ 
testen gegen den Aufmarsch der Dort¬ 
munder Nazis (Infos folgen). 

SA, 11. Juni 13.00 Uhr im Revierpark 
Wischlingen. 
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Ich komme zum UZ-Pressefest,... 


... weil jetzt alle Antifa¬ 
schisten zusammenstehen 
und den Kampf gegen die 
Nazis aufnehmen müssen. 




Esther Bejarano ist deutsch-jüdische Überlebende des Vernichtungslagers 
Auschwitz , Mitbegründerin und Vorsitzende des „Auschwitz-Komitees“ 
in der Bundesrepublik . Sie war Musikerin im „Mädchenorchester von 
Auschwitz“ und tritt heutzutage vor allem mit der Rap- und HipHop- 
Gruppe „Microphone Mafia“ aus Köln auf 
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„Du warst meine Stütze, 
meine Klagemauer“ 

Bewegendes Liebesbekenntnis von Felicia Langer 



F elicia Langer sprach am 8. Mai im 
Karlsruher verdi-Haus erstmals 
nach dem Tod ihres Mannes Mie- 
ciu (f 27.3.2015) über Liebe, Solidarität 
und Menschlichkeit. 

Für Felicia Langer war der Auftritt 
in Karlsruhe ein ganz besonderes Ereig¬ 
nis. In ihrer Stimme lag die ewige Liebe 
zu ihrem Mann, als sie zum ersten Mal 
nach dessen Tod öffentlich über ihre tie¬ 
fe Dankbarkeit sprach. Siebenundsech¬ 
zig Jahre waren sie ein Paar gewesen - 
ein Liebespaar, aber auch Gefährten 
im Kampf gegen Entrechtung und Un¬ 
menschlichkeit. Mieciu Langer war weit 
mehr als der „Kofferträger der Trägerin 
des alternativen Friedensnobelpreises“, 
wie er seine Rolle scherzhaft selbst zu 
beschreiben pflegte. Er war ein Vorbild 
für Menschlichkeit und Courage, der 
trotz aller Grausamkeiten, die er durch¬ 
litt, frei von Hass und Rachegefühlen 
war. 

In einem jüdischen Internat für Wai¬ 
sen und Halbwaisen in Krakau lern¬ 
ten sich Felicia Weit und Mieciu Lan¬ 
ger kennen. Sie war 17, er 20 Jahre alt. 
Überlebende des Holocaust. „Niemand 
wird dich so lieben wie er ...“ sagte ihre 


Mutter damals. Und sie sollte Recht be¬ 
halten. 

1950 nach Israel ausgewandert, er¬ 
lebte das junge Paar das Unrecht, das 
die Palästinenser erfuhren. Nach dem 
sogenannten 6-Tage-Krieg begann Feli¬ 
cia Langer als Rechtsanwältin Brücken 
zu schlagen für gerechten Frieden und 
gegen das Leid der Unterdrückten. Heu¬ 
te sagt sie: „Lieber Mieciu, du warst mei¬ 
ne Stütze, meine Klagemauer.“ Ohne die 
Solidarität, das Vertrauen und die Lie¬ 
be ihres Mannes, so Felicia Langer, hätte 
sie die Strapazen nicht ausgehalten. „Du 
warst mit mir solidarisch und hast mich 
verteidigt, gegen die Schikanen gegen 
mich, und mehr, auch gegen Morddro¬ 
hungen. 23 Jahre hast du das ertragen 
müssen, bis ich aus Protest gegen das 
unmenschliche Rechtssystem der Besat¬ 
zung mein Anwaltsbüro im Westen von 
Jerusalem geschlossen habe. Wir sind 
nach Deutschland, nach Tübingen aus¬ 
gewandert. Ich habe weiter gekämpft, in 
Deutschland, für die entrechteten Paläs¬ 
tinenser, für Frieden mit Gerechtigkeit, 
und du warst meine liebende Stütze.“ 

Ein bewegender Moment der Ver¬ 
anstaltung war das Abspielen von Ton¬ 


dokumenten, auf denen Mieciu Langer 
über seine Erfahrungen im Holocaust, 
aber auch über seine Liebe zu seiner 
„Kitka“ sprach. Emotional angespannt 
und mit zustimmendem Nicken hörte 
Felicia Langer den Bericht ihres ver¬ 
storbenen Mannes: „Nach dem Krieg, 
nachdem ich befreit wurde, habe ich 
alles Mögliche gemacht, um meine Er¬ 
lebnisse zu verdrängen. Ich wollte mich 
überhaupt damit nicht beschäftigen. Das 
war wahrscheinlich ein Instinkt, der mir 
meine Lebensqualität gerettet hat. Ich 
kenne Leute, die bis heute mit dieser 
Vergangenheit leben, die sind seelische 
und physische Krüppel.“ Erst 1992 konn¬ 
te Felicia Langer ihren Mann von der 
Bedeutung der Zeitzeugenschaft über¬ 
zeugen. 

Befreit wurde Mieciu Langer durch 
die Rote Armee aus dem KZ Theresien¬ 
stadt. Er berichtet: „Nach einigen Tagen 
haben wir bemerkt, dass wir keine Deut¬ 
schen mehr sahen. Da sehen wir auf 
einmal durchs Fenster einen russischen 
Panzer. Ein russischer Offizier schiebt 
den tschechischen Polizisten beiseite 
und öffnet das Tor. Nach einigen Tagen 
haben viele sehr hohes Fieber bekom¬ 
men. Ich habe mich wahrscheinlich dort 
im Gefängnis mit Typhus angesteckt. Ich 
kann mich nur erinnern wie durch Ne¬ 
bel, dass mich eine Krankenschwester 
auf Händen getragen hat, wie ein kleines 
Baby.“ Felicia sagt dazu: „Sie trug Mieciu 
wie eine gute Mutter zurück ins Leben. 
Ich werde ihr immer dankbar sein.“ 

Obgleich nicht Thema der Veranstal¬ 
tung, ließ es sich Felicia Langer in ihrem 
Schlusswort nicht nehmen, sich zu ihrer 
„Lebensaufgabe“, dem „schrecklichen 
Leid der Palästinenser“, zu äußern. Sie 
betonte, dass ihr Mann immer stolz auf 
ihre politische Arbeit und ihren Kampf 
für Würde und Menschenrechte war und 
dass sie diesen Kampf ihr Leben lang 
fortführen wird: „Ich werde nie schwei¬ 
gen, wenn ich das Unrecht sehe!“ kaj 


Olympia 2016 ohne Russland? 

Sotschi: 15 russische Olympiasieger angeblich mit einem „Special Drink“ aus Steroiden und Alkohol gedopt 



D ie Hamburger „Zeit“ gilt ge¬ 
meinhin als seriös. Als die 
Nachricht kam, die „New York 
Times“ habe wieder mal Doping in 
Russland „enthüllt“ opferte sie die¬ 
sen Ruf um mindestens einen halben 
Meter und schrieb: „Eine neue Ge¬ 
schichte aus dem Sport: (...) Es geht 
um Betrug, Vertuschung, Drogen. Der 
Geheimdienst ist beteiligt, zwei tote 
Zeugen gibt es auch schon. Der Sport 
kann in seinen Wettbewerben dramati¬ 
sche Geschichten schreiben, doch hin¬ 
ter den Kulissen geht’s manchmal noch 
spannender zu, wie in einem Krimi von 
Jerry Cotton. 

Das ist kein Zufall. Die halbe Fifa- 
Bande, das weiß jedes Kind, sitzt im 
Knast. Vom IOC, dem Olympia-Syndi¬ 
kat aus Lausanne am schönen Genfer 
See, muss man auch nicht sehr viel bes¬ 
ser denken. Klar, dass Wladimir Putin 


mit diesen Herren gut kann. Der star¬ 
ke Mann aus Moskau mit den geopo- 
litischen Ambitionen hat sich vor gut 
einem Jahrzehnt dem Sport genähert, 
ihn sich zu eigen gemacht. 

Putin und der Sport,das passt. (...) 
Wohin dieses logische und natürli¬ 
che Bündnis den Sport führt, zeigt 
der jüngste Skandal. Bewahrheitet er 
sich, woran wenig Zweifel bestehen, 
hat es der Sport mit dem größten sei¬ 
ner Geschichte zu tun. Grigori Rod- 
tschenkow hat einem amerikanischen 
Dokumentarfilmer und der New York 
Times erzählt, dass Urinproben von 
mindestens fünfzehn russischen Me¬ 
daillengewinnern der Olympischen 
Spiele von Sotschi ausgetauscht wor¬ 
den seien. Und dass er sie zuvor mit 
einem Special Drink aus Steroiden und 
Alkohol gedopt habe. Rodtschenkow 
ist nicht irgendwer, er leitete das Mos¬ 


kauer Anti-Doping-Labor bis 2015. 
Er war oberster Doping-Kontrolleur 
Russlands. (...) 

Noch sind es nur Indizien, doch er 
wolle Belege liefern, sagt er. Das IOC 
müsse nur die B-Proben öffnen, die in 
Lausanne lagern. Bestätigen sich seine 
Vorwürfe, könnten die Folgen für den 
Sport abgesehen vom Imageverlust 
immens sein. Nach Bekanntwerden 
des flächendeckenden Dopings, das 
die ARD vor anderthalb Jahren auf¬ 
gedeckt hatte, ist die russische Leicht¬ 
athletik ohnehin bereits für die Spiele 
von Rio suspendiert. Auch wenn viele 
Mächtige des Sports hinter den Kulis¬ 
sen viel tun, um die Sperre bis August 
aufzuheben. 

Das dürfte ihnen nun schwerer fal¬ 
len (...) Natürlich wird nicht nur in 
Russland gedopt, aber bestätigen sich 
Rodtschenkows Anschuldigungen, hät¬ 
te man es mit einem Fall von jahrelan¬ 
gem, systematisch geplantem Staatsdo¬ 
ping zu tun.“ 

Das kennt man doch! Die DDR 
galt bisher als „Doping-Spitzenreiter“. 
Warum? Doch nur, weil sie zu oft die 
Bundesrepublik hinter sich gelassen 
hatte. Als Wissenschaftler begannen, 
sich für Doping in der BRD zu inter¬ 
essieren, machten sie erstaunliche Ent¬ 
deckungen und die zuständigen Instan¬ 
zen sorgten dafür, dass die Ergebnisse 
nicht an die Öffentlichkeit gelangten! 

Nun also hat Putin gedopt. Dass 
der Chef des Doping-Labors bei den 
Winterspielen in Sotschi später in die 
USA reiste und jetzt dort „auspack¬ 
te“, passte natürlich den Yankees, die 
in Sotschi hinter den Russen - 13 mal 
Gold -, Norwegern (11) und Kanada 
(10) mit neun Goldmedaillen nur Vier¬ 
ter geworden waren. 


Dass sich die Bundesdeutschen 
sofort zu Wort meldeten, überrascht 
nicht ... 

Der Präsident des Deutschen 
Leichtathletik-Verbandes, Clemens 
Prokop, setzte sich in „Bild“ für ein 


hartes Durchgreifen ein. „Wenn in 
Russland so systematisch gedopt 
wird, sollte die gesamte russische 
Mannschaft nicht bei Olympia in Rio 
starten“, sagte er. Immerhin hatte er 
gesagt: „Wenn“ ... Klaus Huhn 


Der rote Kanal 


Joan Baez - Live in New York, 

USA 2016 

Joan Baez, US-Menschenrechtlerin, 
Ikone der Folkmusik und Friedensak¬ 
tivistin, feierte im Januar 2016 ihren 
75. Geburtstag - standesgemäß mit ei¬ 
nem Konzert im New Yorker Beacon 
Theater. Anders als Bob Dylan, ihr 
zeitweiliger Lebenspartner, verriet sie 
ihre politischen Überzeugungen nie. 
Sa., 2i. 5., 23.40-0.55 Uhr, arte 

Lookingfor Picasso, F 2014 

Zeit seines Lebens hat Picasso nur 
einen kleinen Teil seines Werks der 
Öffentlichkeit preisgegeben. 1973 
starb mit Pablo Picasso eines der 
größten Künstlergenies des 20. Jahr¬ 
hunderts. Danach begann in den elf 
Domizilen des Malers die Bestands¬ 
aufnahme eines unglaublichen Nach¬ 
lasses. Der Dokumentarfilm ist eine 
Bestandsaufnahme von Picassos Le¬ 
ben anhand seines Erbes. 

So., 22.5., 22.10-0.05 Uhr, arte 

DEFA - Großes Kino aus Babelsberg 

Dieses Jahr jährt sich die Gründung 
der DEFA zum 70. Mal. Am 17. Mai 
1946 erteilte die sowjetische Militär¬ 
administration der DEFA als erstem 
und einzigem Filmunternehmen in 
der damaligen Ostzone die Lizenz 
zur Herstellung von Filmen. 


Aus diesem Anlass zeigt arte „Die 
Mörder sind unter uns“ von 1946 und 
„Jakob der Lügner“ von 1975. 

Mo., 23.5., 20.15-23.15 Uhr, arte 

Berlin - Ecke Schönhauser, 

DDR 1957 

Jugendkultfilm der DEFA. 

Mo., 23.5,23.55-1.20 Uhr, mdr 

Goya oder der arge Weg der 
Erkenntnis, DDR/UdSSR 1971 

In farbenprächtigen Bildern zeigt der 
Spielfilm von Konrad Wolf die Wand¬ 
lung des großen spanischen Malers 
zum politischen Künstler. 

Im Anschluss zeigt arte eine Doku¬ 
mentation über die DEFA. 

Mi., 25.5., 20.15-22.25 Uhr, arte 

Coming Out, DDR 1989 

Der einzige DDR-Spielfilm zur 
Schwulen-Problematik wurde am 
9. November 1989 im Ostberli¬ 
ner Kino International uraufgeführt; 
wegen des großen Besucheransturms 
in einer Doppelvorstellung. Unmittel¬ 
bar nach den beiden Vorführungen 
um 19.30 Uhr und 22.00 Uhr wur¬ 
de das Premierenpublikum Zeuge 
des Mauerfalls. 

Do., 26.5., 22.15-0.05 Uhr, arte 

































